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G. Holzinger

Präsident des österreichischen
Verfassungsgerichtshof

Soziale Grundrechte in Österreich 
– Bestand und Ausblick Gliederung

1. Begriff
2. Gibt es soziale Grundrechte in der österreichischen
Verfassung?
3. Zur Diskussion über die Einführung sozialer Grundrechte
4. Ausblick

1. Begriff
Grundrechte sind ein wesentlicher Bestandteil jeder

Verfassung. Sie sprechen den Einzelnen direkter an als jeder
andere Teil der staatlichen Rechtsordnung. Die Grundrechte
reichen von existenziell notwendigen Verbürgungen wie dem
Recht auf Leben über ein  allgemeines Gleichheitsgebot bis zur
Garantie eines fairen Verfahrens vor einem unabhängigen
Gericht. Alle diese Rechte beruhen auf der Idee, dass jeder
Mensch mit seiner Person verbundene, angeborene und daher
unveräußerliche Rechte hat.

Die österreichische Bundesverfassung verwendet den
Begriff "Grundrecht" nur an wenigen Stellen; sie spricht
vielmehr von "verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten".
Der Verfassungsgerichtshof versteht darunter subjektive, also

Fromthepracticeoftheconstitutionaljustice

VardevanyanA. ConstitutionalCourtoftheRussian

Federationis25yearsold..................................................

PkhrikyanA. ConstitutionalCourtofLatviais25yearsold..

TokhyanF. Twentyyearsofformationanddevelopment

oftheConstitutionalCourtoftheRepublicofArmenia.........
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Verfassungsrang zuerkannt wurde, einschließlich der von
Österreich ratifizierten Zusatzprotokolle, sowie

• die Charta der Grundrechte der EU (GRC), die mit
Inkrafttreten des Reformvertrages von Lissabon mit 1.
Dezember 2009 auch für die Mitgliedstaaten verbindlich
geworden ist.

Die ursprüngliche Bedeutung der Grundrechte liegt darin,
die Freiheit des Einzelnen durch an den Staat – und hier wieder
vor allem an die Verwaltung – gerichtete (Eingriffs)Verbote zu
schützen. Klassische Freiheitsrechte sind etwa die
Unverletzlichkeit des Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 des 1. ZP-
EMRK), die Freiheit der Erwerbsausübung (Art. 6 StGG), die
Unverletzlichkeit des Hausrechts (Art. 9 StGG), des Brief- (Art.
10 StGG) und des Fernmeldegeheimnisses (Art. 10a StGG), die
Vereins- und Versammlungsfreiheit (Art. 12 StGG, Art. 11
EMRK), die Meinungsfreiheit (Art. 13 StGG, Art. 10 EMRK),
die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 14 StGG, Art. 9
EMRK), die Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre (Art. 17
StGG), die Freiheit der Kunst (Art. 17a StGG) sowie die
Freiheit der Berufsausbildung (Art. 18 StGG). Diese Funktion
der Grundrechte als "staatsgerichtete Abwehrrechte" spiegelt
sich auch im verfassungsrechtlichen Rechtsschutzsystem:
Können doch beim Verfassungsgerichtshof wegen behaupteter
Verletzung eines verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts
wohl Akte der Verwaltung (bzw. – seit 1. Jänner 2014 – der
Verwaltungsgerichte erster Instanz) angefochten werden (Art.
144 B-VG), nicht jedoch auch solche der ordentlichen Gerichte.

Anders als die genannten Freiheitsrechte, die auf die ver-
fassungsrechtliche Gewährleistung "staatsfreier"
Lebensbereiche gerichtet sind, meinen soziale Grundrechte
Rechte auf Leistungen des Staates, also darauf, dass der Staat
zum Vorteil des Einzelnen in bestimmter Weise tätig wird.

9

individuell durchsetzbare Rechte, die durch eine Bestimmung
im Verfassungsrang eingeräumt werden.

Zu den Eigenheiten der österreichischen Bundesverfassung
gehört, dass sie – zum Unterschied von praktisch allen moder-
nen Staatsverfassungen (siehe zB Art. 1 ff. Bonner
Grundgesetz) – keinen eigenen Abschnitt über Grund- und
Freiheitsrechte, also keinen geschlossenen Grundrechtekatalog,
enthält. Diese Lücke erklärt sich geschichtlich aus den tief-
greifenden weltanschaulichen Gegensätzen, die auch in der
Frage der Grundrechte im Zeitpunkt der Schaffung der
Bundesverfassung im Jahr 1920 zwischen den damals maßge-
blichen politischen Kräften herrschten.

Damit ist selbstverständlich nicht gesagt, dass es in Öster-
reich gar keine Grundrechte gäbe. Ganz im Gegenteil: Die
österreichische Verfassung umfasst sogar eine Vielzahl von
Grundrechten, doch sind diese über zahlreiche verschiedene
Rechtsquellen innerstaatlicher und völkerrechtlicher Herkunft
verteilt.

Die wichtigsten dieser Grundrechtsquellen sind
• das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) vom 1. Oktober

1920, das – neben dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art.
7 Abs. 1) – insbesondere auch das Wahlrecht zu den
gesetzgebenden Körperschaften (Nationalrat, Landtage)
und zu den Gemeindevertretungen als zentrales politis-
ches Grundrecht verbürgt,

• das Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867 über die
allgemeinen Rechte der Staatsbürger (StGG), das 1920
als Ersatz für eine Neukodifikation der Grundrechte zu
einem Teil der republikanischen Verfassung erklärt
wurde,

• die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (Europäische
Menschenrechtskonvention – EMRK), der Österreich
1958 beigetreten ist und 1964 rückwirkend

8
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wertlos, gäbe es nicht – vor Gerichten durchsetzbare – zivil-
rechtliche Bestimmungen, die den vollen Genuss dieses Rechts
gewährleisten.

Von größter Bedeutung für die Sozialgesetzgebung ist
allerdings der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 7 Abs. 1 B
VG, der ungeachtet seines scheinbar engeren Wortlauts ("Alle
Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich") auch und gerade den
Gesetzgeber bindet:

Zum einen verbietet er unsachliche Differenzierungen bei
der Zuerkennung sozialer Leistungen, sodass die Anwendung
des Gleichheitssatzes – gleichsam als Reflex – Ansprüche auf
solche Leistungen entstehen lassen kann. Zwar ist der
Verfassungsgerichtshof darauf beschränkt, Gesetze, die gegen
den Gleichheitssatz verstoßen, als verfassungswidrig
aufzuheben; es ist ihm also verwehrt, den Gesetzgeber zu einem
positiven Tun anzuhalten. Hebt der Verfassungsgerichtshof
jedoch jenen Teil einer gesetzlichen Regelung auf, der bes-
timmte Personen (ausdrücklich oder stillschweigend) in unsach-
licher Weise von Leistungen ausschließt, so hat dies zur Folge,
dass der Kreis der Begünstigten entsprechend ausgedehnt wird
(siehe zB VfSlg. 15.054/1997: Verfassungswidrigkeit des
Ausschlusses von Männern vom Bezug einer Leistung der geset-
zlichen Sozialversicherung).

Zum anderen bildet der aus dem Gleichheitssatz abgeleitete
Grundsatz des Vertrauensschutzes eine Schranke gegen einen
Rückbau von Sozialleistungen. Zwar gibt es keine
Verfassungsnorm, die den Schutz erworbener Rechtspositionen
gewährleistet, sodass es im Prinzip im rechtspolitischen
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers liegt, eine einmal
geschaffene Rechtsposition zulasten der Betroffenen zu verän-
dern. Der Gesetzgeber verletzt jedoch den Gleichheitssatz,
wenn er – durch eine Änderung der Rechtslage – in erworbene
Rechtspositionen abrupt, also ohne angemessene Über-
gangsregelung, und schwerwiegend eingreift.
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2. Gibt es soziale Grundrechte in der österreichischen 
Verfassung?

Wir in Österreich genießen ohne jeden Zweifel das Privileg,
in einem Land zu leben, das zu den höchstentwickelten
Sozialstaaten der Welt zählt. Den Kern unseres Sozialstaates
bildet die gesetzliche Sozialversicherung, in der – nach
Erwerbszweigen gegliedert – praktisch alle Erwerbstätigen
zusammengefasst sind und die die wirtschaftliche Existenz des
Einzelnen in angemessener Weise gegen Gefahren schützt, die
sich aus den vielfältigen Wechselfällen des Lebens ergeben kön-
nen (Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Arbeitslosigkeit,
Berufsunfähigkeit, Alter). Ergänzt wird dieses System durch eine
Reihe von Transferleistungen, zB die Familienbeihilfe für Kinder,
Pflegegeld für pflegebedürftige Personen und vielfältige
Maßnahmen der Behindertenhilfe. Ein letztes Sicherheitsnetz für
Personen, deren Lebensunterhalt und Wohnbedarf sonst nicht
gedeckt wären, spannen die Leistungen der Bedarfsorientierten
Mindestsicherung. Zu den Errungenschaften unseres Sozialstaates
zählen schließlich auch das Arbeitsrecht mit seinen umfangre-
ichen Bestimmungen zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sowie das Miet- und Wohnungsrecht.

Diese umfassenden sozialstaatlichen Garantien fußen
jedoch im Wesentlichen auf einfachen Gesetzen. Die
Verfassung hingegen enthält soziale Grundrechte ebenso wenig
wie ein allgemeines Bekenntnis zum Sozialstaat (siehe demge-
genüber zB Art. 20 Abs. 1 Bonner Grundgesetz).

Dieses Defizit wird in gewisser Weise dadurch gemildert,
dass praktisch alle in der österreichischen Verfassung ver-
ankerten Freiheitsrechte auch eine sozialstaatliche Dimension
erkennen lassen. Insofern nämlich, als viele grundrechtlich ver-
ankerte Freiheiten voraussetzen, dass der Staat gestaltende
Maßnahmen ergreift, die die Ausübung dieser Freiheiten erst
ermöglichen. So wäre etwa die verfassungsrechtliche Garantie
des Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 des 1. ZP-EMRK) praktisch

10
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In einem Erkenntnis aus dem Jahr 2012 hat der
Verfassungsgerichtshof indes auch darauf hingewiesen, dass es
dem Gesetzgeber ganz allgemein verwehrt ist, Regelungen zu
treffen, für die keine sachliche Rechtfertigung besteht, und eine
plötzliche und gravierende Kürzung des für den Lebensbedarf
vorgesehenen Mindeststandards in Kärnten als verfas-
sungswidrig beurteilt: "Ist in einem vom Gesetzgeber ein-
gerichteten System der Sicherung zur Gewährung eines zu
einem menschenwürdigen Leben erforderlichen
Mindeststandards der Zweck, dem betroffenen Personenkreis
das Existenzminimum zu gewähren, nicht mehr gewährleistet,
dann verfehlt ein solches Sicherungssystem offensichtlich
insoweit seine Aufgabenstellung. Ein solcher Fall liegt dann
vor, wenn – wie hier – eine plötzliche Kürzung der
Mindestsicherung um 20 vH vorgenommen wird; dafür bedarf
es einer sachlichen Rechtfertigung"; ein Grund, der geeignet
wäre, diese Maßnahme sachlich begründen, war aber nicht
ersichtlich (VfSlg. 19.698/2012).

Bemerkenswert ist, dass sich sozialstaatliche Verbürgungen
in mehreren Landesverfassungen finden. Die rechtliche
Bedeutung dieser Garantien ist jedoch insofern nicht allzu groß,
als es sich dabei entweder um rein programmatische
Festlegungen (Staatsziele) handelt (siehe zB Art. 9 Abs. 1 Z 2
Oö. L-VG: "Das Land Oberösterreich hat die Aufgabe, ... für
eine geordnete Gesamtentwicklung des Landes zu sorgen, die
den ... sozialen ... Bedürfnissen der Bevölkerung ... Rechnung
trägt.") oder aber um Grundrechte, die so allgemein gefasst
sind, dass sie keine konkreten verfassungsrechtlichen
Ansprüche vermitteln (siehe zB Art. 12 Oö. L-VG: "Das Land
Oberösterreich gewährt im Rahmen der Gesetze 1.
Krankenpflege jenen Personen, die wegen Krankheit hilfs-
bedürftig werden, 2. Behindertenhilfe jenen Personen, die kör-
perlich, geistig oder seelisch behindert sind, 3. Sozialhilfe jenen
Personen, die aus sonstigen sozialen Gründen hilfsbedürftig
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Ein verfassungsrechtlich geschütztes Vertrauen ist jedoch
von vornherein nur dort denkbar, wo die Einzelnen im
Vertrauen auf eine bestimmte Rechtslage disponiert und
solcherart eine Rechtsposition "erworben" haben, etwa durch
die Leistung von Beiträgen zur gesetzlichen
Sozialversicherung. Siehe grundlegend VfSlg. 16.764/2002:
"Im System der gesetzlichen Pensionsversicherung werden mit
den Beiträgen jeweils die laufenden Pensionen der
Leistungsbezieher (dh. eines von den Beitragszahlern grundsät-
zlich verschiedenen Personenkreises) finanziert, nicht aber
Ansprüche der Beitragszahler "angespart". Es gelten daher im
allgemeinen auch nicht versicherungsmathematische
Grundsätze, sondern es herrscht das Prinzip des sozialen
Ausgleichs. Die Verpflichtung zur Beitragszahlung (welche an
sich einen Eingriff in das Grundrecht auf Unversehrtheit des
Eigentumsrecht darstellt) ist im Rahmen dieses sog.
"Generationenvertrages" unter dem Gesichtspunkt sachlich zu
rechtfertigen, daß ein der Versicherungsgemeinschaft ange-
hörender Beitragszahler im Versicherungsfall auch selbst durch
dieses System jedenfalls so weit geschützt wird, daß er in
Abhängigkeit vom Ausmaß seiner Beitragszahlungen grundsät-
zlich eine nicht außer Verhältnis zu seinem früheren
Erwerbseinkommen stehende Versorgung für eben dieselben
Versicherungsfälle erwarten kann (also für den Fall des Alters,
der Invalidität und für Angehörige im Falle des Todes)."

Umgekehrt ist der Gesetzgeber bei öffentlichen
Zuwendungen, die nicht aus Beiträgen der Begünstigten, son-
dern aus allgemeinen Steuermitteln gespeist werden, bei der
Verfolgung seiner rechtspolitischen Ziele durch den Grundsatz
des Vertrauensschutzes nicht beschränkt (siehe zB VfSlg.
19.411/2011 – Herabsetzung der Altersgrenze für den Bezug
der Familienbeihilfe – und 19.517/2011 – Entfall des
Alleinverdienerabsetzbetrags für Alleinverdienende ohne
Kinder).
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Grund kann die Charta keinen Ersatz für einen eigenständigen
innerstaatlichen Katalog sozialer Grundrechte bieten.

Die österreichische Rechtsordnung umfasst daher wohl an
verschiedenen Stellen soziale Garantien; dies ändert aber nichts
daran, dass diese Verbürgungen im genuin österreichischen
Verfassungstext nicht ausdrücklich und systematisch verankert
sind. Österreich bildet insofern ein gutes Beispiel dafür, dass
ein Staat keine sozialen Grundrechte braucht, um ein
Sozialstaat zu sein.

3. Zur Diskussion über die Einführung sozialer
Grundrechte

Kaum eine andere Frage der Verfassungsreform ist in
Österreich so lange Zeit hindurch derart intensiv und doch mit
derart geringem praktischem Ertrag diskutiert worden wie die
Frage der Schaffung eines Kataloges sozialer Grundrechte.

Welche (scheinbar) unüberbrückbaren politischen
Auffassungsunterschiede in dieser Frage bestehen, belegt auch
das Schicksal der beiden wichtigsten internationalen
Abkommen über soziale Grundrechte, der Europäischen
Sozialcharta, BGBl. 460/1969, an deren Stelle für Österreich
mit 1.7.2011 die Europäische Sozialcharta (revidiert), BGBl. I
112/2011, getreten ist, und des Internationalen Paktes über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, BGBl. 590/1978:
Österreich ist zwar beiden Abkommen beigetreten (und damit
die aus diesen Abkommen folgenden völkerrechtlichen
Verpflichtungen eingegangen), doch scheiterte die Verankerung
dieser Abkommen im Verfassungsrang daran, dass es nicht
gelang, die hiefür erforderliche Zweidrittelmehrheit im
Nationalrat zu finden.

Besonders eingehend wurde die Frage der Schaffung
sozialer Grundrechte zuletzt im Österreich-Konvent
(2003–2005) erörtert (siehe die auf www.konvent.gv.at veröf-
fentlichten Berichte); dies unter dem Eindruck der am 7.
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werden und außerstande sind, für sich und ihre Angehörigen die
Mittel für einen ausreichenden Lebensunterhalt zu beschaf-
fen.").

Mit 1. Dezember 2009 ist der Vertrag von Lissabon in Kraft
getreten; mit diesem Reformvertrag haben die in der Charta der
Grundrechte der EU niedergelegten Rechte, Freiheiten und
Grundsätze Geltung erlangt. Diese Charta umfasst auch – unter
dem Titel "Solidarität" – einen Katalog sozialstaatlicher
Gewährleistungen, etwa ein Recht auf Zugang zu den
Leistungen der sozialen Sicherheit (Art. 34 Abs. 1) und auf
ärztliche Versorgung (Art. 35). Nach Art. 34 Abs. 3 "anerkennt
und achtet" die Union das Recht auf eine soziale Unterstützung
und eine Unterstützung für eine Wohnung, die allen, die nicht
über ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges
Dasein sicherstellen sollen. Der Verfassungsgerichtshof hat im
Jahr 2012 ausgesprochen, dass die in der Charta garantierten
Rechte vor dem Verfassungsgerichtshof als "verfassungsgeset-
zlich gewährleistete Rechte" geltend gemacht werden können
und auch einen Maßstab für die Verfassungsmäßigkeit
genereller Normen bilden. Dies gilt "jedenfalls" dann, wenn die
betreffende Garantie der Charta in ihrer Formulierung und
Bestimmtheit verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten
der Bundesverfassung gleicht (VfSlg. 19.632/2012).

Diese Rechtsprechung hat zur Konsequenz, dass mit der
Charta prinzipiell auch echte, vom Einzelnen einklagbare,
soziale Grundrechte Eingang in die österreichische
Rechtsordnung gefunden haben könnten. Freilich ist noch nicht
geklärt, bei welchen Verbürgungen der Charta dies im
Einzelnen der Fall ist; vor allem aber gilt die Charta für die
Mitgliedstaaten der Union "ausschließlich bei der
Durchführung des Rechts der Union" (Art. 51 Abs. 1), also nur
dann, wenn die Mitgliedstaaten "im Anwendungsbereich des
Unionsrechts handeln" (zum sachlichen Geltungsbereich der
Charta VfGH 12.3.2014, B 166/2013, mwN). Schon aus diesem

14

Êîíñòèòóöèîííîå ÏÐÀÂÎÑÓÄÈÅ·2(72)`16 ИзìàòåðèàëîâñîâìåñòíûхîáñóжäåíèéÊС Аâñòðèè è Аðìåíèè



Notfallversorgung", übersetzt und durch diese ergänzt werden.
Gleichzeitig seien ein allgemeines Missbrauchsverbot sowie
Gesetzesvorbehalte vorzusehen, die den Staat davor schützen,
zu "Unerfüllbarem" verpflichtet zu werden. Diese Schranken
seien jedoch so zu gestalten, dass Mindeststandards nicht unter
Berufung auf nicht vorhandene Mittel unterschritten werden
können.

Ein Konsens über die Formulierung solcher Garantien –
wie über den Text einer reformierten österreichischen
Bundesverfassung überhaupt – konnte im Österreich-Konvent
aber nicht erzielt werden.

In der Folge stellte das Regierungsprogramm für die 23.
Gesetzgebungsperiode (2006–2008) eine Verfassungsreform in
Aussicht, die – entsprechend den Beratungen im Österreich-
Konvent – (auch) "eine zeitgemäße Grundrechtsreform, ins-
besondere soziale Grundrechte" umfassen sollte. Freilich wurde
in diesem Regierungsprogramm auch betont, dass

• Sozialpolitik "grundsätzlich im Wege der Gesetzgebung
zu gestalten" ist,

• soziale Grundrechte eines "besonderen, ihrer Natur
angepassten Rechtsschutzsystems" bedürfen und "den
Einzelnen von seiner prinzipiellen Eigenverantwortung
für die Gestaltung seines Lebens nicht entbinden" und 

• "die Gewährung staatlicher Leistungen von der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Gemeinwesens
abhängt".

Die Ausarbeitung des Entwurfs einer entsprechenden
Verfassungsnovelle wurde in die Hände eines hochkarätig
besetzten Expertengremiums, der "Expertengruppe Staats- und
Verwaltungsreform", gelegt, die aber in dieser Frage keine
Einigung erzielen konnte.

Das Regierungsprogramm für die 24.
Gesetzgebungsperiode (2008–2013) beließ es bei dem allge-
meinen Ziel, die in der österreichischen Rechtsordnung bzw.
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Dezember 2000 proklamierten Charta der Grundrechte der
Europäischen Union, die – wie vorhin erwähnt – eine Reihe
sozialstaatlicher Verbürgungen enthält.

Der mit der Erarbeitung eines Grundrechtekataloges
befasste Ausschuss 4 des Österreich-Konvents sprach sich dafür
aus, eine erneuerte österreichische Bundesverfassung um
soziale Garantien zu ergänzen, wobei darauf zu achten sei, dass
diese nicht hinter der Charta der Grundrechte der EU zurück-
blieben.

Im Einzelnen fasste der Ausschuss folgende sozial-
staatliche Verbürgungen ins Auge:

• das Recht auf Bildung
• das Recht auf Schutz der Gesundheit und der Umwelt
• das Recht auf soziale Sicherheit
• das Recht auf Verbraucherschutz
• das Recht auf Wohnung
• das Recht auf Arbeit
• das Recht auf Vereinbarkeit von Beruf und Familie
• das Recht auf Schutz von Ehe und Familie
• das Recht auf Zugang zu Leistungen von allgemeinem

Interesse.
Der Ausschuss gelangte zu dem Ergebnis, dass sozial- und

leistungsstaatliche Verfassungsgarantien in differenzierter und
kombinierter Form eingeführt werden sollten, nämlich als
Staatszielbestimmungen, Gesetzgebungsaufträge, institu-
tionelle Garantien und Grundrechte mit individuellem und
kollektivem Garantiegehalt.

Schließlich trat der Ausschuss dafür ein, sozial- und leis-
tungsstaatliche Verfassungsgarantien möglichst konkret – als
Grundrechte "im technischen Sinne" – zu konzipieren.
Formulierungen wie "Recht auf Gesundheit" sollten daher als
ausschließliche Gewährleistungen vermieden und in genaue,
rechtlich geschützte Positionen, etwa ein "Recht auf Zugang zur
Gesundheitsvorsorge" oder ein "Recht auf medizinische
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desto mehr beschränken sie den rechtspolitischen
Gestaltungsspielraum des einfachen Gesetzgebers; es droht die
Gefahr einer "Erstarrung" des Status quo der
Sozialrechtsordnung. Will aber der Verfassungsgesetzgeber
sozialstaatliche Verbürgungen für Weiterentwicklungen offen-
halten, so muss er zu unbestimmten Formulierungen greifen –
und damit in Kauf nehmen, dass sich die politische Dynamik
von den gewählten politischen Organen ein Stück hin zum
Verfassungsgerichtshof verlagert: insoweit nämlich, als sich
derartige Verbürgungen als Maßstab für die
Verfassungsmäßigkeit der Gesetzgebung eignen, wie dies auch
bei klassischen Freiheitsrechten der Fall ist.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die
Verankerung sozialer Grundrechte in der österreichischen
Verfassung zweifellos zu den wichtigsten Anliegen einer
Grundrechtsreform sowie einer Verfassungsreform überhaupt
zählt. Sollte es in Österreich zu einer Kodifikation der
Grundrechte kommen, so wird diese an dem durch die interna-
tionale Rechtsentwicklung erreichten Standard sozialer
Grundrechte nicht vorbeigehen können.
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völkerrechtlich verankerten "und allenfalls neue Grundrechte"
in einem übersichtlichen Grundrechtskatalog zusammenzu-
fassen und diesen in das Bundes-Verfassungsgesetz einzubauen. 

Gesetzesinitiativen, die diesem Ziel verschrieben gewesen
wären, sind zwar ausgeblieben. Hervorzuheben ist jedoch, dass
mit dem Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von
Kindern, BGBl. I 4/2011, auch ihrem Inhalt nach soziale
Grundrechte in der österreichischen Verfassung verankert wur-
den (siehe zB Art. 1: Jedes Kind hat "Anspruch auf den Schutz
und die Fürsorge, die für sein Wohlergehen notwendig sind",
und "auf bestmögliche Entwicklung und Entfaltung").

Im Arbeitsprogramm der Bundesregierung für die Jahre
2013–2018 ist das Vorhaben, den Bestand an Grundrechten in
einem Katalog zusammenzufassen und um soziale Grundrechte
zu ergänzen, nicht (mehr) enthalten.

4. Ausblick
Jene, die der verfassungsrechtlichen Verankerung sozialer

Grundrechte mit Skepsis gegenüberstehen, wenden sich dur-
chaus nicht gegen die Gewährung von sozialen Rechten über-
haupt. Was vielmehr bestritten wird, ist die Notwendigkeit und
Zweckmäßigkeit, die wesentlichen Prinzipien der
Sozialgesetzgebung dem Verfassungsrecht einzugliedern und
sie so den klassischen Grundrechten gleichzuordnen.

Es ist völlig unbestritten, dass soziale Grundrechte in
Österreich nicht auf einen "gesetzesfreien Naturzustand" träfen,
sondern – wie gesagt – auf ein hochentwickeltes, gesetzlich
geregeltes Sozialsystem. Unter diesem Gesichtspunkt läge der
Sinn der Schaffung sozialstaatlicher Garantien im
Verfassungsrang darin, die zentralen Errungenschaften unseres
Sozialstaates verfassungsrechtlich abzusichern, allerdings nicht
um ihrer selbst, sondern um ihrer Leistungen (Funktionen)
willen. Gerade in diesem Punkt zeigt sich allerdings ein gewiss-
es Dilemma: Je bestimmter soziale Grundrechte gefasst werden,
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2. Normenkontrollverfahren (Art. 139, 139a, 140 und 
140a B-VG)

Im Normenkontrollverfahren erkennt der VfGH über die
Verfassungswidrigkeit von Gesetzen, die Gesetzwidrigkeit von
Verordnungen, die Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen und
die Gesetzwidrigkeit von Kundmachungen über die
Wiederverlautbarung eines Gesetzes oder Staatsvertrages. Mit
dem Erkenntnis des VfGH wird die rechtswidrige generelle
Rechtsvorschrift aufgehoben, sofern sie noch in Geltung steht.
Ist die Rechtsvorschrift bereits außer Kraft getreten, wird aus-
gesprochen, dass sie rechtswidrig war. Kommt der VfGH zur
Ansicht, dass ein Staatsvertrag rechtswidrig ist, so spricht er
aus, dass der Staatsvertrag infolge Verfassungs- oder
Gesetzwidrigkeit nicht anzuwenden ist.

Diese Aussprüche haben feststellenden oder rechtsgestal-
tenden Charakter. Sie sind einer Vollstreckung durch den
Bundespräsidenten nicht zugänglich. Der Vollzug dieser
Entscheidungen erschöpft sich im Ausspruch bzw. in der
Kundmachung dieses Anspruches in den jeweiligen
Gesetzblättern selbst. Ihre Umsetzung in die
Rechtswirklichkeit, dh die Konkretisierung im Rechtsvollzug,
obliegt dann den vollziehenden Gerichten und
Verwaltungsbehörden, die ex constitutione an die Entscheidung
des VfGH, mit der eine Rechtsvorschrift aufgehoben oder aus-
gesprochen wird, dass sie rechtswidrig war, förmlich gebunden
sind (Art. 139 Abs. 6 und Art. 140 Abs. 7 B-VG). Gemäß Art.
140 Abs. 5 B-VG tritt die Aufhebung mit Ablauf des Tages der
Kundmachung des Erkenntnisses in Kraft. Ab dem der
Kundmachung folgenden Tag gilt das Gesetz als aufgehoben
und es darf von den Gerichten und Verwaltungsbehörden grund-
sätzlich nicht mehr angewendet werden. All das gilt vice versa
auch im Verordnungsprüfungsverfahren.

Eine förmliche Bindung besteht nur gegenüber den
Behörden, nicht gegenüber dem Gesetzgeber. Die Aufhebung
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G. Lienbacher

Mitglieddes österreichischen
Verfassungsgerichtshof

Umsetzung von Entscheidungen des
Verfassungsgerichtshofes

1. Allgemeines zur Umsetzung
Die Umsetzung von verfassungsgerichtlichen

Entscheidungen unterscheidet sich je nach Verfahrensart. Für
Entscheidungen, die der Exekution zugänglich sind, ordnet Art.
146 B-VG an, dass der Verfassungsgerichtshof die
Vollstreckung durch den Bundespräsidenten beantragen kann.
Aufgrund des sehr engen und technischen Exekutionsbegriffes
gelten nur jene Entscheidungen als exekutionsfähig, mit denen
eine Leistungspflicht auferlegt wird. Eine Vielzahl von
Entscheidungen hat hingegen feststellenden oder rechtsgestal-
tenden Charakter. Sie fallen nicht darunter. Das gilt insbeson-
dere für Entscheidungen im Normenkontrollverfahren. Um eine
Leistungspflicht zu vollstrecken, bedient sich der
Bundespräsident der Organe des Bundes und der Länder ein-
schließlich des Bundesheeres. Ausnahmsweise bedarf er dazu
keiner Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder eines
Bundesministers (Art. 67 B-VG). Tatsächlich ist der VfGH seit
seinem Bestehen noch nie an den Bundespräsidenten herange-
treten, um eine Exekution nach Art. 146 Abs. 2 B-VG zu
beantragen.1
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eines Gesetzes gibt dem Gesetzgeber die Möglichkeit, die
Rechtslage verfassungskonform neu zu gestalten, verpflichtet
ihn aber nicht. Eine in der österreichischen Verfassungspraxis
manchmal aufgetretene Besonderheit ist die fehlende
Akzeptanz gewesen. Diese hat sich darin geäußert, dass auf-
grund eines breiten politischen Konsenses im Parlament aufge-
hobene Gesetzesbestimmungen als Verfassungsbestimmungen
wieder in Kraft gesetzt wurden, um sie vor dem
Verfassungsgerichtshof zu immunisieren. Solche „Korrekturen“
durch den Verfassungsgesetzgeber haben vor allem in den
achtziger und neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts stattge-
funden, in denen die Regierung noch von einer
Zweidrittelmehrheit im Parlament getragen war.2 Zum Teil fand
dies schon während des Prüfungsverfahrens statt.3 Der
Gesetzgeber hat vereinzelt sogar während eines laufenden
Gesetzesprüfungsverfahrens die in Prüfung gezogene
Bestimmung rückwirkend durch eine inhaltsgleiche
Bestimmung ersetzt. Der VfGH hat in diesem Fall die
Vereitelungsabsicht des Gesetzgebers als erwiesen angesehen
und das neu erlassene Gesetz aufgehoben.4

Die Aufhebung einer bundesverfassungsgesetzlichen
Bestimmung aus materiellen Gründen kommt in Betracht, wenn
sie Grundprinzipien der Bundesverfassung wesentlich verletzt,
was bislang nur einmal der Fall war.5

Eine vom Verfassungsgerichtshof aufgehobene Norm
scheidet erst durch die Kundmachung aus dem Rechtsbestand
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aus. Die Aufhebung einer Verordnung ist von der obersten
Behörde des Bundes oder des Landes (Art. 139 Abs. 5 B-VG),
die Aufhebung eines Gesetzes vom Bundeskanzler oder vom
Landeshauptmann (Art. 140 Abs. 5 B-VG) kundzumachen. Von
der herrschenden Lehre wird angenommen, dass die
Kundmachungsverpflichtung der Exekutivorgane einer
Exekution zugänglich ist. Das bedeutet, dass der VfGH beim
Bundespräsidenten einen Antrag auf Exekution stellen könnte.
Der Bundespräsident könnte dann die Kundmachung der
Aufhebung der Rechtsvorschrift durch von ihm dazu beauf-
tragte Organe vornehmen lassen. Dazu bedarf es – anders als
sonst – keiner Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler.

Der VfGH hat von der Möglichkeit der Exekution durch
den Bundespräsidenten nicht Gebrauch gemacht. Das vereinzelt
gebliebene Problem, dass die Aufhebung einer Norm nicht
(rechtzeitig) kundgemacht wurde, hat der VfGH dadurch gelöst,
dass er den Fall, in dem er die aufgehobene Norm anzuwenden
gehabt hätte, als Anlassfall behandelte. In solchen Fällen hat der
VfGH die Aufhebung unmittelbar, dh ohne Kundmachung, zu
beachten. Die rechtswidrige Bestimmung kommt damit auf den
neuen Fall nicht mehr zur Anwendung.6

Wenn jedoch die Gesetzgebungsorgane nach einer
Aufhebung neuerlich einen inhaltsgleichen Rechtsakt erlassen,
kann ihn der Verfassungsgerichtshof erst wieder nach einem
entsprechenden Verfahren aufheben. Theoretisch wäre eine
Endlosschleife denkbar. Im sogenannten „Ortstafelstreit“ 2006
wurde diese Problematik intensiv diskutiert. Der VfGH hatte
Verordnungen aufgehoben, die auch mit Ortstafeln
kundgemacht waren. Solche Ortstafeln bewirken
Geschwindigkeitsbeschränkungen. Die Verordnungen wurden
vom VfGH wegen des Verstoßes gegen den im Staatsvertrag
von Wien vorgesehenen Minderheitenschutz aufgehoben, weil
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5 VfSlg. 16.327/2001.
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die Ortsnamen auf ihnen nicht zweisprachig zu lesen waren.7

Die Regionalbehörde erließ erneut die gleiche rechtswidrige
Regelung. Lediglich örtlich wurden die Ortstafeln unter großem
medialem Aufsehen geringfügig versetzt. Die neue Regelung
wurde erneut vom VfGH wegen Verstoßes gegen den
Minderheitenschutz, es betraf die slowenische Minderheit,
aufgehoben.8 In Reaktion darauf erließ die Regionalbehörde die
Regelung erneut mit rechtswidrigem Inhalt, idem die deutsche
Bezeichnung größer als die slowenische sichtbar gemacht
wurde.9 Auch dies wurde vom VfGH aufgehoben.10 Eine
endgültige politische Lösung erfolgte erst im Jahr 2011 in Form
einer Novelle zum Volksgruppengesetz, die mit
Verfassungsbestimmungen die Gebietsteile mit zweisprachigen
Ortstafeln festlegt. Ob damit die völkerrechtliche Verpflichtung
aus Art 7 Z 3 des Staatsvertrages von Wien vollständig umge-
setzt ist, bleibt offen.

Diese Episode zeigt, dass die Entscheidungen des VfGH im
Bereich der Normenkontrolle zwar Bindungswirkung
gegenüber dem Gesetzgeber und den verordnungserlassenden
Behörden haben, die Umsetzung dieser Bindungswirkung aber
nicht erzwungen werden kann. Der VfGH kann die geset-
zgebenden und verordnungserlassenden Stellen nicht zur
Erlassung eines bestimmten Rechtsaktes zwingen.

3. Beschwerden gegen Erkenntnisse von 
Verwaltungsgerichten (Art. 144 B-VG)

Der VfGH hebt ein Erkenntnis eines Verwaltungsgerichts
auf, wenn der Beschwerdeführer in einem verfassungsgeset-
zlich gewährleisteten Recht verletzt wurde oder eine
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Rechtsverletzung infolge Anwendung einer rechtswidrigen
generellen Norm vorliegt. Das Erkenntnis des VfGH hat rechts-
gestaltenden Charakter, es beseitigt unmittelbar den angefocht-
enen Akt. Eine Exekution ist daher nicht erforderlich und daher
auch nicht vorgesehen. Solche Erkenntnisse des VfGH wirken
ex tunc, das Verfahren tritt in die Lage zurück, in der es sich vor
Erlassung des aufgehobenen Erkenntnisses befunden hat.11

Gem § 87 Abs. 2 VfGG sind die Verwaltungsgerichte und
Verwaltungsbehörden verpflichtet, in der betreffenden
Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen
Mitteln unverzüglich den der Rechtsanschauung des VfGH
entsprechenden Rechtszustand herstellen. Dies ist eine Folge
des Erkenntnisses des VfGH, nicht jedoch unmittelbarer Inhalt.
Eine Vollstreckbarkeit solcher Erkenntnisse gibt es daher nicht.

Die Verwaltungsgerichte haben vielmehr im neuerlichen
Verfahren durch Erlassung eines Ersatzerkenntnisses den
Beschwerdeführer so zu stellen, als wäre das seinerzeit ange-
fochtene Erkenntnis nicht ergangen. Bei der Erlassung des
Ersatzerkenntnisses sind die Verwaltungsgerichte nicht nur an
die im Erkenntnis des VfGH explizit geäußerte, sondern auch
an eine darin implizit zum Ausdruck kommende
Rechtsanschauung des VfGH gebunden.12

Die Bindung an die Rechtsauffassung des VfGH reicht nur
soweit, als das belangte Verwaltungsgericht bei der Erlassung
des Ersatzerkenntnisses keine andere Rechts- oder Sachlage
vorfindet, wie zB im Falle ergänzender Ermittlungsergebnisse
des zweiten Rechtsgangs oder nach einer mittlerweile einge-
tretenen auf anhängige Verfahren bereits anzuwendenden
Gesetzesänderung.13

Eine Missachtung dieser Bindungswirkung würde
bedeuten, dass das Ersatzerkenntnis den Beschwerdeführer
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5. Kompetenzkonflikte und Kompetenzfeststellungen 
(Art. 138 B-VG)

Kompetenzkonflikte (Art. 138 Abs. 1 B-VG) werden
unmittelbar mit der Entscheidung des VfGH gelöst. Eine
Exekution des Erkenntnisses des VfGH ist daher nicht nötig.
Weiteres kompetenzwidriges Verhalten von Behörden wäre in
der Folge mit den allgemein vorgesehenen Rechtsmitteln zu
bekämpfen.

Ein Erkenntnis des VfGH über einen Kompetenzkonflikt
hat gemäß § 51 VfGG auch die Aufhebung der diesem
Erkenntnis entgegenstehenden behördlichen Akte auszus-
prechen. Damit soll der zuständigen Autorität gleich und unmit-
telbar der Weg zur Entscheidung frei gemacht werden. Der
VfGH hebt bei negativen Kompetenzkonflikten zusätzlich zu
rechtskräftigen letztinstanzlichen
Unzuständigkeitsentscheidungen auch
Unzuständigkeitsentscheidungen von Unterinstanzen auf.16 Der
VfGH ist im Rahmen der Vollziehung des § 51 VfGG zudem
berechtigt und verpflichtet, seiner Rechtsauffassung nach geset-
zwidrige Zuständigkeitsentscheidungen von Gerichten ein-
schließlich des OGH und des VwGH aufzuheben.

In einem Verfahren nach Art. 138 Abs. 2 B-VG wird vom
VfGH unmittelbar eine Kompetenz festgestellt. Diese
Feststellung wird in einem Rechtssatz zusammengefasst mit
erga omnes Wirkung im Bundesgesetzblatt kundgemacht und
bindet auch ihn selbst. Einer solchen Kompetenzfeststellung
kommt die Wirkung einer quasi authentischen Interpretation der
Kompetenzbestimmungen in der Bundesverfassung auf der
Stufe eines Bundesverfassungsgesetzes zu.17 Eine Exekution
des Erkenntnisses kommt daher nicht in Betracht.

neuerlich im selben Recht wie das im ersten Rechtsgang
erlassene und vom VfGH aufgehobene Erkenntnis verletzt.14

Diese Verletzung führt wiederum nur in einem neuen Verfahren
vor dem Verfassungsgerichtshof zur Aufhebung. Auch hier
wäre eine Endlosschleife theoretisch denkbar.

4. Klagen gegen Gebietskörperschaften wegen 
bestimmter vermögensrechtlicher Ansprüche 
(Art. 137 B-VG)

Gemäß Art. 137 B-VG erkennt der VfGH über vermögen-
srechtliche Ansprüche gegen den Bund, die Länder, die Gemeinden
und die Gemeindeverbände, die weder im ordentlichen Rechtsweg
auszutragen noch durch Bescheid einer Verwaltungsbehörde zu
erledigen sind (zB finanzausgleichsrechtliche Ansprüche der
Gebietskörperschaften untereinander oder Begehren auf
Rückzahlung zu Unrecht eingehobener Geldstrafen).

Gemäß Art. 146 Abs. 1 B-VG obliegt die Exekution von
nach Art. 137 B-VG gefällten Erkenntnissen den ordentlichen
Gerichten. Dies gilt auch für die Vollstreckung von in diesen
Verfahren gefassten (Kosten-) Beschlüssen.15 Eine Mitwirkung
des Bundespräsidenten oder anderer Organe ist nicht vorgesehen.

Gemäß § 36 VfGG bildet die Entscheidung des VfGH den
Exekutionstitel. Damit ein Erkenntnis des VfGH in diesem
Sinne von den ordentlichen Gerichten vollstreckt werden kann,
muss es mit einer Vollstreckbarkeitsbestätigung versehen sein.
Diese wird vom VfGH über Antrag der Partei auf der von dieser
vorzulegenden Erkenntnisausfertigung angebracht.

Unter Vorlage des Exekutionstitels samt
Vollstreckbarkeitsbestätigung kann die Bewilligung der
Exekution unmittelbar durch die Parteien des verfassungs-
gerichtlichen Verfahrens beim zuständigen Exekutionsgericht
(das sind grundsätzlich die Bezirksgerichte) beantragt werden.
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Entscheidung bezieht sich nur auf den konkreten Anlassfall und
hat keine darüber hinausgehende allgemeine Wirkung. Da es
sich bei den Entscheidungen des VfGH in diesen Fällen um
verbindliche Interpretationsakte rein feststellender Natur han-
delt, die keine zwangsweise vollstreckbare
Leistungsverpflichtung enthalten, kommt eine Exekution nach
Art. 146 B-VG nicht in Betracht.

8. Wahlanfechtungen, Verlust von Mandaten, 
Anfechtungen von Volksbegehren, Volksbefragungen, 
Volksabstimmungen und Europäischen 

Bürgerinitiativen (Art. 141 B-VG)
Auch im Rahmen der Wahlgerichtsbarkeit kommt eine

Vollstreckung der Erkenntnisse des VfGH nicht in Betracht,
weil alle zu setzenden Akte unmittelbar rechtsgestaltende
Wirkung haben.

Die Wahlbehörden, die nach Stattgebung einer
Wahlanfechtung in der Sache die weiteren Verfügungen zu tre-
ffen haben, sind an die tatsächlichen Feststellungen und an die
Rechtsanschauungen gebunden (§ 70 Abs. 4 VfGG). Dies gilt
sinngemäß auch für Mandatsverlustverfahren und für
Anfechtungen des Ergebnisses von Volksbegehren,
Volksbefragungen, Volksabstimmungen und Europäischen
Bürgerinitiativen.

9. Anklagen gegen Staatsorgane (Art. 142 und 143 B-
VG)

Gemäß Art. 142 B-VG hat ein verurteilendes Erkenntnis
des VfGH auf Verlust des Amtes, unter besonders erschweren-
den Umständen auch auf zeitlichen Verlust der politischen
Rechte (vor allem das Wahlrecht zu den Vertretungskörpern), zu
lauten. Unter gewissen Voraussetzungen kann sich der VfGH
bei geringfügigen Rechtsverletzungen auch auf die Feststellung
beschränken, dass eine Rechtsverletzung vorliegt. Gemäß § 79

Sollte sich der Bundeskanzler weigern, den Rechtssatz im
Bundesgesetzblatt kundzumachen, müsste der VfGH beim
Bundespräsidenten einen Antrag auf Exekution stellen.

6. Streitigkeiten zwischen dem Rechnungshof und 
einem Rechtsträger über die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes (Art. 126a B-VG)

Bei divergierenden Auffassungen über den Umfang der
Befugnisse des Rechnungshofes hat der VfGH auf Antrag über
das Bestehen oder Nichtbestehen der strittigen Kompetenz des
Rechnungshofes zu entscheiden.

Die Anrufung des VfGH hat gemäß § 36b VfGG den
Aufschub oder die Unterbrechung der betreffenden
Amtshandlung des Rechnungshofes bis zur Entscheidung durch
den VfGH zur Folge.

Das Erkenntnis des VfGH bestimmt die gesetzliche
Zuständigkeit. Gemäß Art. 126a B-VG sind alle Rechtsträger
verpflichtet, entsprechend der Rechtsanschauung des VfGH
eine Überprüfung durch den Rechnungshof zu ermöglichen. In
einem Erkenntnis, mit dem festgestellt wird, dass der
Rechnungshof zur Überprüfung der Gebarung eines
Rechtsträgers zuständig ist, ist auch auszusprechen, dass der
Rechtsträger schuldig ist, die Gebarungsüberprüfung bei son-
stiger Exekution zu ermöglichen (§ 36d VfGG).

Art. 146 Abs. 1 B-VG sieht vor, dass die Exekution von
Erkenntnissen des VfGH nach Art. 126a B-VG von den
ordentlichen Gerichten durchgeführt wird.

7. Streitigkeiten zwischen der Volksanwaltschaft und 
der Bundesregierung über die Zuständigkeit der 
Volksanwaltschaft (Art. 148f B-VG)

Durch das Erkenntnis des VfGH wird ein
Zuständigkeitsstreit aus Anlass eines konkreten
Prüfungsverfahrens unmittelbar entschieden. Diese
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Entscheidungen des VfGH in diesen Fällen sind bloße
Feststellungserkenntnisse und als solche einer Vollstreckung
nicht zugänglich. Eine Verurteilung zur Erbringung der aus dem
Vertrag resultierenden Pflichten ist nicht möglich, weil diese
Pflichten in der Regel auf die Erlassung von Rechtsvorschriften
gerichtet sind. Vermögensrechtliche Ansprüche, die aus einer
Art. 15a-Vereinbarung resultieren, können allenfalls nach Art.
137 B-VG geltend gemacht werden.18

Der VfGH kann nur dann das Vorliegen einer Vereinbarung
nach Art. 15a B-VG feststellen, wenn kein Fehler vorliegt.
Jeder unterlaufene Fehler macht eine Vereinbarung absolut
nichtig.

11. Streitigkeiten betreffend parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse (Art. 138b B-VG)

Art. 138b B-VG ermächtigt den VfGH zu Entscheidungen
über Meinungsverschiedenheiten betreffend Einsetzung und
Tätigkeit von Untersuchungsausschüssen des Nationalrats.
Auch diese Erkenntnisse sind ausschließlich feststellender
Natur. Eine Exekution kommt daher nicht in Betracht.

VfGG hat der VfGH im Falle einer Verurteilung in der Regel
auch über geltend gemachte Ersatzansprüche zu erkennen. Das
Urteil kann sich jedoch darauf beschränken, die Verpflichtung
zur Ersatzleistung auszusprechen und die Feststellung des
Betrages dem ordentlichen Rechtsweg vorbehalten.

Gemäß Art. 143 B-VG kann die Anklage gegen die in Art.
142 B-VG genannten auch wegen strafgerichtlich zu verfolgen-
der Handlungen erhoben werden, wenn sie mit der
Amtstätigkeit des Anzuklagenden in Verbindung stehen. In
diesem Fall wird der VfGH allein zuständig. Im Falle eines
Schuldspruchs ist der Angeklagte auch zum Ersatz der Kosten
des Strafverfahrens zu verurteilen.

Die Exekution von Erkenntnissen nach Art. 142 und 143 B-
VG ist nur insoweit möglich, als damit eine Leistung zum
Schadenersatz ausgesprochen oder eine Strafe verhängt wird.
Der Ausspruch über den Verlust eines Amtes hat unmittelbar
rechtsgestaltende Wirkung.

Bei einer Verurteilung ist das Strafurteil (so wie jedes
andere Strafurteil gemäß § 397 StPO auch) ungesäumt in
Vollzug zu setzen, sobald feststeht, dass der Vollstreckung kein
gesetzliches Hindernis entgegensteht. Gemäß § 397 StPO steht
die Anordnung des Vollzuges eines Strafurteiles dem
Vorsitzenden des erkennenden Gerichtes, hier also dem
Präsidenten des VfGH zu.

10. Feststellungen, ob eine Vereinbarung gemäß Art. 
15a B-VG vorliegt und ob Verpflichtungen daraus 
erfüllt worden sind (Art. 138a B-VG)

Art. 138a B-VG gibt dem VfGH gewisse Zuständigkeiten
im Hinblick auf Bund-Länder-Vereinbarungen und Länder-
Vereinbarungen nach Art. 15a B-VG. Der VfGH hat in diesen
Verfahren festzustellen, ob überhaupt eine gültige Vereinbarung
vorliegt und ob die Vertragspartner die aus einer solchen
Vereinbarung folgenden Vertragspflichten erfüllt haben. Die
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II. Ausgangslage, Rang der EMRK
Einer der Gründe der Bedeutung der EMRK in der österre-

ichischen Rechtsordnung ist zweifellos der Rang dieser
Rechtsquelle. Seit 1964 steht die EMRK in Österreich im
Verfassungsrang. Sie ist unmittelbar anwendbar und hat densel-
ben Rang wie originär österreichisches Verfassungsrecht. 

Das war allerdings nicht schon zum Zeitpunkt der
Ratifikation dieses völkerrechtlichen Vertrages der Fall. 

Als Österreich 1958 die EMRK ratifizierte, wurde von der
Bundesregierung in der Vorlage an das Parlament darauf
hingewiesen, dass „die in der Konvention und dem
Zusatzprotokoll geschützten Rechte und Grundfreiheiten (…)
durch die österreichische Rechtsordnung schon seit langer Zeit
im wesentlichen gewährleistet (sind). Die durch die österre-
ichische Verfassungsrechtsordnung geschützten Grund- und
Freiheitsrechte gehen sogar zum Teil noch darüber hinaus.
(…).“ 

Da es sich bei den Rechten, die die EMRK einräumt, um
Grund- und Freiheitsrechte handelt, die nach der österreichis-
chen Bundesverfassung zum Bestandteil des
Verfassungsrechtes zu zählen sind und Rechtsvorschriften auf
diesem Gebiet stets in der Form von
Bundesverfassungsgesetzen erlassen werden, wurde dieser
Staatsvertrag vom Nationalrat mit der für Verfassungsnormen
erforderlichen Mehrheit beschlossen. 

Allerdings hat der Verfassungsgerichtshof 3 Jahre später,
also im Jahr 1961, aufgrund von formalen Erwägungen diesem
Staatsvertrag keinen Verfassungsrang beigemessen.

Somit musste der Bundesverfassungsgesetzgeber erneut
tätig werden: Im Jahr 1964 wurde die österreichische
Bundesverfassung geändert, die im Hinblick auf das Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofs Klarstellungen enthielt; in einem
eigenen Artikel wurde angeordnet, dass die gesamte
Konvention Verfassungsrang erhält. 

I. Siess-Scherz

Mitglieddes österreichischen
Verfassungsgerichtshof

Die aktuelle Judikatur des österreichischen
Verfassungsgerichtshofs zur EMRK

I. Einleitung
In der Literatur werden Sie Aussagen finden, dass der

europäische Einfluss auf den innerstaatlichen
Grundrechtsschutz im Vergleich der europäischen Staaten in
Österreich besonders intensiv ist. Es wird ausgeführt, dass
kaum ein anderes Land die EMRK legislativ derart prominent
eingeordnet hat. In kaum einem anderen Land würden die
Gerichte, insbesondere der Verfassungsgerichtshof, in vergle-
ichbarem Ausmaß auf die EMRK Bezug nehmen. Wie kaum ein
anderes Verfassungsgericht würde der österreichische
Verfassungsgerichtshof seit Jahren Straßburger Urteile zitieren.
In der Literatur wird etwa auch ausgeführt, dass der
Verfassungsgerichtshof dem EGMR zu 99 % folgen würde.

Ausgehend von diesen Feststellungen möchte ich ein paar
Überlegungen anstellen, auch paar Gedanken zu Fragen der
Judikaturdivergenz zwischen dem Verfassungsgerichtshof und
dem EGMR. In weiterer Folge möchte ich dann neuere
Erkenntnisse präsentieren, die sich mit einigen spezifischen
Fragen der EMRK beschäftigen. 
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EMRK in Bezug auf den Begriff „civil rights“, also Zivilrecht.
Der EGMR hat bei seiner dynamischen
Rechtsprechungsentwicklung zunehmend den Begriff der
„zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen“ in Art. 6
Abs. 1 EMRK extensiv immer weiter ausgedehnt. Der
Verfassungsgerichtshof hat dies im Jahr 1987 als offene
Rechtsfortbildung qualifiziert und unter Hinweis auf das öster-
reichische Staatsorganisationsrecht einem derart weiten
Verständnis des Begriffs „Zivilrecht“ eine Absage erteilt
(VfSlg. 11.500). Nach Auffassung des Verfassungsgerichtshofs
stellt das traditionelle Zivilrecht im kontinental-europäischen
Sinn den „Kernbereich“ dar, der sowohl in Tat- als auch in
Rechtsfragen in die Entscheidungskompetenz der Gerichte fällt.
Sind in solchen Angelegenheiten Verwaltungsbehörden zur
Entscheidung berufen, müssen diese den Garantien des Art. 6
Abs. 1 EMRK entsprechend organisiert sein und die in dieser
Regelung vorgesehenen Verfahrensgrundsätze anwenden. Für
außerhalb dieses Kernbereichs liegende - vom EGMR allerd-
ings als „Zivilrecht“ qualifizierte - Angelegenheiten, die nach
innerstaatlichem Recht zum Verwaltungsrecht zählen, müsse
eine wirksame nachprüfende Kontrolle durch den
Verwaltungsgerichtshof genügen. 

Der EGMR hat in seiner – kasuistischen – Judikatur die
Tribunalqualität des Verwaltungsgerichtshofes teils bejaht, teils
verneint (siehe etwa Urteil des EGMR vom 18. Dezember 2012
im Fall Richter, Appl. 4490/06; vom 17. April 2012 im Fall
Steininger, Appl. 21539/07; vom 4. April 2013 im Fall
Schlachthof GmbH ua., Appl. 21565/07 ua.). Seit der Reform
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die im Jahr 2012 beschlossen
wurde und am 1. Jänner 2014 in Kraft getreten ist, ist die vom
Verfassungsgerichtshof vorgenommene Abgrenzung nicht mehr
von Bedeutung. 
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III. Weitere Entwicklung und Arbeitsmethode des 
Verfassungsgerichtshofs

In weiterer Folge kam der EMRK zunehmend, insbeson-
dere auch aufgrund der dynamischen Entwicklung der
Rechtsprechung in Straßburg durch den EGMR, wachsende
Bedeutung in Österreich zu. Der Verfassungsgerichtshof verste-
ht sich heute als Letztentscheidungskompetenz in
Menschenrechtsfragen; er kann und muss eine behauptete
Verletzung von Rechten aus der EMRK wahrnehmen und diese
abstellen. Gerichte sind verpflichtet, Anträge auf Aufhebung
eines Gesetzes an den Verfassungsgerichtshof zu stellen, wenn
sie der Auffassung sind, dass ein von ihnen anzuwendenden
Gesetz verfassungswidrig ist, also in Österreich auch gegen die
EMRK verstößt. 

Wie sieht das aber nun im Detail aus? Wird jede
Rechtsprechungsentwicklung in Straßburg vom
Verfassungsgerichtshof ohne weiteres nachvollzogen? 

Zum einen: Der Verfassungsgerichtshof verfolgt die
Rechtsprechungspraxis des EGMR aufmerksam. Und zwar
schon in abstrakter Form, dh ohne einen konkreten Anlassfall.
Hat man dann aber einen Fall zu bearbeiten, in dem die EMRK
relevant ist erfolgt eine sehr eingehende Auseinandersetzung
mit der Judikatur des EGMR.

Diese Auseinandersetzung und Prüfung kann auch dazu
führen, dass einem Urteil des EGMR nicht gefolgt wird. Wenn
Sie mich fragen, wie oft das vorkommt, kann ich keine seriöse
Einschätzung geben. Nach meiner subjektiven Wahrnehmung
wird in der überwältigen Zahl von Fällen dem EGMR gefolgt.
Und ich kann festhalten, dass Entscheidungen, in denen von der
Rechtsprechung abgewichen wird, nicht leichtfertig getroffen
werden und innerhalb des Gerichtshofes sehr eingehend und
ernsthaft diskutiert werden. 

Eine wichtige Judikaturdivergenz bestand in der
Vergangenheit etwa in der Frage des Schutzbereichs von Art. 6
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ichgeschlechtliche Paare in Österreich seit 1. Jänner 2010
eingehen können, fallbezogene Entscheidungen getroffen: 

Die Unterschiede bei der Möglichkeit, Doppelnamen zu
beantragen, wurden nicht für gerechtfertigt angesehen (VfSlg.
19.623/2012): Während verheirateten Personen nach der
Eheschließung erlaubt, ist, den Familiennamen zu ändern,
wurde diese Möglichkeit eingetragenen Partnern nach
Begründung ihrer Partnerschaft verwehrt. Eine Regelung, die
zudem eingetragenen Partnern die Führung eines
Doppelnamens erlaubt, allerdings nicht explizit vorsieht, dass
zwischen den beiden Namen ein Bindestrich zu setzen ist, ist im
Lichte des Gleichheitsgrundsatzes so auszulegen, dass wie bei
einem Doppelnamen von Ehegatten ein Bindestrich zwischen
den beiden Namen gesetzt werden muss. Der
Verfassungsgerichtshof führte unter Hinweis auf die
Rechtsprechung des EGMR zu Art. 14 iVm Art. 8 EMRK aus,
dass eine Differenzierung aufgrund der sexuellen Orientierung
nur aus besonders schwerwiegenden Gründen zulässig ist. 

Gestützt auch auf die Rechtsprechung des EGMR zum
Spielraum der Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung eingetra-
gener Partnerschaften hat der Verfassungsgerichtshof die dif-
ferenzierende Regelung über Behördenzuständigkeiten für ver-
schiedengeschlechtliche (Zuständigkeit der
Personenstandsbehörde Standesamt) und gleichgeschlechtliche
Paare (Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde) bei der
Begründung ihrer Partnerschaft für verfassungskonform
erachtet (VfSlg. 19.682/2012). 

Eine Regelung, die gleichgeschlechtlichen Paaren nicht
erlaubte, anders als im Falle der Eheschließung außerhalb von
Amtsräumlichkeiten ihre Partnerschaft zu begründen, wurde für
verfassungswidrig erachtet (VfSlg. 19.758/2013).

In einem weiteren Fall, den ich Ihnen vorstellen möchte,
hat die Rechtsprechung des EGMR in einem besonderen Maße
die innerstaatliche Entwicklung der Rechtsordnung und damit
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IV. Neuere Judikatur des Verfassungsgerichtshofs zur 
EMRK

Wie ich vorhin erläutert habe, ist die EMRK für den
Verfassungsgerichtshof ein selbstverständlicher Prüfmaßstab
geworden. Gibt man etwa die EMRK in das Suchsystem der
Judikatur des Verfassungsgerichtshofs ein, so erhält man im
Zeitraum 2013 bis heute insgesamt 419 Treffer, in denen die
EMRK in Erkenntnissen zitiert wird; in 168 Fällen gibt es
maßgebliche Ausführungen zu Artikeln der EMRK. 

Vor diesem Hintergrund eine Auswahl von Erkenntnissen
zur EMRK zu treffen, ist schwierig. Ich habe daher im
Folgenden eine Handvoll Erkenntnisse ausgewählt, in denen
eine besonders intensive Auseinandersetzung mit der
Rechtsprechung des EGMR stattgefunden hat; Fälle, die auch in
besonderem Maße durch Urteile des EGMR beeinflusst sind
und die auch in der Öffentlichkeit und der Rechtswissenschaft
diskutiert wurden. Meine Auswahl ist aber selbstverständlich
subjektiv. 

In den letzten Jahren hatte sich der Verfassungsgerichtshof
wiederholt mit Problemstellungen gleichgeschlechtlicher
Partnerschaften auseinanderzusetzen; die damit verbundenen
Fragestellungen wurden auch zum Teil in Straßburg entsch-
ieden. 

In Bezug auf Art. 12 EMRK ist der Verfassungsgerichtshof
der Judikatur des EGMR darin gefolgt, dass homosexuelle
Personen von der Ehe gemäß Art. 12 EMRK ausgeschlossen
sind (insb. Urteil im Fall Schalk und Kopf gg. Österreich vom
24. Juni 2010, Appl. 30141/04) und daher kein Gebot der
Ausdehnung auf Beziehungen anderer Art bzw. die
Gleichstellung in Bezug auf die damit verbundenen
Rechtsfolgen besteht (VfSlg. 19.682/2012, 19.758/2013,
19.865/2014).

In weiterer Folge hat der Gerichtshof zu den Unterschieden
zwischen Ehe und eingetragener Partnerschaft, die gle-
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Dieses Urteil bot für den Fall, der vom
Verfassungsgerichtshof zu entscheiden war, jedoch keine
Hilfestellung. Der Gerichtshof setzte sich bei seiner Prüfung
auch eingehend mit den Motiven des Gesetzgebers aus dem
Jahr 1992 auseinander, der das Verbot der Insemination bei gle-
ichgeschlechtlichen Paaren ausschließlich wegen der damit ver-
bundenen Missbrauchsgefahr, der Leihmutterschaft, begründet
hatte. Dieser Hauptgrund spielt nach Auffassung des
Verfassungsgerichtshofs in gleichgeschlechtlichen
Lebensgemeinschaften von Frauen aber gerade keine Rolle. Der
Verfassungsgerichtshof nahm in diesem Fall eine Verletzung
von Art. 14 iVm Art. 8 EMRK an.

Im folgenden Themenkomplex möchte ich auch zwei
Entscheidungen zur Frage präsentieren, ob Bettelverbote gegen
die EMRK verstoßen. 

In mehreren Bundesländern Österreichs wurde in den jew-
eiligen Landesgesetzen zum Teil verschieden ausgestaltete
Bettelverbote erlassen (siehe VfSlg. 19.662/2012 – Salzburg;
VfSlg. 19.664/2012 – Kärnten; VfSlg. 19.665/2012 –
Oberösterreich). Die Salzburger Regelung enthielt das weitest-
gehende Bettelverbot, danach war auch das „stille Betteln“ an
einem öffentlichen Ort unter Strafe gestellt. 

Der Verfassungsgerichtshof entschied zunächst, dass –
unter Auseinandersetzung mit der Judikatur des EGMR zur
Frage des Begriffs „Privatlebens“ – Bettelei nicht als
Ausdrucksform eines individuellen Lebensstils iSd Art. 8
EMRK angesehen werden kann und daher auch nicht in den
Schutzbereich dieses Grundrechts fällt. 

Das sehr weitgehende Verbot der Bettelei schlechthin
erachtete der Verfassungsgerichtshof jedoch als Verletzung von
Art. 10 EMRK: Der Appell an die Solidarität und finanzielle
Hilfsbereitschaft anderer ist auch von der
Kommunikationsfreiheit des Art. 10 EMRK geschützt; das aus-
nahmslose Verbot, an öffentlichen Orten in stiller Form Hilfe zu

auch die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs beein-
flusst: 

Im Fall X gg. Österreich (Urteil des EGMR vom 19.
Februar 2013, Appl. 19.010/07) wurde Österreich verurteilt,
weil die österreichische Rechtsordnung die "Stiefkindadoption"
in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft rechtlich nicht
ermöglichte. Daraufhin hat der österreichische Gesetzgeber
vorgesehen, dass zwar die "Stiefkindadoption" erlaubt ist,
allerdings nicht die gemeinsame Adoption durch eingetragene
Partner/gleichgeschlechtliche Lebenspartner. Diese Regelung
wurde vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben (11. Dezember
2014, G 119/2014 ua.); u.a. mit der Begründung, dass ein
genereller Ausschluss der gemeinsamen Adoption nicht zu
rechtfertigen ist, wenn die Rechtsordnung auch sonst die
gemeinsame rechtliche Elternschaft durch gle-
ichgeschlechtliche Personen vorsieht. Dies ist ein Beispiel für
einen Fall, in dem die EGMR-Rechtsprechung und die nachfol-
gende innerstaatliche „Reparatur“ des Gesetzes eine über die
EGMR-Rechtsprechung hinausgehende Entwicklung bewirkt
hat.

Weiters hatte der Verfassungsgerichtshof zu untersuchen,
ob es mit der EMRK in Einklang steht, dass es Frauen in einer
gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft verwehrt ist, mith-
ilfe einer Samenspende eine Form der medizinisch unter-
stützten Fortpflanzung, nämlich die Insemination, in Anspruch
nehmen zu können (VfSlg. 19.824/2013). 

Zur Frage des generellen Verbots von Eizellenspenden in
Österreich und der Beschränkungen hinsichtlich von
Samenspenden bei In-Vitro-Fertilisationen war die Große
Kammer des EGMR mit Urteil vom 3. November 2011 zum
Ergebnis gekommen, dass keine Verletzung von Art. 14 iVm
Art. 8 EMRK vorliegt (Urteil im Fall S.H. ua. gg. Österreich,
Appl. 57813/00); die zuständige Kammer hatte im Jahr 2010
hingegen eine Verletzung angenommen. 
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habe, zudem noch einen Aspekt hervorheben: Die Entwicklung
des Menschenrechtsschutzes ist – völlig anders, als dies etwa
von Österreich im Jahr 1958 eingeschätzt worden war – noch
immer nicht abgeschlossen; die dynamische Entwicklung in
diesem Bereich ist einem ständigen Prozess, der maßgeblich
auch von internationalen Organen beeinflusst ist, unterworfen.
Und das ist gut so.  

erbitten, ist in einer demokratischen Gesellschaft nicht
notwendig (VfSlg. 19.662/2012). Anders hat der
Verfassungsgerichtshof hingegen das Verbot qualifizierter
Formen der Bettelei (in aufdringlicher und aggressiver Art)
bewertet (siehe auch VfSlg. 19.664/2012 und 19.665/2012).

Schließlich möchte ich zum Abschluss noch auf ein
Erkenntnis hinweisen, das weniger spektakulär ist, aber in
seinen praktischen Auswirkungen von großer Bedeutung ist:
Der Verfassungsgerichtshof hat den gänzlichen Ausschluss der
Gewährung von Verfahrenshilfe in
Verwaltungsgerichtsverfahren über zivilrechtliche Ansprüche
und Verpflichtungen als Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 EMRK
qualifiziert (Erkenntnis vom 25. Juni 2015, G 7/2015). 

V. Zusammenfassung
In Österreich überblicken wir eine Entwicklung in Bezug

auf die EMRK, die schon im Jahr 1958 ihren Anfang genom-
men hat. Es gab Widersprüche, ua. zu Art. 6 EMRK, die Ende
der 80-er Jahre aufgebrochen sind, die der österreichische
Verfassungsgesetzgeber endgültig erst im Jahr 2012, mit
Wirkung Anfang 2014, mit einer tiefgreifenden Reform, der
Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit, bereinigt hat. Dies
zeigt, dass tiefgreifende Änderungen in der Struktur einer
Rechtsordnung zuweilen einen längeren Zeitraum in Anspruch
nehmen. 

Die Judikatur des Verfassungsgerichtshofs ist einerseits
geprägt von einer intensiven Auseinandersetzung mit der
Rechtsprechung des EGMR, die in einer geringen Anzahl von
Fällen zu einer Judikaturdivergenz führt, in der überwiegenden
Zahl jedoch eine große Konvergenz aufweist. Ebenso gibt es
jedoch auch gesellschaftspolitisch relevante Bereiche, in denen
der Verfassungsgerichtshof über die Rechtsprechung des
EGMR hinausgeht.

Ich wollte mit den Entscheidungen, die ich ausgewählt
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(e.g. the right to apply to the international court for protection
of rights and freedoms).

3. The significant mean to protect and guarantee human rights
and freedoms is the constitutional complaint. The Constitution and
the Law on the Constitutional Court state that a person may submit
a constitutional complaint, if he or she considers that an unlawful
legal provision has been applied in his/her case. There is no require-
ment for the infringement of his or her fundamental rights. On 6
December 2015 the Constitution was amended by the referendum
and according to the new article 169 which will enter into force in
2018,  the constitutional complaint can be founded on a violation of
constitutional rights or freedoms of a complainant.

4. At the outset, unlike the Constitutional Court of Austria
the Constitutional Court of Armenia may not be regarded as an
institution providing an effective remedy for the protection of
human rights in terms of Article 13 of the Convention. However,
the Article 68, paragraph 7 of the  Law of the RA on the
Constitutional Court contains certain requirement according to
which in cases on determination the compliance of the laws, res-
olutions of the National Assembly, decrees and orders of the
President of the Republic, decisions of Government, the Prime
Minister and bodies of the local self-government with the
Constitution the Constitutional Court is required to determine
whether the legal acts referred to in the appeal are in conformity
with the Constitution or not, proceeding from the several factors,
among which is:  

the necessity of protection and free exercise of human
rights and freedoms enshrined in the Constitution, the grounds
and frames of their permissible restriction;

5. The jurisprudence of constitutional court, wherein excep-
tional attention is given to the guarantees of human rights, has cre-
ated additional effective possibilities for the Convention for the
Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms (European
Convention on Human Rights) to integrate into national law sys-
tem, and the human rights protected by the convention (as well as

A. Gyulumyan

Judge of the Constitutional Court 
of the Republic of Armenia, Former Judge 

of the European Court of Human Rights

Case law of the Constitutional Court of Armenia 
on the protection of human rights guaranteed by the

European Convention on Human Rights

1. The significance of judicial institutions of constitutional
review is exactly in the court being created and operating with the
purpose to ensure the rule of law and supremacy of the
Constitution, that is to protect the foundations of constitutional
order, human rights and freedoms.

Acting as a guardian of the constitution, a constitutional court
should perform its role as an effective remedy for the protection of
human rights. When interpreting the constitution, a constitutional
court should seek solutions that avoid conflicts with the state’s
human rights obligations.

2. The European Convention on Human Rights, as the
other international treaties ratified by the Republic of Armenia,
are an integral part of the domestic legal order. Prior to the rat-
ification of Convention and its Protocols Constitutional Court
of Armenia has determined the compliance of the commitments
stipulated therein with the Constitution and found them in con-
formity with the Constitution. Constitutional Court noted that,
although some rights and freedoms in the Convention and
Protocols are not directly stated in the Constitution, they do not
contradict the spirit of the Constitution. Later on, Constitution
has been amended and these rights have been included into it
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by Constitution), which are interpreted in acts of constitutional
court, have become part of national legal system. 

It is necessary to focus on two issues while trying to assess
the current process of the implementation of the European
Convention and the European Court’s case law with the nation-
al legal order of Armenia. First, the guidance provided by the
highest judicial instances to the lower courts on the implemen-
tation of the requirements of the European Convention of
Human Rights.  Second, the ongoing developments of the legis-
lation aimed at putting it in line with the case-law of the ECHR.
The Constitutional Court plays a significant role in implemen-
tation of the ECHR judgments and decisions. It does it in two
ways:

- Interference in a law making process as a negative legisla-
tor for bringing the law in conformity not only with the
constitution but also with the Convention. The European
Convention on Human Rights, being an international treaty,
is quite often interpreted as belonging not only to the field of
international law, but also to constitutional law.

- Substantiation of its own decisions by using ECHR case-law.
Nearly in each decision Constitutional Court refers to the
case law of ECHR. The Constitutional Court has emphasized
the significance, first of all, of the jurisprudence of the
European Court of Human Rights in the course of deciding on
the compliance of legal acts with the Constitution. By fol-
lowing the Strasbourg case-law, the Constitutional court
was able to stipulate the necessary safeguards concerning
urgent needs of society which allow only for a narrow
margin of discretion on the part of State bodies introduc-
ing restrictions of human rights and fundamental free-
doms.

The Constitutional Court may apply the Convention and the
resolutions and legal positions of the European Court of Human
Rights in two ways: through direct interpretation of the applicable
provision of the Convention and through the acceptance of the
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interpretation of certain principles in the way in which they have
been interpreted in the practice of the European Court of Human
Rights. 

6. In Galstyan Case (chamber judgment 15.11.07, application
no. 26986/03) and several follow-up cases the ECHR observed that
the very essence of the right to freedom of peaceful assembly was
impaired, where a State, while not prohibiting a demonstration,
imposed sanctions, especially such severe ones, on those partici-
pating who had done nothing reprehensible, as in the applicant’s
case. 

The Court therefore concluded that the interference with the
applicant’s right to freedom of peaceful assembly was not “neces-
sary in a democratic society”, in violation of Article 11.

Previously, on 16 April 2003 the Constitutional Court adopted
a decision on the basis of an application lodged by the main oppo-
sition candidate in the presidential election challenging the conduct
and results of the election. The Constitutional Court stated that sub-
jecting to administrative detention for having participated in unau-
thorized demonstrations and marches constituted an interference
with the right to freedom of peaceful assembly guaranteed by
Article 11 of the Convention. The Court concluded that such appli-
cation of this procedure was in contradiction with European “rule
of law” standards.

Following this decision of Constitutional Court on 28/04/2004
the Armenian Parliament adopted a law regulating the procedure
for holding assemblies, rallies, street processions and demonstra-
tions.

The objective of the law was to create the necessary conditions
for people to exercise their right to conduct peaceful, unarmed
meetings, assemblies, rallies and demonstrations set forth in the
Constitution and international treaties, prohibit any restrictions in
exercising of this right other than those set out in Article 11 of the
Convention.  
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non-pecuniary damage suffered by the first applicant as a result of
his ill-treatment and wrong conviction was awarded to him because
that type of compensation was not envisaged by the domestic law. 

The case concerned the dismissal of the applicant’s compen-
sation claim after his conviction for murder and rape had been
quashed and he had spent 5 years and 6 months in prison. This
was the first judgment in which the Court examined a complaint
under Article 3 of Protocol No. 7 on the merits and concluded
that there had been a violation. The Court found in particular that
compensation was due even where the domestic law or practice
did not provide for such compensation, and that the purpose of
Article 3 of Protocol No. 7 was not merely to recover any pecu-
niary loss caused by wrongful conviction but also to provide a
person convicted as a result of a miscarriage of justice with com-
pensation for any non-pecuniary damage such as distress, anxi-
ety, inconvenience and loss of enjoyment of life.

Another applicant applied to the Constitutional Court, chal-
lenging that Article 17 of the Civil Code was unconstitutional
because it failed to guarantee compensation for the non-pecuniary
damage.

The Court held that the key component of human dignity is
avoiding moral suffering conditioned by individual characteristics.
The Court also stated that torture, inhuman or degrading treatment
or punishment is accompanied by moral suffering, which may even
be more extensive than potential physical (bodily) or material dam-
age. The Court stressed that it is impossible to compensate the dam-
age caused to a person and his/her dignity without rational and just
compensation for moral damage.

The Court emphasized that the state’s obligation to guarantee
compensation for non-pecuniary damage derives from a number of
judgments by the European Court of Human Rights in the cases
against Armenia, notably the case of Poghosyan and Baghdasaryan
v. Armenia (application no. 22999/06, 12/06/2012).

Based on the above, the Constitutional Court declared the chal-
lenged provision in breach of the Constitution and void as it does
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7.  A violation of Article 1 of Protocol No. 1 was found by
ECHR in the case of Minasyan and Semerjyan (chamber judg-

ment 7 June2011, application no. 27651/05), since the depriva-
tion of the applicants’ possessions was not carried out on con-
ditions provided for by law.

The Court concluded that no law on expropriation of property
had ever been adopted by the Armenian Parliament; instead, the
whole expropriation process had been governed by a number of
Government decrees. In view of the fact that Article 28 of the
Armenian Constitution, as interpreted by the Constitutional Court,
required that expropriation of property be carried out on the basis
of a statute adopted by Parliament and not just governmental
decrees, the expropriation had not been carried out in compliance
with conditions provided for by law.

When deciding on the conformity of Paragraphs 2, 3, 4 and 5
of Section 22 of the Immovable Property Act with, inter alia,
Article 28 of the Constitution, the Constitutional Court provided
the following interpretation of that provision. Since the phrases “for
the needs of society and the State” and “only in exceptional cases”
were concepts requiring assessment and concerned a fundamental
constitutional right, the Constitution stipulated that expropriation of
property on such grounds could be carried out only on the basis of
a law, thereby creating necessary legislative safeguards. 

These are two examples when the Constitutional Court has
applied the Convention through direct interpretation of the applica-
ble provisions of the Convention. The following examples will
show the acceptance of the interpretation of certain principles in the
way in which they have been interpreted in the practice of the
European Court of Human Rights.

8.  In Poghosyan and Baghdasaryan case (chamber judgment
12 June 2012, application no. 22999/06,), ECHR held  that there
had been: a violation of Article 13 of Convention and Article 3 of
Protocol No. 7 (compensation for wrongful conviction) to the
European Convention on Human Rights; no compensation for the
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- The circumstance that media representatives are respondents
cannot be considered as a factor for defining more severe
responsibility.

- Domestic bodies’ decision must be based on acceptable
assessment of facts - important for the case. Like the ECHR
the Constitutional Court emphasizes that a distinction must
be made between statements of fact which can be proven
and value judgments which are only comment and may have
to be tolerated in the Court’s view.  The ECHR stated in
Jerusalem case that the requirement to prove the truth of
a value judgment is impossible to fulfill and infringes
freedom of opinion itself, which is a fundamental part of
the right secured by Article 10 (see Jerusalem v. Austria,

no. 26958/95, § 42, ECHR 2001 II). However, even where
a statement amounts to a value judgment, the propor-
tionality of an interference may depend on whether there
exists a sufficient factual basis for the impugned state-
ment, since even a value judgment without any factual
basis to support it may be excessive (see Oberschlick v.

Austria (no. 2), judgment of 1 July 1997, Reports of

Judgments and Decisions 1997-IV, p. 1276, §33).
- Material compensation cannot be defined for value judg-

ments, which will restrict the fundamental right to freedom
of speech in an unnecessary and disproportionate way, as the
role of media is more than reporting just facts: it is obliged
to interpret facts and events for informing the society and
promote discussions on issues important for the society.

- One must apply approach with particular reservation while
applying material compensation  for insult, taking into con-
sideration the fact that European Court has repeatedly men-
tioned, that tolerance and wide views are in the basis of
democracy and the right to freedom of expression protects
not only generally acceptable speech, but also those expres-
sions, which someone may concern thrilling, offensive and
shocking,

not include moral damage as a type of damage and does not ensure
possibility for its compensation.

On 19 May 2014 the amendments to the Civil Code were
made and Articles 162.1 and 1087.2 of Code now provide that com-
pensation shall be paid to the victims of a violation of Convention
for the non-pecuniary damage flowing from the breach.

9. The RA Human Rights Defender challenged the constitu-
tionality of Article 1087.1 of the RA Civil Code, which is relat-
ed to civil responsibility for insult and defamation. According to
the applicant the provisions of the challenged Article caused
legal uncertainty and created conditions for arbitrary and broad
interpretation and application of it, as did not reveal the content
of several terms which are vital for the given regulation. The
applicant considered that the impugned Article does not enough
precisely reveal the purpose of the compensation and the princi-
ples of the application of the compensation. 

Within the given case (15.11.2011/ e) DCC-997) based on the
analysis of the constitutional content of the challenged norms, the
respective international documents, the legal positions of the
European Court of Human Rights, the Constitutional Court stated
certain basic legal positions within which the challenged provisions
should be interpreted and implemented, thus:

- Any restriction of the right to freedom of expression must be
defined by law, serve to the legitimate aim and be necessary
in a democratic society. The right to protect the truth, the
right to protect the opinion and the right to transmit other
persons’ speech should be publicly recognized. 

- Person’s honor, dignity or business reputation is protected
from other persons’ defaming actions merely by civil regu-
lation, and the expression “person” doesn’t concern state
bodies as legal entities.

- Terms “defamation” and “insult” must be considered in the
context of existence of intention and an aim of defamation of
a person.
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content emanating from the legal positions expressed in the deci-
sion and international commitments undertaken by the Republic of
Armenia.

10. I would like to provide another very recent example here
concerning freedom of expression. The judgment is of interest in
that the Constitutional Court imposes an obligation on State to set
up an appropriate legislative framework to protect journalists’ free-
dom of expression by protecting their sources of information.

The Court of General Jurisdiction of Kentron and Nork Marash
Administrative Districts of Yerevan City ordered two media outlets,
the “Hraparak” daily and the iLur.am news website, to disclose
their sources of information. The appeal and cassation claim against
this ruling have been dismissed by the Court of Appeal and the
Court of Cassation correspondingly. 

According to settled case-law of the ECHR the effect of the
protection of journalists’ sources is one of the cornerstones of free-
dom of the press and that, without such protection, sources may be
deterred from assisting the press in informing the public on matters
of public interest (see Goodwin, cited above, p. 500, § 39, and
Roemen and Schmit v. Luxembourg, no. 51772/99, § 57, ECHR
2003-IV).

The applicants challenged the regulation of the RA Law on the
Dissemination of Mass Information which stated that the imple-
menter of media activity or a journalist can be obliged to disclose
the source of information by the court decision, in the course of a
criminal proceeding with the aim of disclosure of grave and partic-
ularly grave crimes, if necessity of criminal legal protection of pub-
lic interest overweighs the motivation of the society to protect the
source of information, and all other means to protect public interest
are exhausted. In such cases, by the motion of the journalist, the
court proceedings are held in camera.  

Highlighting the importance of accurate understanding and legit-
imate application of the legislative requirement “if necessity of crim-
inal legal protection of public interest overweighs the motivation of

- While indicating material compensation, its restricting influ-
ence on the freedom of expression should be properly taken
into consideration, as well as possibility of legitimate pro-
tection of reputation through other available means. It
should be taken into consideration, whether extrajudicial
forms of compensation, including volunteer or self-regulat-
ing mechanisms, have been supplicated and used for miti-
gating the damage caused to applicant’s honor and reputa-
tion.

- While deciding the legitimacy of compensation the respon-
dent’s limited measures should be considered as a factor,
his/her income should be taken into consideration, a dispro-
portionate heavy financial burden which will make a crucial
negative financial influence on his/her activity, shouldn’t be
defined for the respondent,

- An applicant, who requires material compensation for non
material damage, should prove the existence of that damage.

- The maximum ammount of compensation defined by law is
applicable only in cases of existence of more serious and
solid bases.

- While defining a compensation such factors should be taken
into consideration as damage caused to feelings, absence of
readiness of apologizing.

- Taking into consideration that in cases of politicians and
people who hold public positions, publications regarding
matters of public interest have maximum protection, while
deciding the ammount of compensation, applicant’s such
status cannot be interpreted to the detriment of the respon-
dent.

- The circumstance of using the right of not discovering jour-
nalist’s confidential sources of information of public interest
cannot be interpreted to the detriment of respondent while
deciding the ammount of compensation.

The Constitutional Court recognized Article 1087.1 to be in
compliance with the Constitution within the constitutional-legal
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the possibility for the Court of Cassation to adopt decisions on
returning the cassation complaint without providing the reasons for
rejection and to the wide discretionary authority of the Court of
Cassation in the process of admission or non-admission of cassa-
tion complaints.

The Constitutional Court found that any legislatively stipulat-
ed state authority should be regulated and implemented based on
the principle of inviolability of human rights prescribed by the RA
Constitution. In particular, the aim of the legislative regulation of
the relations with regard to cassation complaint should be, inter
alia, the stipulation of the normative requirement to provide rea-
soning for return of a cassation complaint.    

As a result of the consideration of this case, by its decision
DCC - 690 the Constitutional Court declared Article 231.1, Point 2
of the RA Civil Procedure Code in so far as it did not stipulate
mandatory requirement for reasoning of the decision on returning
the cassation complaint, and therefore did not provide legal guar-
antees for effective justice and access to it, contradicting Article 3,
Article 6 (Parts 1 and 2), Article 18, Part 1, Article 19, Part 1 of the
Constitution of the Republic of Armenia and void.

After the Constitutional Court’s Decision the RA National
Assembly made amendments in the Civil Procedure Code and stip-
ulated, that the decision on returning the cassation complaint
should be reasoned, except for the cases when the decision of the
Court of Cassation on the raised issue may not have a vital impor-
tance for the assurance of uniform application of law.  

In 2008 (decision DCC - 754) the Constitutional Court exam-
ined the constitutionality of the amended provision, and stated that
the legal positions of the Constitutional Court on the issue of
mandatory legislative requirement for reasoning of the decision of
the Court of Cassation on returning the cassation complaint, have
not been fully implemented during the legislative amendments and
the necessary legal guarantees have not been provided by the
National Assembly. The Court also stated that the stipulation of the
mentioned exception by legislative body did not provide the full

the society to protect the source of information”, the Constitutional
Court clarified the content of legal grounds for disclosure of the
source of information. It also stressed the necessity to exclude the
wide opportunity of discretionary interpretation of those require-
ments in judicial practice.

The Constitutional Court held that Article 5, Part 2 of the RA
Law on the Dissemination of Mass Information is in conformity
with the RA Constitution within the constitutional legal content
revealed by the Constitutional Court.

According to the constitutional legal content of the challenged
provision, in a democratic state ruled by law, based on the princi-
ples of legal certainty and proportionality of limitations on the
rights, the legitimate interest of the disclosure of the source of
information may be recognized as overriding the public inter-
est in its non-disclosure, if such disclosure is necessary for pro-
tection of human life, prevention of grave (particularly grave)
crime or providing the defense of the person charged in (or
accused of) committal of grave (particularly grave) crimes. The
existence of at least one of those legal requirements is the only
legitimate basis for disclosure of the source of information in a
manner prescribed by the law, if the other grounds stipulated by the
challenged provision do exist.  

11. The Constitutional Court decided that statutory provisions
which allowed Court of Cassation not to state the reasons for its’
decision on returning a cassation complaint made on the basis of
discretion are contrary to the Constitution. As one of the reasons for
its decision, the Court recalled that Article 13 of the ECHR ensures
to everyone an effective legal remedy following the violation of his
or her rights and freedoms specified therein.

In 2007 based on the applications of a number of individuals,
the RA Constitutional Court examined the constitutionality of sev-
eral legislative provisions of the RA Civil Procedure Code, which
concern, inter alia, the legislative requirements set for the decision
of the Court of Cassation on returning a cassation complaint. The
applicants argued that the ambiguity of the challenged norms led to
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Status of Implementation of the Decisions 
of the Constitutional Court in the Legal Practice 

of the Republic of Armenia 

The Constitutional Court of the Republic of Armenia as a
result of executing its constitutional powers adopts decisions and
conclusions, which are final and enter in to force from the moment
of publication. The adopted decisions of the Constituional Court
have imparative nature within the entire territory of the Republic
of Armenia.

Throughout 20 years of its activities, the Constitutional Court
of the Republic of Armenia has adopted 1262 decisions (as of
01.04.2016), from which 219 referred to the constitutionality of
the normative acts, 43 referred to the constitutionality of the elec-
toral disputes and 1000 referred to the constitutionality of the
obligations stipulated by the international treaties.  

Being guided by the fundamental principles stipulated by the
Constitution of the Republic of Armenia, European Convention on
Human Rights and Fundamental Freedoms and other international
internal legal documents, as well as referring also to the interna-
tional experience of the democratic development and the case law
practice of the European Court of Human Rights, attaching an
importance to forming and developing of the required legal nor-
mative prerequisites, evaluating also the law enforcement practice,
the Constitutional Court of the Republic of Armenia by its deci-
sions has proposed doctrinal approaches, stated key legal positions
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implementation of the Constitutional Court’s decision. Therefore,
the Court found that there was no effective remedy against the deci-
sion of the Court of Cassation to return the cassation complaint, and
the challenged provision was a legal obstacle for the implementa-
tion of the constitutional right to judicial protection of human rights
via Court of Cassation.    
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The matters related to the fulfillment of the decisions of the
Constitutional Court of the Republic of Armenia can be mainly
summed up as the following: 

- the fullfillment of the legal positions of the Constitutonal
Court as precendetial law;  

- the review of the judicial acts on the basis of the decisions of
the Constitutional Court as the new circumstance;

- the functional relationship of the bodies of state power in the
process of  guaranteeing and enforcing the decisions of the
Constitutional Court.  

There is a necessity to entrench in the legal practice of the
Republic of Armenia the approach according to which the legal
consequences of the decisions of the Constitutional Court shall be
perceived and considered not only within the frames of the pro-
vided final provisions, but also through the prism integrity of the
decision, also taking into account the case law importance of the
legal positions of the Court. 

In regard to the legal positions of the constitutional court, the
dcotrinal approaches of the Constitutional Court of the Republic of
Armenia are the following: 

- directly follow from the powers of the Constitutional Court,
therefore, they have official nature; 

- being the integral part of the decision, have independent legal
content and significance for the legal-enforcement;

- have specific legal consequence, they are addressed to the
subjects of a specific case and to all subjects of public legal
relationships, i.e. they are universal;

- are called to promote the elimination of the legal uncertainty
in the RA legal system and law enforcement practice, they are
a basis for constitutionalization of legal relations and have
precedential nature;

- prior to the normative regulation of the relation in dispute, in
some cases they are also temporary means of legal regulation;

- are the official interpretation of the norms of the RA
Constitution.
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and accordingly, has successfully developed them. On the basis of
the legal positions of the Constitutional Court of the Republic of
Armenia, a broad variety of systematic and institutional amend-
ments have been made in the legislative regulations. The legal
positions of the Constitutional Court of the Republic of Armenia
have also been a fundamental basis for the recent Constitutional
Amendments in the Republic of Armenia.  

Within the scopes of the discussed topic, we find it important
to mention, that by the end of each calendar year, in compliance
with the prescribed legal provision in the RA Law on the
Constitutional Court of, the Constitutional Court of the Republic of
Armenia publishes the Bulletin on the status of fulfillment of the
decisions of the Court. The analysis of these Bulletins clearly iden-
tifies that since the very first publication their aims have not been
scoped as purely informative and statistical. Through these
Bulletins the Constitutional Court also implements analysis thus
focusing not only on the matters of provision of constitutional
legality within the given year, but furthermore the Court presents
suggestions for solving the above stated matters, which are first of
all addressed to the state power institutions and respective officials. 

When it comes to guaranteeing the implementation of the
decisions of the Constitutional Court of the Republic of Armenia,
the basic approaches are the following:

- the decisions of the Constitutional Court are imperative legal
conclusions, which have been held as a result of the official
interpretation of the legal content of the constitutional norms
and revealing of the constitutional legal-content of the legal
norms;

- the implementation of the decision of the Constitutional
Court shall have tri-unity legal consequence. It shall firstly
become the guarantee of protection of objective right for
everyone, secondly, it shall protect in a concrete manner the
subjective rights of the persons, and thirdly, it shall become a
source of law for the legislator and law-enforcer, thus having
a guiding importance in the sphere of development of law.  
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as unconstitutional, with the nature and peculiarities of the
relations, with the frames of enforcement and with the fact of
concrete violation of rights of an individual.  

On the basis of the decisions of the Constitutional Court of the
Republic of Armenia several fundamental and systematic legisla-
tive amendments have been made, the general logics of which
indicates that the new circumstance can be formed not only in the
case of declaring as unconstitutional specifically enforced norm
within the frames of the concrete case, but as well as in the cases
when the given norm is enforced in the judicial practice in an inter-
pretation which differs from the legal positions expressed by the
Constitutional Court. In the given case, the Constitutional Court is
prescribed with the authority to decide whether the given judicial
act is or not entitled to review in accordance with the procedure
prescribed by the law. 

When it comes to the issues of functional relationship between
the bodies of state power guaranteeing of fulfillment of the deci-
sions of the Constitutional Court of the Republic of Armenia, they
are particularly conditioned by the following: 

- absence of full system of constitutional monitoring;
- incomplete, non-systemized and non-punctual implementa-

tion of the legal positions of the Constitutional Court by the
law creating and law enforcing bodies.    

It is necessary to mention, that respective solutions to the
abovementioned matters were drawn by the nationwide referen-
dum of 6 December 2015 on the Amendments to the Constitution
of the Republic of Armenia.  
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The issue of implementing the legal positions of the
Constitutional Court as the precedential law is becoming tense
when from the viewpoint of protection of human rights and
restoration of violated rights there is a need to use the decision of
the Constitutional Court of the Republic of Armenia as the new
circumstance for the review of the judicial act. The Constitutional
Court of the Republic of Armenia has referred to the mentioned
issue in its several decisions, and recognized several norms of the
institute of review of cases based on new circumstances in regard
to the content given to them in law enforcement practice as null
and void from compliance with the Constitution. The matter is that
according to these legal provisions, the application of law with an
interpretation other than the legal positions of the Constitutional
Court did not provide an opportunity to restore violated human
rights through the review of the case due to new circumstances
within the scopes of judicial appeal.   

The doctrinal approaches of the Constitutional Court of the
Republic of Armenia in regard to the institute of review of the judi-
cial act on the basis of new circumstances can be concluded as the
following: 

• the judgment review due to new circumstances shall
inevitably ipso facto lead to overrule of the judgment which
applied the unconstitutional norm and/or violated the con-
vention right , excluding the possibility of leaving the review
judgment unchanged;

• in law enforcement practice the legal provisions may not be
interpreted and applied in a way which will contradict their
constitutional legal content by the Constitutional Court. Even
if the legal provision is declared as constitutional but the
courts implement it with the interpretation contradictory to
the constitutional legal content of the norm, the case may be
renewed due to the new circumstance;

• the scope and frames of the duly in power judicial act to be
renewed under new circumstances are conditioned with the
subject of regulation of the normative provision recognized
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ñîâåðшåíñòâîâàíèÿ ìåхàíèзìîâ ñóäåáíîãî êîíñòèòó-

öèîííîãîêîíòðîëÿ;

- эôôåêòèâíîãî ãàðàíòèðîâàíèÿ âåðхîâåíñòâà ïðàâà,

îáåñïåчåíèÿóñòîéчèâîãîäåìîêðàòèчåñêîãîðàзâèòèÿ;

- âûÿâëåíèÿ âîзìîжíîñòåé ïðèìåíåíèÿ "Êîíòðîëьíîãî

ñïèñêà âåðхîâåíñòâà ïðàâà" äëÿ ïðîâåäåíèÿ ïîñòî-

ÿííîéêîíñòèòóöèîííîéäèàãíîñòèêèèìîíèòîðèíãà;

- ðàзðàáîòêè êîíêðåòíûх ïðåäëîжåíèé ïî óíèôèêàöèè

ìåхàíèзìîâïðîâåäåíèÿñèñòåìíîãîêîíñòèòóöèîííîãî

ìîíèòîðèíãà ñ èñïîëьзîâàíèåì Êîíòðîëьíîãî ñïèñêà

âåðхîâåíñòâàïðàâàâðàзíûхïðàâîâûхñèñòåìàх.

Бûëî ïðåäëîжåíî äàííóю òðåхäíåâíóю êîíôåðåíöèю

ïðîâåñòèâЕðåâàíå20-23îêòÿáðÿ2016ãîäà,ñîâìåñòèâååñ

åжåãîäíîé Еðåâàíñêîé êîíôåðåíöèåé ïî àêòóàëьíûì ïðî-

áëåìàìêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿ.

Нàîбсуæäåíèåпðåäстàвлåíытðèпðîблåмы:

1.Ðîëьêîíñòèòóöèîííûхñóäîââïðåîäîëåíèèзàêîíîäà-

òåëьíûхïðîáåëîâèïðàâîâîéíåîïðåäåëåííîñòè.

2. Мåñòî è ðîëь ñèñòåìíîãî êîíñòèòóöèîííîãî ìîíèòî-

ðèíãàâñîâåðшåíñòâîâàíèèñèñòåìûêîíñòèòóöèîííîãîêîíò-

ðîëÿèïðåîäîëåíèèäåôèöèòàêîíñòèòóöèîíàëèзìà.

3. Ðîëь è зíàчåíèå "Êîíòðîëьíîãî ñïèñêà âåðхîâåíñòâà

ïðàâà"âîñóщåñòâëåíèèïîñòîÿííîéêîíñòèòóöèîííîéäèàã-

íîñòèêèèìîíèòîðèíãà,îáåñïåчåíèèäèíàìèчíîãîäåìîêðà-

òèчåñêîãîðàзâèòèÿ.

Âñåìàòåðèàëûäàííîéêîíôåðåíöèèáóäóòîïóáëèêîâà-

íûâАëьìàíàхå"Êîíñòèòóöèîííîåïðàâîñóäèå"зà2016ãîäâ

íàчàëå2017ãîäà.

Êîíöåïòóàëьíûåâîïðîñûêîíñòèòóöèîííîãîìîíèòîðèí-

ãà áûëè èзëîжåíû íàìè â ìîíîãðàôèè "Êîíñòèòóöèîííûé

ìîíèòîðèíã"2.

Âäàííîéïóáëèêàöèèìûíàìåðåíûïðåäñòàâèòьшèðîêî-

ìó êðóãó ñïåöèàëèñòîâ íåêîòîðûå âàжíûå, íà íàш âзãëÿä,

àñïåêòû"Êîíòðîëьíîãîñïèñêàâåðхîâåíñòâàïðàâà",ñóчåòîì
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Г.Аðутюíяí

профессор, 

член Бюро  Венецианской комиссии 

Совета Европы

Пåðспåктèвыкîíстèтуцèîííîгî

мîíèтîðèíгàíàîсíîвå

“Кîíтðîльíîгîспèскàвåðхîвåíствàпðàвà”

Âåíåöèàíñêàÿ êîìèññèÿ Сîâåòà Еâðîïû 12 ìàðòà 2016

ãîäàíà106-îìïëåíàðíîìзàñåäàíèèîäîáðèëàíàшåïðåä-

ëîжåíèåîïðîâåäåíèèìåжäóíàðîäíîéêîíôåðåíöèèïîêîí-

ñòèòóöèîííîìóìîíèòîðèíãó.

Êîìèññèÿðåêîìåíäîâàëàïîäãîòîâèòьèïðåäñòàâèòьíà

107-îåïëåíàðíîåзàñåäàíèåñîîòâåòñòâóющóюêîíöåïöèюè

îðãàíèзàöèîííûåìåхàíèзìûïðîâåäåíèÿäàííîãîôîðóìàñ

óчåòîìâûÿâëåíèÿâîзìîжíîñòåéïðèìåíåíèÿ"Êîíòðîëьíîãî

ñïèñêàâåðхîâåíñòâàïðàâà" (óòâåðжäåííîãîíà106-îìïëå-

íàðíîìзàñåäàíèèÊîìèññèè)âïðîöåññåñèñòåìíîãîêîíñòè-

òóöèîííîãîìîíèòîðèíãà1.

Актуàльíîсть пðîвåäåíèя мåæäуíàðîäíîй кîíфå-

ðåíцèèпîкîíстèтуцèîííîмумîíèтîðèíгуîбуслîвлåíà

íåîбхîäèмîстью:

- âûðàáîòêè áîëåå äåéñòâåííûх ïðàâîâûх ìåхàíèзìîâ

ïðåîäîëåíèÿ äåôèöèòà êîíñòèòóöèîíàëèзìà â ñîâðå-

ìåííîì îáщåñòâå, íåäîïóщåíèÿ íàêîïëåíèÿ îòðèöà-

òåëьíîéîáщåñòâåííîéэíåðãèè,чòî,íàáèðàÿêðèòèчåñ-

êóю ìàññó ìîжåò ïðèâåñòè ê îáщåñòâåííûì êàòàêëèз-

ìàì;

- âûÿâëåíèÿóзêèхìåñòâóñòîéчèâîìèäèíàìèчíîìîáåñ-

ïåчåíèè âåðхîâåíñòâà Êîíñòèòóöèè è äàëьíåéшåãî

60

Êîíñòèòóöèîííîå ÏÐÀÂÎÑÓÄÈÅ·2(72)`16 Êîíñòèòóöèîíàëèзì:ïðîáëåìûèïåðñïåêòèâû

1См. CDL-AD(2016)007, Strasbourg, 18 March 2016. 
2  См. Арутюнян Г.Г. Конституционный мониторинг.  - Ереван, 2016; а

также www.concourt.am



ðåãóëèðóющåé îñóщåñòâëåíèå îáщåñòâåííûх ïîëíîìîчèé”

(ñ.3-4).ÂòîìжåãîäóЕâðîïåéñêàÿêîìèññèÿïðèíÿëàìåхà-

íèзì äëÿ òîãî, чòîáû îáðàòèòьñÿ ê ñèñòåìíûì ïðîáëåìàì

âåðхîâåíñòâà ïðàâà â ãîñóäàðñòâàх-чëåíàх Еâðîïåéñêîãî

ñîюзà(ЕС).Эòà “íîâàÿèíèöèàòèâàЕСïîóñèëåíèюâåðхî-

âåíñòâàïðàâà”óñòàíàâëèâàåòèíñòðóìåíòïðåäâàðèòåëьíî-

ãîïðåäóïðåжäåíèÿ,îñíîâàííûéíà“äàííûх,ïîëóчåííûхèз

äîñòóïíûх èñòîчíèêîâ è ïðèзíàííûх óчðåжäåíèé, âêëючàÿ

СîâåòЕâðîïû”.

Пîäчåðêèâàåòñÿ,чòîñîãëàñíîОðãàíèзàöèèОáъåäèíåí-

íûх Нàöèé âåðхîâåíñòâî ïðàâà – эòî óíèâåðñàëьíûé ïðèí-

öèï, óжå зàäåéñòâîâàííûé Оðãàíèзàöèåé Аìåðèêàíñêèх

Гîñóäàðñòâ, à èìåííî, Мåжàìåðèêàíñêîé äåìîêðàòèчåñêîé

хàðòèåé è Аôðèêàíñêèì ñîюзîì. Сñûëêè íà âåðхîâåíñòâî

ïðàâàìîжíî âñòðåòèòь òàêжåâíåñêîëьêèхäîêóìåíòàх,ïðè-

íÿòûх Лèãîé Аðàáñêèх Гîñóäàðñòâ. Нà óðîâíå Оðãàíèзàöèè

Оáъåäèíåííûх Нàöèé, ïîñëå ïóáëèêàöèè “Иíäèкàтîðîв

вåðхîвåíствà пðàвà” â 2011 ã., Гåíåðàëьíàÿ Аññàìáëåÿ

Оðãàíèзàöèè Оáъåäèíåííûх Нàöèé â 2012 ã. ïðèíÿëà

Дåêëàðàöèю ñîâåщàíèÿ íà âûñîêîì  óðîâíå  Гåíåðàëьíîé

Аññàìáëåè ïî âîïðîñàì âåðхîâåíñòâà ïðàâà íà íàöèîíàëь-

íîìèìåжäóíàðîäíîìóðîâíÿх,ïðèзíàющóю,чòî“âåðхîâåí-

ñòâîïðàâàîòíîñèòñÿâðàâíîéñòåïåíèêîâñåìãîñóäàðñòâàì

èìåжäóíàðîäíûìîðãàíèзàöèÿì”.

ОâåðхîâåíñòâåïðàâàóïîìèíàåòñÿâПðåàìáóëåУñòàâà

Сîâåòà Еâðîïû êàê îá îäíîì èз òðåх ïðèíöèïîâ, «êîòîðûå

зàêëàäûâàюòôóíäàìåíòäëÿïîäëèííîéäåìîêðàòèè»,-âìåñ-

òå ñ ëèчíîñòíîé è ïîëèòèчåñêîé ñâîáîäîé. Сòàòьÿ 3 Уñòàâà

ïðèзíàåò óâàжåíèå âåðхîâåíñòâà ïðàâà ïðåäâàðèòåëьíûì

óñëîâèåì äëÿ âñòóïëåíèÿ íîâûх ãîñóäàðñòâ-êàíäèäàòîâ â

îðãàíèзàöèю.Âåðхîâåíñòâîïðàâà,ñîâìåñòíîñïîíÿòèÿìèî

ïðàâàхчåëîâåêàèäåìîêðàòèåé,ñîñòàâëÿåòîñíîâíóюïàðà-

äèãìóöåííîñòåé,ëåжàщèхâîñíîâåСîâåòàЕâðîïû.

ÂДîêëàäåÂåíåöèàíñêîéêîìèññèèïîäчåðêèâàåòñÿ,чòî

îсîбåííî стðàíы íîвîй äåмîкðàтèè äîлæíы îбðàтèть

вíèмàíèå íà тî, чтî пîíятèя «вåðхîвåíствî зàкîíà»,

«пðàвлåíèåíàîсíîвàíèèзàкîíîв»èлèäàæå «пðàвîíà

îсíîвàíèè зàкîíîв» íå являются àíàлîгàмè вåðхîвåí-
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îñîáîéâàжíîñòèäàííîãîДîêëàäàÂåíåöèàíñêîéêîìèññèèâ

ðåшåíèè êàê òåîðåòèчåñêèх, òàê è ïðàêòèчåñêèх ïðîáëåì

îáåñïåчåíèÿâåðхîâåíñòâàïðàâàèóñòàíîâëåíèèïîäëèííîãî

êîíñòèòóöèîíàëèзìàâñîâðåìåííîìîáщåñòâå.

Ðàзðàáîòêàäàííîãîñïèñêà,êàêîòìåчàåòñÿâóêàзàííîì

Дîêëàäå,ïðîхîäèëàâíåñêîëьêîэòàïîâ.Âðàìêàх86-îéïëå-

íàðíîé ñåññèè, ñîñòîÿâшåéñÿ â ìàðòå 2011 ãîäà,

Âåíåöèàíñêàÿ êîìèññèÿ óòâåðäèëà Дîêëàä î âåðхîâåíñòâå

ïðàâà(CDL-AD(2011)003rev).БëàãîäàðÿэòîìóДîêëàäóáûëè

âûÿâëåíû îñíîâíûå хàðàêòåðèñòèêè âåðхîâåíñòâà ïðàâà. Ê

эòîìó Дîêëàäó áûëà òàêжå ïðèëîжåíà ïåðâàÿ âåðñèÿ êîíò-

ðîëьíîãîñïèñêàäëÿîöåíêèñîñòîÿíèÿâåðхîâåíñòâàïðàâàâ

îòäåëьíûхãîñóäàðñòâàх.

Â íîâîì îáîáщåííîì Дîêëàäå ðàñêðûâàåòñÿ âзàèìî-

ñâÿзьìåжäóïðàâîâûìèíîðìàìè,ñîäíîéñòîðîíû,èäåìî-

êðàòèåéèïðàâàìèчåëîâåêà-ñäðóãîé(«Âåðхîâåíñòâîïðàâà

âáëàãîïðèÿòñòâóющåéñðåäå»).

Осíîвíымè íàпðàвлåíèямè ðàзвèтèя вåðхîвåíствà

пðàвà счèтàются: зàкîííîсть; пðàвîвàя îпðåäåлåí-

íîсть; пðåäîтвðàщåíèå злîупîтðåблåíèя пîлíîмîчèя-

мè;  ðàвåíствî пåðåä зàкîíîм; äîступ к пðàвîсуäèю.

Освåщàютсятàкæåäвåфуíäàмåíтàльíыåзàäàчè,стîя-

щèåпåðåäвåðхîвåíствîмпðàвà:èскîðåíåíèåкîððуп-

цèèèзлîупîтðåблåíèйслуæåбíымпîлîæåíèåм.

ÂДîêëàäåÂåíåöèàíñêîéêîìèññèèâåðхîâåíñòâîпðàвà

пðåäстàвляåтся кàк пîíятèå îбщåîбязàтåльíîå.

“Âñåîáщååîáåñïåчåíèåèñîáëюäåíèåâåðхîâåíñòâàïðàâà

êàê íà íàöèîíàëьíîì, òàê è íà ìåжäóíàðîäíîì óðîâíÿх”

áûëîïîäòâåðжäåíîâñåìèãîñóäàðñòâàìè-чëåíàìèОðãàíè-

зàöèè Оáъåäèíåííûх Нàöèé â äîêóìåíòå 2005 ãîäà. Âåð-

хîâåíñòâî ïðàâà, êàê ãîâîðèòñÿ â ïðåàìáóëå è â ñòàòьå 2

Дîãîâîðà î Еâðîïåéñêîì ñîюзå, ÿâëÿåòñÿ îäíîé èз ôóíäà-

ìåíòàëьíûх öåííîñòåé, îáъåäèíÿющèх ñòðàí-óчàñòíèö ЕС.

Â2014ãîäó,âðàìêàхíîâîéïðîãðàììûïîóñèëåíèюâåðхî-

âåíñòâà ïðàâà, Еâðîïåéñêàÿ êîìèññèÿ íàïîìèíàåò, чòî

“ïðèíöèï âåðхîâåíñòâà ïðàâà ïðîãðåññèâíî ñòàíîâèòñÿ

äîìèíèðóющåé îðãàíèзàöèîííîé ìîäåëью ñîâðåìåííîãî

êîíñòèòóöèîííîãî ïðàâà è ìåжäóíàðîäíûх îðãàíèзàöèé,
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чòîáûîãðàíèчèâàòьèíåзàâèñèìîðàññìàòðèâàòьîñóщåñòâ-

ëåíèåîáщåñòâåííûхïîëíîìîчèé.

Иñòîðèчåñêèâåðхîâåíñòâîïðàâàáûëîðàзâèòîêàêñðåä-

ñòâîîãðàíèчåíèÿãîñóäàðñòâåííîéâëàñòè.

НàîñíîâåÊîíòðîëьíîãîñïèñêàîñíîâíûåхàðàêòåðèñòè-

êèâåðхîâåíñòâàïðàâàñâîäÿòñÿêñëåäóющèìïàðàìåòðàì:

Пåðвый-пðèзíàíîлèвåðхîвåíствîпðàвà?

I.СóщåñòâóåòëèïèñьìåííàÿÊîíñòèòóöèÿ?

II. Гàðàíòèðóåòñÿ ëè ñîîòâåòñòâèå зàêîíîäàòåëьñòâà

Êîíñòèòóöèè?

III. Пðèíèìàåòñÿëèзàêîíîäàòåëьñòâîáåззàäåðжåê,êàê

эòîãîòðåáóåòÊîíñòèòóöèÿ?

IV. Сîîòâåòñòâóåò ëè äåéñòâèå èñïîëíèòåëьíîé âëàñòè

Êîíñòèòóöèèèäðóãèìзàêîíàì?

V. Пðèíèìàюòñÿëèòåèëèèíûåíîðìàòèâíûåàêòûáåз

зàäåðжåê,êàêэòîãîòðåáóåòзàêîíîäàòåëьñòâî?

VI. Сóщåñòâóåò ëè эôôåêòèâíûé ñóäåáíûé êîíòðîëь

àêòîâ è ðåшåíèé èñïîëíèòåëьíîé âëàñòè â îòíîшåíèè äåé-

ñòâóющåãîзàêîíà?

VII. Пðèìåíÿåòñÿ ëè òàêîé ñóäåáíûé êîíòðîëь ê äåé-

ñòâèÿì è ðåшåíèÿì íåзàâèñèìûх àãåíòñòâ è чàñòíûх ëèö,

èñïîëíÿющèхãîñóäàðñòâåííûåзàäàчè?

VIII.Гàðàíòèðóåòñÿëèэôôåêòèâíàÿюðèäèчåñêàÿзàщèòà

èíäèâèäóàëьíûхïðàâчåëîâåêàvis-à-vis êíàðóшåíèÿì,ñîâåð-

шåííûìчàñòíûìèñóáъåêòàìè?

Аêò ãîñóäàðñòâåííîé âëàñòè äîëжåí ñîîòâåòñòâîâàòь

зàêîíóèäåéñòâîâàòьâñèëóзàêîíà.Пðèíèìàÿâîâíèìàíèå

òîò ôàêò, чòî íåîáхîäèìîñòь ñóäåáíîãî êîíòðîëÿ àêòîâ è

ðåшåíèéèñïîëíèòåëьíîéèäðóãèхâëàñòåé,îñóщåñòâëÿющèх

îáщåñòâåííûå зàäàчè, âñåîáщå ïðèзíàíà, â íàöèîíàëьíîé

ïðàêòèêå ñóщåñòâóюò ðàзíûå ïîäхîäû ê ãàðàíòèðîâàíèю

ñîîòâåòñòâèÿзàêîíîäàòåëьñòâàÊîíñòèòóöèè.Тàêêàêñóäåá-

íûéêîíòðîëьÿâëÿåòñÿэôôåêòèâíûìñðåäñòâîìäîñòèжåíèÿ

эòîéöåëè,ñóщåñòâóюòòàêжåäðóãèåñðåäñòâàíàäëåжàщåãî

ñîáëюäåíèÿÊîíñòèòóöèèäëÿãàðàíòèðîâàíèÿóâàжåíèÿâåð-

хîâåíñòâàïðàâà,êàê,íàïðèìåð,aprioriêîíòðîëь,îñóщåñòâ-

ëÿåìûéñïåöèàëèзèðîâàííûìêîìèòåòîì.

ствàпðàвà,àскîðååвсåгîпðåäстàвляютсякàкèскàæåí-

íыåтîлкîвàíèявåðхîвåíствàпðàвà/пуíкт15Дîклàäà/.

Пîäчåðêèâàåòñÿ òàêжå, чòî, íåñìîòðÿ íà ðàзëèчèÿ ìíå-

íèé, åñòь îáщèå чåðòû вåðхîвåíствà пðàвà, с кîтîðымè

íåвîзмîæíî íå сîглàсèться. Ñюäà вхîäят зàкîííîсть,

пîäðàзумåвàющàяпîäîтчåтíыйèäåмîкðàтèчíыйпðî-

цåсс  зàкîíîтвîðчåствà, пðàвîвàя îпðåäåлåííîсть,

зàпðåтíàпðîèзвîл,äîступкпðàвîсуäèю,îбåспåчèвàå-

мîмуíåзàвèсèмымèèбåспðèстðàстíымèсуäàмè,втîм

чèслå суäåбíîåðàссмîтðåíèåàäмèíèстðàтèвíыхäåй-

ствèй,увàæåíèåпðàвчåлîвåкàèðàвåíствîпåðåäзàкî-

íîм.

Âåíåöèàíñêàÿ êîìèññèÿ âûðàжàåò óáåжäåííîñòь â òîì,

чòîÊîíòðîëьíûéñïèñîêìîжåòñòàòьîчåíьâàжíûìèíñòðó-

ìåíòîì,ñïîñîáñòâóющèìêàчåñòâåííîéîöåíêåèíäèêàòîðîâ

âåðхîâåíñòâà ïðàâà. Дëÿ òîãî чòîáû îïðåäåëèòь, áûëè ëè

ðåàëèзîâàíû ïàðàìåòðû âåðхîâåíñòâà ïðàâà, òðåáóюòñÿ

èñòîчíèêèïðîâåðêè(ñòàíäàðòû).Дëÿюðèäèчåñêèхïàðàìåò-

ðîâ òàêîâûìè áóäóò äåéñòâóющèé зàêîí, êàê, íàïðèìåð, â

Еâðîïå, юðèäèчåñêèå îöåíêè îòíîñèòåëьíî Еâðîïåéñêîãî

ñóäàïîïðàâàìчåëîâåêà,Âåíåöèàíñêîéêîìèññèè,îðãàíîâ

ïîìîíèòîðèíãóСîâåòàЕâðîïûèäðóãèхèíñòèòóöèîíàëьíûх

èñòîчíèêîâ.Дëÿïàðàìåòðîâ,êàñàющèхñÿïðàêòèêè,íåîáхî-

äèìî èñïîëьзîâàíèå ìíîãîчèñëåííûх èñòîчíèêîâ, âêëючàÿ

òàêèåèíñòèòóòû,êàêЕâðîïåéñêàÿêîìèññèÿïîэôôåêòèâíî-

ñòèïðàâîñóäèÿ èАãåíòñòâîЕâðîïåéñêîãîñîюзàïîîñíîâ-

íûìïðàâàì.

Êîíòðîëьíûéñïèñîêíåÿâëÿåòñÿíèèñчåðïûâàющèì,íè

îêîíчàòåëьíûì-îíñòðåìèòñÿîхâàòèòьîñíîâíûåэëåìåíòû

âåðхîâåíñòâàïðàâà.

Âåðхîâåíñòâîïðàâàñâÿзàíîíåòîëьêîñïðàâàìèчåëî-

âåêà, íî è ñ äåìîêðàòèåé, òî åñòь ñ òðåòьåé îñíîâíîé öåí-

íîñòьюСîâåòàЕâðîïû.Дåìîêðàòèÿèìååòîòíîшåíèåêóчàñ-

òèю ëюäåé â ïðîöåññå ïðèíÿòèÿ ðåшåíèé â îáщåñòâå:

ïîñðåäñòâîìóñòàíîâëåíèÿзàщèòûïðàâчåëîâåêàñòàíîâèò-

ñÿâîзìîжíîзàщèòèòьëюäåéîòïðîèзâîëьíûхèчðåзìåðíûх

âìåшàòåëьñòâñîñòîðîíûãîñóäàðñòâà,îáåñïåчèòьèхñâîáî-

äàìè è ïðèâèëåãèÿìè, à òàêжå зàщèòèòь чåëîâåчåñêîå

äîñòîèíñòâî.Âåðхîâåíñòâîïðàâàñîñðåäîòàчèâàåòñÿíàòîì,
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Чåтвåðтый-зàкîíîäàтåльíыåпîлíîмîчèяèспîлíè-

тåльíîйвлàстè

Гàðàíòèðîâàíîëèâåðхîâåíñòâîзàêîíîäàòåëьñòâà?

I.Âêëючåíûëèîáщèåèàáñòðàêòíûåïðàâèëàâàêòîïàð-

ëàìåíòå èëè â ðåãóëèðîâàíèå, îñíîâàííîå íà эòîì àêòå, зà

èñêëючåíèåì îãðàíèчåííîãî ïåðåчíÿ èñêëючåíèé, ïðåäóñ-

ìîòðåííûхÊîíñòèòóöèåé?

II.Êàêîâûэòèèñêëючåíèÿ?Оãðàíèчåíûëèîíèâîâðåìå-

íè? Оñóщåñòâëÿåòñÿ ëè ïàðëàìåíòîì è ñóäåáíîé âëàñòью

êîíòðîëь íàä íèìè? Еñòь ëè эôôåêòèâíîå ñðåäñòâî ïðîòèâ

зëîóïîòðåáëåíèÿ?

III. Êîãäà ôóíêöèè зàêîíîäàòåëьíîé âëàñòè ïåðåäàюòñÿ

ïàðëàìåíòîìèñïîëíèòåëьíîéâëàñòè,îïðåäåëåíûëèâзàêî-

íîäàòåëьíîìàêòåöåëè,ñîäåðжàíèåèðàìêèïåðåäàчèôóíê-

öèé?

Пятый - зàкîíîтвîðчåскèй пðîцåсс: являåтся лè

вîпðîсввåäåíèязàкîíàвäåйствèåпðîзðàчíым,пîäîт-

чåтíым,всåîбъåмлющèмèäåмîкðàтèчíым?

I.Сóщåñòâóюòëèчåòêèåêîíñòèòóöèîííûåïðàâèëàîòíî-

ñèòåëьíîзàêîíîäàòåëьíûхïðîöåäóð?

II.Иãðàåòëèïàðëàìåíòðåшàющóюðîëьïðèîïðåäåëå-

íèèñîäåðжàíèÿзàêîíà?

III. Оáñóжäàåòñÿ ëè ïóáëèчíî ïðåäëîжåííîå ïàðëàìåí-

òîì зàêîíîäàòåëьñòâî è îáîñíîâàíî ëè îíî íàäëåжàщèì

îáðàзîì(íàïðèìåð,âðàзъÿñíèòåëьíûхäîêëàäàх)?

IV. Иìååòëèîáщåñòâîäîñòóïêïðîåêòóзàêîíà,ïîêðàé-

íåéìåðå,êîãäàïðîåêòïðåäñòàâëåíâïàðëàìåíò?Иìååòëè

îáщåñòâîñåðьåзíóюâîзìîжíîñòьâíåñòèïîïðàâêè?

V. Оñóщåñòâëÿeòñÿëèïåðåäïðèíÿòèåìзàêîíîâíàäëå-

жàщàÿэêñïåðòèзà(íàïðèìåð,îòíîñèòåëьíîïðàâчåëîâåêàè

âëèÿíèÿзàêîíàíàáюäжåò)?

VI. Учàñòâóåòëèïàðëàìåíòâïðîöåññåñîñòàâëåíèÿïðî-

åêòîâ ìåжäóíàðîäíûх äîãîâîðîâ, èх óòâåðжäåíèÿ, зàäåé-

ñòâîâàíèÿèèñïîëíåíèÿ?

Âтîðîй–äåйствуютлè гîсуäàðствåííыåвлàстèíà

îсíîвàíèèèвсîîтвåтствèèсäåйствующèмзàкîíîм?

I.Оïðåäåëåíûëèïîëíîìîчèÿ ãîñóäàðñòâåííûхâëàñòåé

зàêîíîì?

II.Яâëÿåòñÿëèчåòêèìðàзãðàíèчåíèåïîëíîìîчèéìåжäó

ðàзëèчíûìèâëàñòÿìè?

III.Уñòàíîâëåíûëèзàêîíîìïðîöåäóðû,êîòîðûìäîëжíû

ñëåäîâàòьãîñóäàðñòâåííûåâëàñòè?

IV. Мîãóò ëè ãîñóäàðñòâåííûå âëàñòè ôóíêöèîíèðîâàòь

áåзïðàâîâûхîñíîâàíèé?Счèòàюòñÿëèòàêèåñëóчàèíàäëå-

жàщèìîáðàзîìîïðàâäàííûìè?

V. Сëåäóюò ëè ãîñóäàðñòâåííûå âëàñòè ñâîèì ïîзèòèâ-

íûì îáÿзàííîñòÿì, ãàðàíòèðóÿ èх âûïîëíåíèå è эôôåêòèâ-

íóюзàщèòóïðàâчåëîâåêà?

VI.Âñëóчàÿх,êîãäàãîñóäàðñòâåííûåзàäàчèäåëåãèðîâà-

íûчàñòíûìñóáъåêòàì,ñóщåñòâóюòëèóñòàíîâëåííûåзàêî-

íîìэêâèâàëåíòíûåãàðàíòèè?

Оñíîâíîåòðåáîâàíèåâåðхîâåíñòâàïðàâà–эòîòî,чòî

ïîëíîìîчèÿãîñóäàðñòâåííûхâëàñòåéîïðåäåëåíûзàêîíîì.

Тàê êàê зàêîííîñòь êàñàåòñÿ äåéñòâèé ãîñóäàðñòâåííûх

äîëжíîñòíûх ëèö, îíà òðåáóåò òàêжå, чòîáû äîëжíîñòíûå

ëèöàáûëèïðàâîìîчíûïîñëåäîâàòåëьíîäåéñòâîâàòьâðàì-

êàх äàííûх èì ïîëíîìîчèé è, ñëåäîâàòåëьíî, ñîáëюäàëè

ïðîöåññóàëьíîåèìàòåðèàëьíîåïðàâà.

Тðåтèй - сîîтíîшåíèå мåæäуíàðîäíîгî пðàвà è

вíутðåííåгîзàкîíà

Гàðàíòèðóåò ëè âíóòðèãîñóäàðñòâåííàÿ юðèäèчåñêàÿ

ñèñòåìàñîáëюäåíèåãîñóäàðñòâîìñâîèхîáÿзàòåëьíûхîáÿ-

зàííîñòåéïîìåжäóíàðîäíîìóïðàâó?Âчàñòíîñòè:

I.Гàðàíòèðóåòëèэòîñîîòâåòñòâèåзàêîíàìîòíîñèòåëь-

íîïðàâчåëîâåêà,âêëючàÿîáÿзàòåëьíûåðåшåíèÿìåжäóíà-

ðîäíûхñóäîâ?

II. Сóщåñòâóюò ëè чåòêèå ïðàâèëà èìïëåìåíòàöèè эòèх

îáÿзàòåëьñòââзàêîíàхíàíàöèîíàëьíîìóðîâíå?

Пðèíöèï pacta sunt servanda (äîãîâîðû äîëжíû ñîáëю-

äàòьñÿ)ÿâëÿåòñÿñïîñîáîìâûðàжåíèÿïðèíöèïàïðàâîìåð-

íîñòèâìåжäóíàðîäíîìïðàâå.
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Âîсьмîй-чàстíыåстðуктуðы,îтвåчàющèåзàîбщå-

ствåííыå зàäàчè: ãàðàíòèðóåò ëè зàêîí, чòî íåãîñóäàðñò-

âåííûåñóáъåêòû,êîòîðûåïîëíîñòьюèëèчàñòèчíîâзÿëèíà

ñåáÿòðàäèöèîííûåîáщåñòâåííûåзàäàчèèôóíêöèè,ðåшå-

íèÿ êîòîðûх èìåюò îäèíàêîâîå âëèÿíèå êàê íà ïðîñòûх

ëюäåé,òàêèíàïóáëèчíóюâëàñòь,ïîäчèíÿюòñÿòðåáîâàíèÿì

âåðхîâåíñòâà ïðàâà è ïîäîòчåòíû â ðàâíîé ñ ïóáëèчíûìè

âëàñòÿìèñòåïåíè?

Âтîðîйблîкèíäèкàтîðîвîтíîсèтсякпðàвîвîйîпðåäå-
лåííîстè.

Âûäåëÿюòñÿñëåäóющèåïàðàìåòðû:

Пåðвый -  доступность законодательства:

I. Âñå ëè зàêîíîäàòåëьíûå àêòû ïóáëèêóюòñÿ ïåðåä

âñòóïëåíèåìâñèëó?

II. Яâëÿюòñÿ ëè îíè äîñòóïíûìè, íàïðèìåð, íà áåзâîз-

ìåзäíîéîñíîâåчåðåзИíòåðíåòè/èëèâîôèöèàëьíîìáюë-

ëåòåíå?

Âтîðîй -  доступность судебных решений:

I.Дîñòóïíûìèëè ðåшåíèÿñóäàîáщåñòâó?

II.Дîñòàòîчíîëèîïðàâäàíûèñêëючåíèÿ?

Пîñêîëьêóðåшåíèÿñóäàìîãóòóñòàíàâëèâàòь,ðàзâèâàòь

èóòîчíÿòьзàêîí,èхäîñòóïíîñòьÿâëÿåòñÿчàñòьюïðàâîâîé

îïðåäåëåííîñòè.Оãðàíèчåíèÿìîãóòáûòьîïðàâäàíûñòîчêè

зðåíèÿ зàщèòûèíäèâèäóàëьíûхïðàâ,íàïðèìåð,ïðàâïîä-

ðîñòêîâ,ñîâåðшèâшèхóãîëîâíîíàêàзóåìûåäåÿíèÿ.

Тðåтèй -  предсказуемость законов: предсказуемо ли

воздействие закона? 

I.Изëîжåíûëèзàêîíûâäîñòóïíîéôîðìå?

II. Чåòêî ëè ïðåäïèñûâàåò íîâîå зàêîíîäàòåëьñòâî, чòî

ïðåäûäóщèåзàêîíûàííóëèðîâàíûèëèèзìåíåíû?Âêëючåíû

ëèïîïðàâêèâîáщóю,ïóáëèчíîäîñòóïíóюâåðñèюзàêîíà?

Пðåäñêàзóåìîñòьîзíàчàåòíåòîëьêî,чòîзàêîí,ãäåâîз-

ìîжíî, äîâåäåí äî ñâåäåíèÿ ãðàжäàí äî ïðèìåíåíèÿ è чòî

åãîâîзäåéñòâèåïðåäñêàзóåìî:эòîäîëжíîòàêжåáûòьñôîð-

ìóëèðîâàíî íàñòîëьêî òîчíî è ÿñíî, чòîáû ñóáъåêòû ïðàâà

ìîãëèðåãóëèðîâàòьñâîåïîâåäåíèåâñîîòâåòñòâèèñíèì.

Шåстîй-èсключåíèяпðèчðåзвычàйíыхсèтуàцèях:

пðåäусмîтðåíылèзàкîíîмèсключåíèяпðèчðåзвычàй-

íыхсèтуàцèях?

I.Сóщåñòâóюòëèîïðåäåëåííûåâíóòðèãîñóäàðñòâåííûå

ïîëîжåíèÿ, ïðèìåíÿåìûå ïðè чðåзâûчàéíûх ñèòóàöèÿх

(âîéíà èëè èíîå чðåзâûчàéíîå ïîëîжåíèå, óãðîжàющåå

жèзíè íàöèè)? Âîзìîжíî ëè ïðè чðåзâûчàéíûх ñèòóàöèÿх

îãðàíèчåíèå ïðàâ чåëîâåêà â ñîîòâåòñòâèè ñ âíóòðèãîñó-

äàðñòâåííûìèïðàâèëàìè?Êàêèåîáñòîÿòåëьñòâàèêðèòåðèè

íåîáхîäèìû,чòîáûèíèöèèðîâàòьèñêëючåíèå?

II.Зàïðåщàåòëèâíóòðèãîñóäàðñòâåííîåïðàâîîãðàíèчå-

íèåîïðåäåëåííûхïðàâäàжåïðèчðåзâûчàéíûхïîëîжåíèÿх?

Пðîïîðöèîíàëьíû ëè îãðàíèчåíèÿ, òî åñòь îáóñëîâëåíû ëè

îíèâàñïåêòåïðîäîëжèòåëьíîñòè,îáñòîÿòåëьñòâèâîзìîж-

íîñòåé âàжíîñòью ñèòóàöèè, ïðîäèêòîâàíû ëè îñòðîé

íåîáхîäèìîñòью?

III. Âîзìîжåí ëè â чðåзâûчàéíûх ñèòóàöèÿх îòхîä îò

óñòàíîâëåííîãî ðàзãðàíèчåíèÿ ïîëíîìîчèé âëàñòåé è

îãðàíèчåíèé ïîëíîìîчèé èñïîëíèòåëьíîé âëàñòè â àñïåêòå

èхïðîäîëжèòåëьíîñòè,îáñòîÿòåëьñòâèâîзìîжíîñòåé?

IV. Êàêîâàïðîöåäóðàîïðåäåëåíèÿчðåзâûчàéíûхñèòóà-

öèé? Сóщåñòâóåòëèïàðëàìåíòñêèéèñóäåáíûéêîíòðîëьâ

ñëóчàÿхчðåзâûчàéíûхñèòóàöèéзàèхïðîäîëжèòåëьíîñòью,

à òàêжå зà ðàìêàìè îãðàíèчåíèÿ ïðàâ ïðè чðåзâûчàéíûх

ñèòóàöèÿх?

Ñåäьмîй -  îбязàííîсть пðèмåíåíèя зàкîíà: кàкèå

мåðы пðèíèмàются äля гàðàíтèðîвàíèя эффåктèвíîгî

îсущåствлåíèязàкîíàпублèчíымèвлàстямè?

I.Пðîàíàëèзèðîâàíûëèïðåïÿòñòâèÿïðèìåíåíèÿзàêîíà

äîåãîïðèíÿòèÿèïîñëå?

II.Сóщåñòâóюòëèэôôåêòèâíûåìåðûâîзäåéñòâèÿâñëó-

чàåíåïðèìåíåíèÿзàêîíîäàòåëьñòâà?

III. Пðåäóñìàòðèâàåò ëè зàêîí чåòêèå è îïðåäåëåííûå

ñàíêöèèзàíåïîäчèíåíèåзàêîíó?

IV. Сóщåñòâóåò ëè åäèíàÿ è ïîñëåäîâàòåëьíàÿ ñèñòåìà

ïðàâîïðèìåíèòåëьíîé äåÿòåëьíîñòè  ïóáëèчíûх âëàñòåé â

ïðèìåíåíèèэòèхñàíêöèé?

V.Пðèìåíÿюòñÿëèэòèñàíêöèèïîñëåäîâàòåëьíî?
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âîìåðíûå îжèäàíèÿ ëюäåé. Эòà äîêòðèíà ïðèìåíèìà íå

òîëьêî ê зàêîíîäàòåëьñòâó, íî òàêжå è ê îòäåëьíûì àêòàì

ïóáëèчíûхâëàñòåé.

Шåстîй -  отсутствие обратной силы (неретроактив-

ность): запрещена ли обратная сила?

I.Зàïðåщåíàëèîáðàòíàÿñèëàóãîëîâíîãîзàêîíîäàòåëь-

ñòâà?

II. Â êàêîé ñòåïåíè ñóщåñòâóåò îáщèé зàïðåò îáðàòíîé

ñèëûäðóãèхзàêîíîâ?

III.Сóщåñòâóюòëèèñêëючåíèÿ,åñëèäà,òîêàêèå?

Ñåäьмîй - принципы “nullum crimen sine lege” и “nulla

poena sine  lege”: применяются ли принципы “nullum crimen

sine lege” и “nulla poena sine  lege” (íåò ïðåñòóïëåíèÿ áåз

зàêîíàèíåòíàêàзàíèÿáåззàêîíà)?

Люäè äîëжíû зàðàíåå áûòь ïðåäóïðåжäåíû î ïîñëåä-

ñòâèÿх ñâîåãî ïîâåäåíèÿ. Эòî ïîäðàзóìåâàåò ïðåäñêàзóå-

ìîñòьèîòñóòñòâèåîáðàòíîéñèëûзàêîíà,âчàñòíîñòè,âóãî-

ëîâíîìзàêîíîäàòåëьñòâå.Âãðàжäàíñêîìèàäìèíèñòðàòèâ-

íîìïðàâåîáðàòíàÿñèëàзàêîíàìîжåòîòðèöàòåëьíîâëèÿòь

íàïðàâàèзàêîííûåèíòåðåñû.Оäíàêîâíåóãîëîâíîéîáëà-

ñòèäîïóñòèìîîãðàíèчåíèåîáðàòíîéñèëûïðàâëюäåéèëè

âîзëîжåíèåíàíèхíîâûхîáÿзàííîñòåé,íîòîëьêîåñëèэòîâ

èíòåðåñàх îáщåñòâà è ñîîòâåòñòâóåò ïðèíöèïó ïðîïîðöèî-

íàëьíîñòè(âòîìчèñëåèâîâðåìåíè).Зàêîíîäàòåëьíåäîë-

жåí âìåшèâàòьñÿ â ïðîöåññ ïðèìåíåíèÿ ñóäàìè äåéñòâóю-

щåãîзàêîíîäàòåëьñòâà.

Âîсьмîй- Res judicata:  гарантируется  ли уважение res

judicata?

I. Гàðàíòèðîâàíî ëè óâàжåíèå ïðèíöèïà ne bis in idem

(зàïðåщåíèå ïîâòîðíîãî ïðèâëåчåíèÿ ê óãîëîâíîé îòâåò-

ñòâåííîñòèзàîäíîèòîжåïðåñòóïëåíèå)?

II. Мîãóò ëè ïåðåñìàòðèâàòьñÿ îêîíчàòåëьíûå ñóäåáíûå

ðåшåíèÿ?

III.Еñëèìîãóò,òîïðèêàêèхóñëîâèÿх?

Res judicata ïîäðàзóìåâàåò ïðèíöèï íåäîïóñòèìîñòè

îáжàëîâàíèÿîêîíчàòåëьíîïðèíÿòîãîðåшåíèÿ.Оêîíчàòåëь-
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Нåîáхîäèìàÿñòåïåíьïðåäñêàзóåìîñòèзàâèñèò,îäíàêî,

îòïðèðîäûзàêîíà.Âîñíîâíîìэòîñóщåñòâåííîâóãîëîâíîì

зàêîíîäàòåëьñòâå.Пðåäîñòîðîжíîñòьïðèêîíêðåòíûхîïàñ-

íîñòÿхñòàíîâèòñÿáîëååâàжíîéâñâÿзèñóâåëèчåíèåìðèñ-

êîâ, â чàñòíîñòè, èз-зà ìåíÿющèхñÿ òåхíîëîãèé. Оäíàêî â

îáëàñòÿх,ãäåïðèìåíÿåòñÿïðåäóïðåäèòåëьíûéïîäхîäзàêî-

íîâ, ê ïðèìåðó, зàêîí ðèñêà, â ñëóчàÿх, êîãäà ïðåäïîñûëêè

äëÿ ãîñóäàðñòâåííûх äåéñòâèé îхâàòûâàюò áîëåå шèðîêèé

àñïåêò, âåðхîâåíñòâî ïðàâà ïîäðàзóìåâàåò, чòî ïðèíöèï

ïðåäñêàзóåìîñòèíåèãíîðèðóåòñÿ.

Чåтвåðтый - Стабильность и последовательность закона:

стабильны и последовательны ли законы?

I.Сòàáèëьíûëèзàêîíûäîòàêîéñòåïåíè,чòîîíèìîãóò

áûòьèзìåíåíûòîëьêîâñëóчàåðåàëьíîéóãðîзû?

II.Пðèìåíÿюòñÿëèîíèïîñëåäîâàòåëьíî?

Нåóñòîéчèâîñòь è íåñîãëàñîâàííîñòь äåéñòâèé зàêîíî-

äàòåëьíîéèëèèñïîëíèòåëьíîéâëàñòåéìîãóòâëèÿòьíàâîз-

ìîжíîñòь чåëîâåêà ïëàíèðîâàòь ñâîå ïîâåäåíèå. Оäíàêî

ñòàáèëьíîñòьíå ÿâëÿåòñÿñàìîöåëью: зàêîíòàêжåäîëжåí

áûòьñïîñîáíûìàäàïòèðîâàòьñÿêìåíÿющèìñÿîáñòîÿòåëь-

ñòâàì.Зàêîíìîжåòáûòьèзìåíåí,íîòîëьêîïîñëåóâåäîì-

ëåíèÿîáщåñòâà,ïîñðåäñòâîìîáщåñòâåííûхäèñêóññèéèíå

ìîжåòèìåòьîáðàòíîéñèëûâàñïåêòåïðàâîìåðíûхîжèäà-

íèéîáщåñòâà.

Пятый- правомерные ожидания: гарантировано ли ува-

жение принципа правомерных ожиданий?

Пðèíöèïïðàâîìåðíûхîжèäàíèéÿâëÿåòñÿчàñòьюîáщå-

ãî ïðèíöèïà ïðàâîâîé îïðåäåëåííîñòè â зàêîíîäàòåëьñòâå

Еâðîïåéñêîãîñîюзà,îñíîâàííîãîíàíàöèîíàëьíûхзàêîíàх.

Оí òàêжå âûðàжàåò èäåю, чòî ïóáëèчíûå âëàñòè äîëжíû íå

òîëьêîñîáëюäàòьзàêîí,íîòàêжåèñïîëíÿòьäàííûåîáåщà-

íèÿèâîзíèêшèåâñëåäñòâèåíèхîжèäàíèÿ.Сîãëàñíîäîêòðè-

íåïðàâîìåðíîãîîжèäàíèÿ,òå,êòîäåéñòâóюòäîáðîñîâåñò-

íî,ñîãëàñíîáóêâåèäóхóзàêîíà,íåäîëжíûáûòьîáìàíóòûâ

ñâîèх ïðàâîìåðíûх îжèäàíèÿх. Оäíàêî â èñêëючèòåëьíûх

ñëóчàÿх зàêîíîäàòåëьíûå èзìåíåíèÿ, êîòîðûå îïðàâäàíû â

ñèëóñëîжèâшåéñÿíîâîéñèòóàöèè,ìîãóòíåîïðàâäàòьïðà-
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äîëжíàñîáëюäàòьñÿòàêжåâàäìèíèñòðàòèâíûхàêòàх.

Сëåäóющàÿ ãðóïïà èíäèêàòîðîâ, ïðåäñòàâëåííàÿ â

äîêëàäå Âåíåöèàíñêîé êîìèññèè, îòíîñèòñÿ ê ïðèíöèïó

ðàâåíñòâàâñåхïåðåäзàêîíîìèîòñóòñòâèюäèñêðèìèíàöèè.

1. ЗàêðåïëÿåòëèÊîíñòèòóöèÿïðèíöèïðàâíîãîîáðàщå-

íèÿ,îáÿзàòåëьñòâîãîñóäàðñòâàïîîщðÿòьðàâåíñòâîèïðàâî

ëюäåéáûòьñâîáîäíûìèîòäèñêðèìèíàöèè?

2.Нåäèскðèмèíàцèя

Гàðàíòèðóåòñÿëèñîáëюäåíèåïðèíöèïàíåäèñêðèìèíà-

öèè?

I.ЗàïðåщàåòëèÊîíñòèòóöèÿäèñêðèìèíàöèю?

II.Эôôåêòèâíîëèãàðàíòèðóåòñÿзàêîíîìíåäèñêðèìèíà-

öèÿ?

III. Чåòêî ëè óñòàíàâëèâàюò è зàïðåщàюò Êîíñòèòóöèÿ

è/èëè зàêîíîäàòåëьñòâî ïðÿìóю è êîñâåííóю äèñêðèìèíà-

öèю?

Сîãëàñíî зàêîíó, ïðèíöèï íåäèñêðèìèíàöèè òðåáóåò

зàïðåщåíèÿëюáîãîíåîáîñíîâàííîãîíåðàâíîãîîáðàщåíèÿ

èãàðàíòèðóåòðàâíóю,эôôåêòèâíóюзàщèòóêàжäîãîîòäèñ-

êðèìèíàöèèïîïðèзíàêàìðàñû,ïîëà,ÿзûêà,ðåëèãèè,ïîëè-

òèчåñêèх èëè èíûх óáåжäåíèé, íàöèîíàëьíîãî èëè ñîöèàëь-

íîãîïðîèñхîжäåíèÿ,ïðèíàäëåжíîñòèêíàöèîíàëьíûììåíь-

шèíñòâàì, èìóщåñòâåííîãî, ñîñëîâíîãî èëè äðóãîãî ïîëî-

жåíèÿëèáîïîäðóãèìïðèзíàêàì.

3.Рàвíîпðàвèå

Гàðàíòèðóåòñÿëèðàâíîïðàâèå?

I.Тðåáóåòëèêîíñòèòóöèÿ,чòîáûзàêîíîäàòåëьñòâî(âòîì

чèñëåèíîðìàòèâíî-ïðàâîâûåàêòû)óâàжàëîïðèíöèïðàâíî-

ïðàâèÿ?Зíàчèòëèэòî,чòîðàзëèчèÿäîëжíûáûòьîáъåêòèâ-

íîîáîñíîâàííûìè?

II. Мîжåò ëè зàêîíîäàòåëьñòâî, íàðóшàющåå ïðèíöèï

ðàâåíñòâà,îñïàðèâàòьñÿâñóäå?

III.Еñòьëèëюäèèëèãðóïïûëюäåéñîñîáûìèïðàâîâû-

ìèïðèâèëåãèÿìè?Оñíîâàíûëèèñêëючåíèÿè/èëèïðèâèëå-

ãèèíàзàêîííîéöåëèèñîîòâåòñòâóюòëèîíèïðèíöèïóïðî-

ïîðöèîíàëьíîñòè?

IV.Пðåäóñìîòðåíûëèïîëîжèòåëьíûåìåðûäëÿîòäåëь-

íûх ãðóïï ëюäåé, âêëючàÿ íàöèîíàëьíûå ìåíьшèíñòâà, â

öåëÿхóñòðàíåíèÿñòðóêòóðíîãîíåðàâåíñòâà?

íûå ðåшåíèÿ ñóäà äîëжíû ñîáëюäàòьñÿ, зà èñêëючåíèåì

ñëóчàåâíàëèчèÿîáîñíîâàííûхïðèчèíäëÿèхïåðåñìîòðà.

Ñлåäующèйблîкпðåäстàвляåтпðåäупðåæäåíèåзлîупî-
тðåблåíèя(íåпðàвèльíîгîèспîльзîвàíèя)влàстью.

Сóщåñòâóюò ëèïðàâîâûåãàðàíòèèîòïðîèзâîëàèзëî-

óïîòðåáëåíèÿ âëàñòью (détournement de pouvoir) ñî ñòîðîíû

ïóáëèчíûхâëàñòåé?

Еñëè äà, òî êàêîâû ïðàâîâûå èñòîчíèêè эòîé ãàðàíòèè

(Êîíñòèòóöèÿ,зàêîíîäàòåëьñòâî,ïðåöåäåíòíîåïðàâî)?

I.Сóщåñòâóюòëèчåòêèåïðàâîâûåîãðàíèчåíèÿäèñêðå-

öèîííûхïîëíîìîчèé,âîñîáåííîñòèîñóщåñòâëÿåìûхèñïîë-

íèòåëьíîéâëàñòьюâïðîöåññåàäìèíèñòðèðîâàíèÿ?

II.Сóщåñòâóюòëèìåхàíèзìûïðåäóïðåжäåíèÿ,óñòðàíå-

íèÿèñàíêöèîíèðîâàíèÿзëîóïîòðåáëåíèéäèñêðåöèîííûìè

ïîëíîìîчèÿìè (détournement de pouvoir)?  Êîãäà äîëжíîñò-

íûì ëèöàì ïðåäîñòàâëÿюòñÿ äèñêðåöèîííûå ïîëíîìîчèÿ,

ñóщåñòâóåòëèñóäåáíûéêîíòðîëьзàèхäåÿòåëьíîñòью?

III. Тðåáóåòñÿ ëè îò ïóáëèчíûх âëàñòåé ïðåäîñòàâëåíèå

àäåêâàòíûх îáîñíîâàíèé ñâîèх ðåшåíèé, â îñîáåííîñòè

êîãäàîíèзàòðàãèâàюòïðàâàчåëîâåêà?Яâëÿåòñÿëèíåïðåä-

ñòàâëåíèåîáîñíîâàíèéîñíîâàíèåìäëÿîñïàðèâàíèÿðåшå-

íèéâñóäàх?

Оñóщåñòâëåíèåâëàñòè,âðåзóëьòàòåêîòîðîãîïðèíèìà-

åòñÿ èзíàчàëьíî íåñïðàâåäëèâîå, íåîáîñíîâàííîå, èððà-

öèîíàëьíîå èëè äåñïîòèчíîå ðåшåíèå, ïðèâîäèò ê íàðóшå-

íèюâåðхîâåíñòâàïðàâà.

Дèñêðåöèîííûå ïîëíîìîчèÿ èñïîëíèòåëьíîé âëàñòè,

êîòîðûå ïðèâîäÿò ê íåîãðàíèчåííîé âëàñòè, ïðîòèâîðåчàò

âåðхîâåíñòâó ïðàâà. Сëåäîâàòåëьíî, зàêîí äîëжåí óñòàíî-

âèòь ðàìêè ïîäîáíûх äèñêðåöèîííûх ïîëíîìîчèé â öåëÿх

зàщèòûîòïðîèзâîëà.

Зëîóïîòðåáëåíèåäèñêðåöèîííûìèïîëíîìîчèÿìèäîëж-

íîðåãóëèðîâàòьñÿñóäåáíûìèëèäðóãèìíåзàâèñèìûìîðãà-

íîìêîíòðîëÿ.Сóщåñòâóющèåñðåäñòâàзàщèòûäîëжíûáûòь

ÿñíûìèèäîñòóïíûìè.

Дîñòóïêîìáóäñìåíóèäðóãàÿôîðìàâíåñóäåáíîãîïðà-

âîñóäèÿäîëжíûáûòьóìåñòíû.Оáÿзàíîñòьàðãóìåíòèðîâàòь
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âîзðàñòà?Яâëÿюòñÿëèîñíîâàíèÿìèäëÿîòñòàâêèñåðьåзíûå

íàðóшåíèÿ äèñöèïëèíàðíûх èëè óãîëîâíûх  íîðì, óñòàíîâ-

ëåííûхзàêîíîì,èëèíåñïîñîáíîñòьñóäьèáîëååâûïîëíÿòь

ñóäåáíûåôóíêöèè?Чåòêîëèñôîðìóëèðîâàíàâзàêîíåïðè-

ìåíèìàÿ ïðîöåäóðà? Сóщåñòâóåò ëè ñðåäñòâî ïðàâîâîé

зàщèòûîòäåëьíûхñóäåéîòðåшåíèéîáîòñòðàíåíèè?

III.Чåòêîëèñôîðìóëèðîâàíûîñíîâàíèÿäëÿïðèìåíåíèÿ

äèñöèïëèíàðíûхìåðèîãðàíèчåíûëèñàíêöèèóìûшëåííû-

ìèïðàâîíàðóшåíèÿìèèïðåñòóïíîéхàëàòíîñòью?

IV.Нåñåòëèíåзàâèñèìûéîðãàíîòâåòñòâåííîñòьзàòàêèå

ïðîöåäóðû?

V.Сîñòîèòëèэòîòîðãàíòîëьêîèзñóäåé?

VI.Оáóñëîâëåíî ëè íàзíàчåíèå èëè ïîîщðåíèå ñóäåé

ñîîòâåòñòâóющèìè ôàêòîðàìè, òàêèìè êàê ñïîñîáíîñòè,

чåñòíîñòь è îïûòíîñòь? Сôîðìóëèðîâàíû ëè эòè êðèòåðèè

зàêîíîì?

VII.Пðèêàêèхóñëîâèÿхâîзìîжåíïåðåâîäñóäьèâäðóãîé

ñóä? Тðåáóåòñÿ ëè ñîãëàñèå ñóäьè äëÿ ïåðåâîäà â äðóãîé

ñóä?Мîжåòëèñóäьÿîïðîòåñòîâàòьðåшåíèåîïåðåâîäå?

VIII. Сóщåñòâóåò ëè íåзàâèñèìûé ñóäåáíûé ñîâåò?

УñòàíîâëåíëèîíÊîíñòèòóöèåéèëèзàêîíîìîñóäåáíîéâëà-

ñòè?Еñëèäà,ñîñòîèòëèîíèзñóäåé,àäâîêàòîâèïðåäñòàâè-

òåëåéîáщåñòâà?

IX. Мîãóò ëè ñóäьè îáðàщàòьñÿ â ñóäåáíûé ñîâåò â ñëó-

чàÿхîãðàíèчåíèÿèхíåзàâèñèìîñòè?

X. Гàðàíòèðîâàíà ëè ôèíàíñîâàÿ íåзàâèñèìîñòь

ñóäåáíîé âëàñòè? Â чàñòíîñòè, âûäåëåíî ëè ñóäàì äîñòà-

òîчíî ðåñóðñîâ è åñòь ëè îïðåäåëåííàÿ ñòàòьÿ â áюäжåòå

îòíîñèòåëьíî ñóäåáíîé âëàñòè, чåì èñêëючàåòñÿ âîзìîж-

íîñòь ñîêðàщåíèÿ áюäжåòíûх ñðåäñòâ ñî ñòîðîíû èñïîë-

íèòåëьíîé âëàñòè, зà èñêëючåíèåì ñëóчàåâ, êîãäà эòî

äåëàåòñÿ â ðàìêàх îáщåãî ñîêðàщåíèÿ зàðàáîòíûх ïëàò?

Учàñòâóåòëèñóäåáíàÿâëàñòьèëèñóäåáíûéñîâåòâñîñòàâ-

ëåíèèáюäжåòà?

XI. Оãðàíèчåíû ëè ôóíêöèè ïðîêóðîðîâ ñôåðîé óãîëîâ-

íîãîïðàâîñóäèÿ?

XII. Âîñïðèíèìàåòñÿ ëè ñóäåáíàÿ âëàñòь êàê íåзàâèñè-

ìàÿ? Êàêîâî âîñïðèÿòèå îáщåñòâîì âîзìîжíûх ïîëèòèчå-

ñêèхâëèÿíèéèëèìàхèíàöèéâñëóчàÿхíàзíàчåíèÿèïðîäâè-

75

Зàêîíîäàòåëьñòâî äîëжíî óâàжàòь ïðèíöèï ðàâåíñòâà:

îíî äîëжíîîöåíèâàòьïîхîжèåñèòóàöèèîäèíàêîâî,àðàз-

ëèчíûå ñèòóàöèè - ïî-ðàзíîìó, è ãàðàíòèðîâàòь ðàâåíñòâî

îòíîñèòåëьíîëюáîãîîñíîâàíèÿäëÿïîòåíöèàëьíîéäèñêðè-

ìèíàöèè.

4.Рàвåíствîпåðåäзàкîíîм

Гàðàíòèðóåòñÿëèðàâåíñòâîïåðåäзàêîíîì?

I. Оáåñïåчèâàåò ëè âíóòðèãîñóäàðñòâåííûé ïðàâîâîé

ïîðÿäîêîäèíàêîâîåïðèìåíåíèåзàêîíàêêàжäîìóчåëîâåêó

íåзàâèñèìîîòðàñû,ïîëà,ÿзûêà,ðåëèãèè,ïîëèòèчåñêèхèëè

èíûхóáåжäåíèé,íàöèîíàëьíîãîèëèñîöèàëьíîãîïðîèñхîж-

äåíèÿ, ïðèíàäëåжíîñòè ê íàöèîíàëьíûì ìåíьшèíñòâàì,

èìóщåñòâåííîãî,ñîñëîâíîãîïîëîжåíèÿèëèïîäðóãîìóïðè-

зíàêó.Зíàчèòëèэòî,чòîðàзëèчèÿäîëжíûáûòьîáъåêòèâíî

îáîñíîâàíû, ïðîäèêòîâàíû ðàзóìíîé öåëью è ñîîòâåòñòâî-

âàòьïðèíöèïóïðîïîðöèîíàëьíîñòè?

II.Еñòьëèэôôåêòèâíîåñðåäñòâîïðîòèâäèñêðèìèíàöèè

èëèíåðàâíîãîïðèìåíåíèÿзàêîíîäàòåëьñòâà?

Âåðхîâåíñòâî ïðàâà òðåáóåò ïîäчèíåíèÿ âñåх зàêîíó.

Эòî ïîäðàзóìåâàåò, чòî зàêîí äîëжåí áûòь îäèíàêîâî ïðè-

ìåíåíèïîñëåäîâàòåëьíîîñóщåñòâëåí.Оäíàêîðàâåíñòâî-

эòîíåïðîñòîôîðìàëьíûéêðèòåðèé,îíîäîëжíîòàêжåïðè-

âåñòè ê ðàâíîìó îáðàщåíèю. Дëÿ äîñòèжåíèÿ эòîé öåëè

äîïóñêàåòñÿèäàжåòðåáóåòñÿäèôôåðåíöèàöèÿ.Нàïðèìåð,

ïîзèòèâíîåäåéñòâèåìîжåòñëóжèòьñðåäñòâîìîáåñïåчåíèÿ

ðåàëьíîãî ðàâåíñòâà â îãðàíèчåííûх ñëóчàÿх, чòîáû óñòðà-

íèòьñóщåñòâóющèåðàíååíåäîñòàòêèèëèóïóщåíèÿ.

Отäåльíый è вàæíый блîк èíäèкàтîðîв îтíîсèтся к
äîступукпðàвîсуäèю.

1. Независимость и беспристрастность:

À) Независимость судебной власти.

I.Иìåюòñÿëèäîñòàòîчíûåêîíñòèòóöèîííûåèïðàâîâûå

ãàðàíòèè íåзàâèñèìîñòè ñóäåáíîé âëàñòè? Пðîïèñàíû ëè â

Êîíñòèòóöèè èëè â зàêîíîäàòåëьñòâå îñíîâíûå ïðèíöèïû

ñóäåáíîéíåзàâèñèìîñòè,âêëючàÿîáъåêòèâíûåïðîöåäóðûè

êðèòåðèè íàзíàчåíèÿ ñóäåé, îòñòðàíåíèÿ èх îò äîëжíîñòè,

ñðîêèïðåáûâàíèÿèхâäîëжíîñòèèïðàâèëàïîâåäåíèÿ?

II.Нàзíàчàюòñÿëèñóäьèïîжèзíåííîèëèäîïåíñèîííîãî
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ðàññìàòðèâàòь äàííîå äåëî, åщå íåäîñòàòîчíî”. Сóщåñòâå-

íåíïîðÿäîê,ñîãëàñíîêîòîðîìóîòäåëьíûéñóäьÿ(èëèñóäåá-

íàÿêîëëåãèÿ)âïðåäåëàхñóäàîïðåäåëåíзàðàíåå,чòîîñíî-

âûâàåòñÿíàîáщèхîáъåêòèâíûхïðèíöèïàх”.

В) Беспристрастность судебной власти. 

Сóщåñòâóюòëèîïðåäåëåííûåêîíñòèòóöèîííûåèïðàâî-

âûå ïîëîжåíèÿ, ïðåäóñìàòðèâàющèå áåñïðèñòðàñòíîñòь

ñóäåáíîéâëàñòè?

I. Êàêîâî âîñïðèÿòèå îáщåñòâîì áåñïðèñòðàñòíîñòè

ñóäåáíîéâëàñòèèñóäåé?I

I.Сóщåñòâóåòëèêîððóïöèÿâñóäåáíîéâëàñòè?Сóщåñò-

âóюò ëè îïðåäåëåííûå ìåðû ïðîòèâ êîððóïöèè â ñóäåáíîé

âëàñòè(íàïðèìåð,äåêëàðèðîâàíèåèìóщåñòâà)?Êàêîâîìíå-

íèåîáщåñòâàîòíîñèòåëьíîэòîãîâîïðîñà?

Бåñïðèñòðàñòíîñòь ñóäåáíîé âëàñòè äîëжíà áûòь îáåñ-

ïåчåíàêàêíàïðàêòèêå,òàêèâзàêîíå.Нàïðèìåð,âïðåöåäåíò-

íîìïðàâåЕâðîïåéñêîãîñóäàïîïðàâàìчåëîâåêàñôîðìóëè-

ðîâàíî,чòî“ïðàâîñóäèåäîëжíîáûòьíåòîëьêîäåéñòâåííûì,

íîèíàãëÿäíûì”,чòîÿâëÿåòñÿêëàññèчåñêîéôîðìóëèðîâêîé.

Пðèâåäåííûé"Êîíòðîëьíûéñïèñîêâåðхîâåíñòâàïðàâà",

ñ òîчêèзðåíèÿâñåñòîðîííåéèîáîáщåííîéîöåíêèäàííîãî

ÿâëåíèÿ,ÿâëÿåòñÿðåзóëьòàòîìöåëîñòíî-ñèñòåìíîãî,ãëóáî-

êîíàóчíîãîïîäхîäàêååðàзðàáîòêåèíåòîëьêîìîжåòáûòь

ïðèìåíåí äëÿ îöåíêè êîíêðåòíîé ñèòóàöèè, íî ìîжåò òàêжå

ñòàòьîñíîâîéâûðàáîòêèìåхàíèзìîâïðåäîòâðàщåíèÿäåôè-

öèòàêîíñòèòóöèîíàëèзìà,óïðàâëåíèÿïðîöåññîìóñòàíîâëå-

íèÿ âåðхîâåíñòâà ïðàâà, ïðåîäîëåâàÿ óзêèå ìåñòà â эòîì

ïðîöåññåâðàзëèчíûхîáщåñòâåííûхñèñòåìàх.Бåзñîìíåíèÿ

ìîжíî êîíñòàòèðîâàòь, чòî îòêðûâàюòñÿ àáñîëюòíî íîâûå

ïåðñïåêòèâû îáåñïåчåíèÿ äèíàìèчíîãî äåìîêðàòèчåñêîãî

ðàзâèòèÿèîáåñïåчåíèÿâåðхîâåíñòâàÊîíñòèòóöèèíàîñíîâå

ñèñòåìíîãî êîíñòèòóöèîííîãî ìîíèòîðèíãà ñ èñïîëьзîâàíè-

åìÊîíòðîëьíîãîñïèñêàâåðхîâåíñòâàïðàâà.

Âïîâåñòêåäíÿðàзðàáîòêàôóíêöèîíàëьíûхèèíñòèòóöèî-

íàëьíûхìåхàíèзìîâïðàêòèчåñêîéðåàëèзàöèèэòîéзàäàчè,íà

чòî áóäåò îáðàщåíî îñîáîå âíèìàíèå â ðàìêàх Еðåâàíñêîé

ìåжäóíàðîäíîéêîíôåðåíöèèâîêòÿáðå2016ãîäà.

жåíèÿñóäåé/ïðîêóðîðîâ,àòàêжåèхðåшåíèéïîêîíêðåòíûì

äåëàì? Еñëè òàêîå ñóщåñòâóåò, эôôåêòèâíî ëè ñóäåáíûé

ñîâåòзàщèщàåòñóäåéîòíåîáîñíîâàííûхäàâëåíèé?

XIII.Сèñòåìàòèчåñêèëèñóäьèïðèñëóшèâàюòñÿêòðåáîâà-

íèÿìïðîêóðîðîâ(“ïîзèöèÿïðîêóðîðà”)(Prosecutorialbias)?

XIV. Яâëÿюòñÿ ëè зàðïëàòû ñóäåé îáîñíîâàííûìè è

äîñòàòîчíûìè?

Б) Независимость судей.

Сóщåñòâóåòëèäîñòàòîчíîêîíñòèòóöèîííûхèïðàâîâûх

ãàðàíòèéíåзàâèñèìîñòèñóäåé?

I.Яâëÿåòñÿëèñóäåáíàÿäåÿòåëьíîñòьïðåäìåòîìêîíòðî-

ëÿ ñî ñòîðîíû âûшåñòîÿщèх ñóäîâ (íåзàâèñèìî îò íàëèчèÿ

жàëîá), ïðåäñåäàòåëåé ñóäîâ, èñïîëíèòåëьíîé âëàñòè èëè

äðóãèхãîñóäàðñòâåííûхîðãàíîâ?

II.ГàðàíòèðóåòëèÊîíñòèòóöèÿïðàâîâûáîðàêîìïåòåíò-

íîãîñóäьè(ñóäьÿ,íàзíàчåííûéïîзàêîíó)?

III.Чåòêîëèзàêîíзàêðåïëÿåò,êàêîéñóäÿâëÿåòñÿêîìïå-

òåíòíûì?Уñòàíàâëèâàåòëèîíïðàâèëàðàзðåшåíèÿñïîðîâ

îòíîñèòåëьíîêîìïåòåíòíîñòè?

IV. Оñóщåñòâëÿåòñÿ ëè ðàñïðåäåëåíèå ñóäåáíûх äåë â

ñîîòâåòñòâèè ñ êðèòåðèÿìè îáъåêòèâíîñòè è ïðîзðàчíîñòè?

Еñòьëèèíûåîñíîâàíèÿîòâîäàñóäьèîòäåëà,ïîìèìîñëóчàåâ

îòâîäàñóäьèïîòðåáîâàíèюîäíîéèзñòîðîíèëèñàìîîòâîäà?

Сóäьè,àòàêжåñóäåáíàÿâëàñòьäîëжíûáûòьíåзàâèñèìû

îòзàêîíîäàòåëьíîéè,îñîáåííî,èñïîëíèòåëьíîéâëàñòåé.

Âîзìîжíîñòь îáжàëîâàíèÿ ñóäåáíûх ðåшåíèè â âûшå-

ñòîÿщèéñóäÿâëÿåòñÿîáщåïðèíÿòûìэëåìåíòîìâñóäåáíîé

ñèñòåìå,èîíàäîëжíàáûòьåäèíñòâåííûìñïîñîáîìêîíòðî-

ëÿзàñóäьÿìèâñâÿзèñïðèìåíåíèåìзàêîíà.Сóäьèíåäîëж-

íû ïîäâåðãàòьñÿ êîíòðîëю ñî ñòîðîíû êîëëåã-ñóäåé è a

fortori ëюáîé èñïîëíèòåëьíîé âûшåñòîÿщåé âëàñòè, îñó-

щåñòâëÿåìîé, íàïðèìåð, ãîñóäàðñòâåííûìè ñëóжàщèìè.

Тàêîéêîíòðîëьìîжåòíàðóшàòьèхíåзàâèñèìîñòьè,ñëåäî-

âàòåëьíî,âåðхîâåíñòâîïðàâà.

“Гàðàíòèю ìîжíî èñòîëêîâàòь â äâóх àñïåêòàх. Пåðâûé

êàñàåòñÿ ñóäà â öåëîì. Âòîðîé êàñàåòñÿ ñóäьè è ñóäåáíîé

êîëëåãèè,ðàññìàòðèâàющèхäàííîåäåëî.…Пðåäâàðèòåëьíî

îïðåäåëåíèÿ ñóäà (èëè ñóäåáíîãî îðãàíà), êîìïåòåíòíîãî
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Checklist”  forapermanentconstitutionaldiagnosticsand

monitoring;

- Developmentofconcreteproposalsfortheunificationofthe

mechanisms for conduct of systemic constitutional moni-

toring,applyingtheRuleofLawChecklist indifferent legal

systems.

Itisproposedtoholdthisthree-dayconferenceinYerevanon

October 20-23, 2016, aligning it with the Annual Yerevan

Conferenceonactualissuesofconstitutionaljustice.

Threeissuesareproposedfordiscussion:
1.Theroleofconstitutionalcourts inovercominglegislative

gapsandlegaluncertainty.

2. Place and role of systemic constitutional monitoring in

improving the system of constitutional control and overcoming

thedeficitofconstitutionalism.

3.Theroleandimportanceofthe“RuleofLawChecklist”in

the realization of ongoing constitutional diagnosis and monitor-

ing,ensuringdynamicdemocraticdevelopment.

AllmaterialsoftheConferencewillbepublishedinearly2017

intheYearbook“ConstitutionalJustice”for2016.

Conceptualquestionsonconstitutionalmonitoringwereset

outintheauthor'smonograph“Constitutionalmonitoring.”4

Severalimportantaspectsofthe“RuleofLawChecklist”are

presentedinthispublicationtoawiderangeofspecialists,taking

into account the particular importance of this Report by the

Venice Commission in resolving both theoretical and practical

issuesofensuringtheruleof lawandtheestablishmentofgen-

uineconstitutionalisminmodernsociety.

Theauthorbelievesthatthe“RuleofLawChecklist,”from

theviewpointof comprehensiveandgeneralizedassessment

of this phenomenon, is the result of a holistic, systemic and

deeplyscientificapproach to itsdevelopment,and it cannot

onlybeappliedtoassessacertainsituation,butalsoserveas

thebasisfordevelopmentofmechanismsforpreventionofthe

deficitofconstitutionalism,controloftheprocessofestablish-

G.Harutyunyan

Professor, 

Member of the Venice Commission 

of the Council of Europe

Perspectivesofconstitutionalmonitoringonthe

basisof“ChecklistofruleofLaw”

Summary

At the 106th Plenary Session held on March 12, 2016 the

VeniceCommissionof theCouncilofEuropeapprovedthepro-

posaloftheauthoronholdinginternationalconferenceonconsti-

tutionalmonitoring.

TheCommissionrecommendedtoprepareandsubmittothe

107th Plenary Session relevant concepts and organizational

mechanismsforholdingtheforum,takingintoaccounttheoppor-

tunitiesforapplicationofthe“RuleofLawChecklist”(adoptedat

the106th PlenarySessionoftheCommission)intheprocessof

systemicconstitutionalmonitoring3.

Itisemphasizedthattheurgencyofholdingtheinternational

conference on constitutional monitoring is conditioned with the

necessityof:

-Developingmoreeffective legalmechanisms toovercome

thedeficitofconstitutionalisminmodernsociety,toprevent

theaccumulationofnegativesocialenergywhich,gaininga

criticalmass,canleadtosocialcataclysms;

-Identificationofbottlenecksinthesustainableanddynamic

ensuringoftheruleoftheConstitutionandfurtherimprove-

mentofjudicialconstitutionalcontrolmechanisms;

-Effectiveguaranteeingoftheruleof law,ensuringsustain-

abledemocraticdevelopment;

-Identifyingopportunitiesforapplicationofthe“RuleofLaw
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Доктор экономических наук, профессор, 

декан факультета экономики и управления ЕрГУ, 

Р.Гåвîðгяí

Доктор экономических наук, 

доцент кафедры  “Математические методы

в экономике” факультета экономики 

и управления ЕрГУ

Н.Кîчèíяí

Кандидат экономических наук, 

доцент кафедры “Математические методы

в экономике” факультета экономики

и управления ЕрГУ

Кîíстèтуцèîííàяäèàгíîстèкàíàîсíîвå

сðàвíèтåльíîгîàíàлèзàхàðàктåðèстèк

äåмîкðàтèчåскîгîðàзвèтèястðàí

спåðåхîäíîйэкîíîмèкîй

Âвåäåíèå

Оäíîéèзâàжíåéшèхзàäàчñèñòåìíîãîêîíñòèòóöèîííî-

ãîìîíèòîðèíãàÿâëÿåòñÿàäåêâàòíàÿìåòîäîëîãèÿêîíñòèòó-

öèîííîéäèàãíîñòèêè.Êàêñïðàâåäëèâîîòìåчàåòñÿ,“ïîíÿòèå

êîíñòèòóöèîííàÿ äèàãíîñòèêà îхâàòûâàåò âåñь ïðîöåññ

îöåíêè êîíñòèòóöèîííîñòè â îáщåñòâå, âûÿâëåíèÿ ñîîòâåò-

ñòâèÿ ðåàëьíûх îáщåñòâåííûх îòíîшåíèé êîíñòèòóöèîííî

óñòàíîâëåííûìíîðìàìèïðèíöèïàì.Êîíñòèòóöèîííàÿäèàã-

íîñòèêà - ñïîñîá è âîзìîжíîñòь îïðåäåëåíèÿ ñòåïåíè êîí-

ñòèòóöèîííî-ôóíêöèîíàëьíîé äååñïîñîáíîñòè îáщåñòâåí-

íîãîîðãàíèзìàâöåëîì.Оíàíåîáхîäèìàâïåðâóюîчåðåäь

äëÿ âûÿâëåíèÿ èñòèííîãî ñîñòîÿíèÿ è òåíäåíöèé ðàзâèòèÿ

êîíñòèòóöèîíàëèзìàâîáщåñòâå”.

ing the ruleof law,overcomingbottlenecks in thisprocess in

different social systems. Completely new outlooks are

revealedforensuringofdynamicdemocraticdevelopmentand

ensuring of the rule of the Constitution on the basis of sys-

temic constitutional monitoring by applying the Rule of Law

Checklist.

Theagendaincludesthedevelopmentoffunctionalandinsti-

tutionalmechanismsforthepracticalimplementationofthistask,

to which special attention would be paid in the framework of

YerevanInternationalConferenceinOctober2016.
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Нà îñíîâå эòèх äàííûх Фðèäîì Хàóñ ðàññчèòûâàåò

èíäåêñóðîâíÿäåìîêðàòèè,зíàчåíèÿêîòîðîãîäëÿïåðåхîä-

íûхñòðàíïðèâåäåíûíàñëåäóющåìðèñóíêå.
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Â ëèòåðàòóðå óêàзûâàюòñÿ òðè ãðóïïû ïîêàзàòåëåé, íà

îñíîâå êîòîðûх ìîжåò ðàññчèòûâàòьñÿ èíòåãðàëьíûé óðî-

âåíьêîíñòèòóöèîííîéóñòîéчèâîñòè:хàðàêòåðèñòèêèïðàâî-

âîãî ãîñóäàðñòâà, хàðàêòåðèñòèêè äåìîêðàòèчåñêèх ðàзâè-

òèéèñîöèàëьíûåïîêàзàòåëè.Âäàííîéñòàòьåìûñîñðåäî-

òîчèìñÿíààíàëèзåêîíñòèòóöèîííîéóñòîéчèâîñòèíàîñíî-

âå хàðàêòåðèñòèê äåìîêðàòèчåñêèх ðàзâèòèé. Â êàчåñòâå

òàêèхïîêàзàòåëåéìûáóäåìèñïîëьзîâàòьзíàчåíèÿèíäèêà-

òîðîâ, ðàññчèòûâàåìûх àâòîðèòåòíîé îðãàíèзàöèåé

“ФðèäîìХàóñ”1 äëÿïåðåхîäíûхэêîíîìèê.Эòàîðãàíèзàöèÿ

ðàññчèòûâàåò ñëåäóющèå ïîêàзàòåëè:  Пîêàзàòåëь èзáèðà-

òåëьíûхïðîöåññîâ(EP),Пîêàзàòåëьãðàжäàíñêîãîîáщåñòâà

(CS), Пîêàзàòåëь íåзàâèñèìîñòè ïðåññû (IM), Пîêàзàòåëь

äåìîêðàòèчíîñòè ãîñóäàðñòâåííîãî óïðàâëåíèÿ (NCOV),

Пîêàзàòåëь äåìîêðàòèчíîñòè ìåñòíîãî  ñàìîóïðàâëåíèÿ

(LGOV), Пîêàзàòåëь íåзàâèñèìîñòè ñóäåáíîé âëàñòè (JFI),

Пîêàзàòåëьêîððóïöèè(CI).Нàîñíîâåэòèхïîêàзàòåëåéðàñ-

ñчèòûâàåòñÿ òàêжå Уðîâåíь äåìîêðàòèè (DS) êàê ñðåäíåå

зíàчåíèåâûшåïðèâåäåííûхèíäèêàòîðîâ.

Хàðàктåðèстèкèäåмîкðàтèчåскèхðàзвèтèй

Нà îñíîâå ìåòîäîëîãèè, ðàзðàáîòàííîé îðãàíèзàöèåé

ФðèäîìХàóñ,äëÿêàжäîãîïîêàзàòåëÿâûáèðàåòñÿзíàчåíèå

îò0äî7,ãäå0íàèëóчшèéïîêàзàòåëь,à7íàèхóäшèé.Âñëå-

äóющåéòàáëèöåïðèâåäåíûïîêàзàòåëèäëÿ2015ãîäà.

Хàðàктåðèстèкèпîкàзàтåлåйäåмîкðàтèчåскîгî

ðàзвèтèявðàзðåзåстðàíспåðåхîäíîйэкîíîмèкîй

Таблица 1
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Рèс.2Иíäåксуðîвíякîíстèтуцèîííîйустîйчèвîстè2015г.

Сðàâíèâàÿ ðèñóíêè 1 è 2 ìîжíî зàìåòèòь äîñòàòîчíî

áîëьшîå ñхîäñòâî ìåжäó èíäåêñîì äåìîêðàòèè è óðîâíåì

êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчèâîñòè. Тåì íå ìåíåå ìåжäó эòèìè

ïîêàзàòåëÿìèñóщåñòâóюòíåáîëьшèåðàзëèчèÿ.Êîэôôèöè-

åíò êîððåëÿöèè ìåжäó эòèìè ïîêàзàòåëÿìè ðàâåí -98.98%.

Тàêîéâûñîêèéóðîâåíьêîððåëÿöèèãîâîðèòîòîì,чòîðàñчåò

èíäåêñà óðîâíÿ êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчèâîñòè íå íåñåò â

ñåáåäîñòàòîчíîìíîãîíîâîéèíôîðìàöèè.Âäàëьíåéшåìâ

äàííîéñòàòьåìûòåìíåìåíååáóäåìïîëьзîâàòьñÿзíàчåíè-

åì óðîâíÿ êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчèâîñòè. Â чàñòíîñòè, íà

ñëåäóющåìðèñóíêåïðèâåäåíàäèíàìèêàèзìåíåíèÿèíäåê-

ñàâïåðèîäñ2009ïî2015ãîäû.
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Иíтåгðàльíыйуðîвåíькîíстèтуцèîííîйустîйчèвîстè

ÂðàáîòåГ.Аðóòюíÿíàâêàчåñòâåèíñòðóìåíòàêîíñòèòó-

öèîííîéäèàãíîñòèêèïðåäëàãàëñÿèíòåãðàëьíûéïîêàзàòåëь

êîíñòèòóöèîííîñòè,ðàññчèòûâàåìûéñëåäóющèìîáðàзîì:

Нóжíîîòìåòèòь,чòîáûëîáûòîчíååíàзûâàòьэòîòïîêà-

зàòåëьñðàâíèòåëьíûéêîэôôèöèåíòêîíñòèòóöèîííîéóñòîé-

чèâîñòè, òàê êàê ïîëóчàющååñÿ зíàчåíèå èíäèêàòîðà äëÿ

îòäåëьíîéñòðàíûèìååòñìûñëëèшьâñðàâíåíèèñäðóãèìè

ñòðàíàìèâûáîðêè.Âэòîìñìûñëåäëÿðàñчåòàэòîãîïîêàзà-

òåëÿâàжíààäåêâàòíàÿâûáîðêàñòðàí.Сòðàíûñïåðåхîäíîé

эêîíîìèêîé, êîòîðûå зà ïîñëåäíèå äåñÿòèëåòèÿ ïðîшëè

îчåíь ïîхîжèé ïóòь êîíñòèòóöèîííûх ðåôîðì, ÿâëÿюòñÿ

äîñòàòîчíî îäíîðîäíîé âûáîðêîé äëÿ ñðàâíèòåëьíîãî àíà-

ëèзà.

Нà îñíîâå эòèх äàííûх ìû ïîñòðîèëè Иíäåêñ êîíñòèòó-

öèîííîéóñòîéчèâîñòèíàîñíîâåôîðìóëû(1).Дëÿïîñòðîå-

íèÿèíäåêñàìûñäåëàëèíåáîëьшèåïðåîáðàзîâàíèÿäàííûх.

Âчàñòíîñòè,âìåñòîïðèâåäåííûхâòàáëèöåзíàчåíèéxiìû

âзÿëèзíàчåíèÿ8-xi.Эòîïîзâîëèëîñêîíñòðóèðîâàòьèíäåêñ

òàêèì îáðàзîì, чòî áîëåå âûñîêèå зíàчåíèÿ èíäåêñà ñîîò-

âåòñòâóюò ëóчшåé ñèòóàöèè ñ êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчè-

âîñòью. Тàêîå ïðåîáðàзîâàíèå áûëî íåîáхîäèìî, òàê êàê â

ôîðìóëå(1)ïðåäïîëàãàåòñÿáîëååâûñîêîåзíàчåíèåèíäè-

êàòîðà êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчèâîñòь äëÿ ñòðàí ñ ëóчшèìè

хàðàêòåðèñòèêàìè. Пîëóчåííûå ðåзóëьòàòû ïðèâåäåíû íà

ñëåäóющåìðèñóíêå.
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ðèíãàïðîèñхîäÿщèхïðîöåññîâèïðèíÿòèÿñîîòâåòñòâóющèх

äåéñòâèéâîáëàñòèêîíñòèòóöèîííûхðåôîðì.

Пðèâåäåííûé àíàëèз ïîêàзûâàåò, чòî äàжå ñòðàíû ñ

ïåðåхîäíîéэêîíîìèêîéèìåюòäîñòàòîчíîðàзëèчíûåñèòóà-

öèèñóðîâíåìêîíñòèòóöèîíàëèзìà.Изðèñóíêà3ìîжíîñäå-

ëàòьâûâîä,чòîñòðàíûìîãóòáûòьðàзäåëåíûíàîïðåäåëåí-

íû êëàñòåðû, èìåющèå äîñòàòîчíî ñхîжèå хàðàêòåðèñòèêè.

Дëÿíàхîжäåíèÿèàíàëèзàэòèхãðóïïîáðàòèìñÿêêëàñòåð-

íîìóàíàëèзó.

Клàстåðíыйàíàлèз

Êëàñòåðíûéàíàëèз–эòîñîâîêóïíîñòьìåòîäîâ,ïîзâî-

ëÿющèéêëàññèôèöèðîâàòьìíîãîìåðíûåíàáëюäåíèÿ,êàж-

äîå èз êîòîðûх îïèñûâàåòñÿ íàáîðîì èñхîäíûх ïåðåìåí-

íûх.

Сóщåñòâóåòäâàîñíîâíûхìåòîäàêëàñòåðíîãîàíàëèзà–

èåðàðхèчåñêèéèìåòîäk-ñðåäíèх.Âäàííîéñòàòьåìûáóäåì

èñïîëьзîâàòь èåðàðхèчåñêèé ìåòîä êàê íàèáîëåå ïîäхîäÿ-

щèé äëÿ äàííûх ñ íåáîëьшèì êîëèчåñòâîì íàáëюäåíèé, à

òàêжåàëãîðèòìîìäâóхшàãîâîãîìåòîäàêëàñòåðíîãîàíàëè-

зà,ðåàëèзîâàííîãîâïàêåòåSPSS.Пîäðîáíóюèíôîðìàöèю

îá эòîì ìåòîäå ìîжíî íàéòè â äîêóìåíòàöèè ïàêåòà SPSS.

Аëãîðèòì èåðàðхèчåñêîãî ìåòîäà êëàñòåðíîãî àíàëèзà

шèðîêî èзâåñòåí, à åãî ïîäðîáíîå îïèñàíèå ìîжíî íàéòè,

íàïðèìåð,âòîéжåêíèãåЛ.А.Сîшíèêîâîé.

Нàñëåäóющåìðèñóíêåïðåäñòàâëåíàäåíäîãðàììàäëÿ

èåðàðхèчåñêîãîàíàëèзàäàííûх2015ã.,ãäåäëÿîïðåäåëåíèÿ

êëàñòåðîâ èñïîëьзîâàíû âñå ïîêàзàòåëè, ðàññчèòûâàåìûå

ФðèäîìХàóñ.

Аíàëèзïîëóчåííûхäàííûхïîêàзûâàåò,чòîîïòèìàëьíûì

ðàзáèåíèåì ÿâëÿåòñÿ ðàзäåëåíèå ñòðàí íà чåòûðå ãðóïïû.

Эòî ðàзáèåíèå ïîêàзàíî íà ðèñóíêå 4. Дëÿ èññëåäóåìûх

ñòðàí èíäèêàòîð êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчèâîñòè äëÿ òàêîãî

ðàзáèåíèÿïîêàзàííàðèñóíêå5.

Дàííûéðèñóíîêïîêàзûâàåò,íàñêîëьêîïîëåзíûììîжåò

áûòьêëàñòåðíûéàíàëèзäëÿìîíèòîðèíãàêîíñòèòóöèîíàëèз-

ìà. Нåñìîòðÿ íà òî, чòî óðîâåíь èíäèêàòîðà êîíñòèòóöèî-

íàëьíîé óñòîéчèâîñòè, íàïðèìåð, â Уêðàèíå íàìíîãî âûшå

чåìâМàêåäîíèè,òåìíåìåíååУêðàèíàîêàзàëàñьâîâòîðîì
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Рèс.3Дèíàмèкàуðîвíякîíстèтуцèîííîйустîйчèвîстè

в2009-2015гîäàх

Пåðåхîäíûå ñòðàíû ïî óðîâíю êîíñòèòóöèîííîé óñòîé-

чèâîñòèìîжíîðàзäåëèòьíàòðèãðóïïû:ñòðàíû,ãäåèíäèêà-

òîð êîíñòèòóöèîííîé óñòîéчèâîñòè èìååò îòðèöàòåëьíîå

зíàчåíèå; ñòðàíû, ãäå èíäèêàòîð èìååò óðîâåíь, áëèзêèé ê

íóëю; ñòðàíû ñ ïîëîжèòåëьíûì óðîâíåì êîíñòèòóöèîííîé

óñòîéчèâîñòè. Из ðèñóíêà 3 îчåâèäíî, чòî зà ïîñëåäíèå 2

ãîäàзàìåòíîóâåëèчèëîñьðàзëèчèåìåжäóóðîâíÿìèêîíñòè-

òóöèîííîéóñòîéчèâîñòèäëÿñòðàí1è3ãðóïï,òàêêàêзàìåò-

íî óâåëèчèëñÿ íàêëîí êðèâûх 2014 è 2015 ãîäîâ ê îñè X. Â

ïåðâóю ãðóïïó âхîäÿò ñòðàíû Сðåäíåé Азèè, Азåðáàéäжàí,

Ðîññèÿ è Бåëàðóñь, à â 3 ãðóïïó ñòðàíû Еâðîñîюзà. Тàêèì

îáðàзîì,зàïîñëåäíèåäâàãîäàðàзëèчèåóðîâíåéêîíñòèòó-

öèîííîéóñòîéчèâîñòèâэòèхñòðàíàхзàìåòíîóâåëèчèëîñь.Â

òîжåâðåìÿäëÿñòðàí,êîòîðûåâхîäÿòâîâòîðóюãðóïïó,óðî-

âåíьêîíñòèòóöèîííîéóñòîéчèâîñòèзàэòèãîäûïðàêòèчåñêè

íåìåíÿëñÿ.ÂэòóãðóïïóâхîäèòòàêжåèАðìåíèÿ.

Уâåëèчåíèåïîëÿðèзîâàííîñòèñòðàíñíàèëóчшåéèíàè-

хóäшåéñèòóàöèåéñóðîâíåìêîíñòèòóöèîííîéóñòîéчèâîñòè

ñâèäåòåëьñòâóåò î íåîáхîäèìîñòè îòñëåжèâàíèÿ è ìîíèòî-
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89

êëàñòåðå,ãäåñðåäíèéóðîâåíьêîíñòèòóöèîííîéóñòîéчèâî-

ñòèíèжåчåìâïåðâîìêëàñòåðå.

Нåäîñòàòêîì ìåòîäà èåðàðхèчåñêîé êëàñòåðèзàöèè â

íåêîòîðîìñìûñëåÿâëÿåòñÿïðîèзâîëьíîñòьâûáîðàêîëèчå-

ñòâà êëàñòåðîâ. Оáûчíî êîëèчåñòâî êëàñòåðîâ â äàííîì

ìåòîäåâûáèðàåòñÿèñхîäÿèзóñëîâèéзàäàчèèöåëåéïðîâî-

äèìîãî àíàëèзà. Дâóхшàãîâûé ìåòîä êëàñòåðíîãî àíàëèзà,

ðåàëèзîâàííûéâSPSS,ëèшåíэòîãîíåäîñòàòêàèäàåòâîз-

ìîжíîñòь àâòîìàòèчåñêè ñðàâíèâàòь ðåзóëьòàòû, ïîëóчåí-

íûåäëÿðàзíîãîêîëèчåñòâàêëàñòåðîâñïîìîщьюèíôîðìà-

öèîííûхêðèòåðèåâ.Âäàííîéñòàòьåìûèñïîëьзóåìèíôîð-

ìàöèîííûéêðèòåðèéАêàèêå.

Â ðåзóëьòàòå èñïîëьзîâàíèÿ äâóхшàãîâîãî ìåòîäà êëà-

ñòåðíîãîàíàëèзàäëÿäàííûх2015ãîäàïîëóчàåì,чòîîïòè-

ìàëьíûìðàзáèåíèåìÿâëÿåòñÿðàзáèåíèåñòðàííà3êëàñòå-

ðà,êîòîðûåïðèâåäåíûíàðèñóíêå6.

Âäàííîìñëóчàå,ìîжíîзàìåòèòь,чòîАðìåíèÿíàхîäèò-

ñÿ âî âòîðîé ãðóïïå ñòðàí, êîòîðûå хàðàêòåðèзóюòñÿ óðîâ-

íåìêîíñòèòóöèîííîéóñòîéчèâîñòèîò-50äî50.

Дâóхшàãîâûé ìåòîä êëàñòåðíîãî àíàëèзà ïîзâîëÿåò

âûÿâèòь íå òîëьêî íàèáîëåå îïòèìàëьíîå ðàзáèåíèå, íî è

îïðåäåëèòьíàèáîëååâàжíûåôàêòîðû,êîòîðûåîïðåäåëÿюò

эòîîïòèìàëьíîåðàзáèåíèå,àòàêжåèññëåäîâàòьхàðàêòåðè-

ñòèêèðàзáèåíèÿ.

Нà ñëåäóющåì ðèñóíêå ïðèâåäåí ñòàíäàðòíûé îòчåò

SPSS î ñòåïåíè âàжíîñòè êàжäîãî ôàêòîðà â îïðåäåëåíèè

îïòèìàëьíîãîðàзáèåíèÿ.Уðîâåíьâàжíîñòèîïðåäåëÿåòñÿñ

ïîìîщьюñòàíäàðòèзèðîâàííîéшêàëûîò0äî1,ãäå0îзíà-

чàåòíåñóщåñòâåííîñòьôàêòîðà,1–íàèáîëьшóюñóщåñòâåí-

íîñòь.
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Рèсуíîк4.
Дåíäîгðàммàèåðàðхèчåскîгîклàсстåðíîгîàíàлèзà2015г.



Рèсуíîк7.
Âàæíîстьфàктîðîв,èспîльзуåмыхвäвухшàгîвîммåтîäå

клàстåðíîгîàíàлèзà2015г.

Изðèñóíêàâèäíî,чòîíàèáîëååâàжíûìèхàðàêòåðèñòè-

êàìè â äàííîì ñëóчàå ÿâëÿюòñÿ Пîêàзàòåëь ãðàжäàíñêîãî

îáщåñòâà(CS),Пîêàзàòåëьíåзàâèñèìîñòèñóäåáíîéâëàñòè

(JFI), Пîêàзàòåëь èзáèðàòåëьíûх ïðîöåññîâ (EP), è Пîêàзà-

òåëьíåзàâèñèìîñòèïðåññû(IM).

Нàñëåäóющåìðèñóíêåïðèâåäåíåщåîäèíñòàíäàðòíûé

îòчåòSPSS,ãäåïîêàзàíûêëàñòåðûèñðåäíèåзíàчåíèÿôàê-

òîðîâäëÿêàжäîãîêëàñòåðà.Фàêòîðûïîêàзàíûïîìåðåóáû-

âàíèÿâàжíîñòè.
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Рèсуíîк6.
Уðîвåíьèíäèкàтîðàкîíстèтуцèîííîйустîйчèвîстèпîклàстåðàм
2015г.íàîсíîвåîптèмèзàцèèспîмîщьюäвухшàгîвîвîмåтîäà

клàстåðèзàцèè

Рèсуíîк5.
Уðîвåíьèíäèкàтîðàкîíстèтуцèîííîйустîйчèвîстèпîклàстå-
ðàм2015г.íàîсíîвåèåðàðхèчåскîгîмåтîäàклàстåðèзàцèè



Из ðèñóíêà âèäíî, чòî зíàчåíèå ñàìîãî âàжíîãî

Пîêàзàòåëÿ ãðàжäàíñêîãî îáщåñòâà äëÿ êëàñòåðà 2 ïîчòè â

1.68ðàзàâûшåчåìêëàñòåðà3.

Ðèñóíîê8ïîзâîëÿåòäëÿêàжäîéîòäåëьíîéñòðàíûñäå-

ëàòьâûâîäûîòîì,êàêèåôàêòîðûíàхîäÿòñÿíèжåñðåäíåãî

зíàчåíèÿâêëàñòåðåèñëåäîâàòåëьíîÿâëÿюòñÿòåìèïîêàзà-

òåëÿìè, êîòîðûå äîëжíû áûòь îñîáåííî âàжíû äëÿ îòâåò-

ñòâåííûхзàðàзðàáîòêóïîëèòèêèâñôåðåêîíñòèòóöèîííîãî

ðåãóëèðîâàíèÿ. Â òàáëèöå 2 ïðèâåäåíû зíàчåíèÿ ïîêàзàòå-

ëåéäëÿАðìåíèèèГðóзèè,àòàêжåñðåäíèåзíàчåíèÿâòîðî-

ãîêëàñòåðà.

ПîкàзàтåлèäåмîкðàтèчåскîгîðàзвèтèяäляГðузèè

èАðмåíèè

Таблица 2

Пîòðåìèзчåòûðåхíàèáîëååâàжíûхïîêàзàòåëåé,îïðå-

äåëåííûх ñ ïîìîщью êëàñòåðíîãî àíàëèзà, Аðìåíèÿ èìååò

îöåíêè íèжå ñðåäíåãî â ñâîåì êëàñòåðå. Эòî Пîêàзàòåëь

ñóäåáíîé âëàñòè (-0.5), Пîêàзàòåëь èзáèðàòåëьíûх ïðîöåñ-

ñîâ(-0.62)èПîêàзàòåëьíåзàâèñèìîñòèïðåññû(-0.87).Эòî

èìåííî òå îïðåäåëåííûå ñ ïîìîщью  ñðàâíèòåëьíîãî êëà-

ñòåðíîãîàíàëèзàïîêàзàòåëè,íàêîòîðûåíåîáхîäèìîîáðà-

щàòь îñîáîå âíèìàíèå ïðè ôîðìèðîâàíèè ïðèîðèòåòîâ

ïîëèòèêè.

Нà ðèñóíêå 9  ïðåäñòàâëåíû зíàчåíèÿ ïîêàзàòåëåé ïî

êàжäîìóêëàñòåðó,àòàêжåìåäèàíàè25%è75%ïðîöåíòèëè

ïîêàжäîìóïîêàзàòåëю.Пîêàзàòåëèîòñîðòèðîâàíûïîñòå-

ïåíèâàжíîñòèâêëàñòåðíîìàíàëèзå.

Пðèìåчàòåëьíî,чòîñðåäíååзíàчåíèåâòîðîãîêëàñòåðà,

âêîòîðîìíàхîäèòñÿèАðìåíèÿ,ïðàêòèчåñêèäëÿâñåхïîêà-
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Рèсуíîк10.
Уðîвåíьèíäèкàтîðàкîíстèтуцèîííîйустîйчèвîстè

пîклàстåðàм2015г.íàîсíîвåîптèмèзàцèè
спîмîщьюäвухшàгîвîвîмåтîäàклàстåðèзàцèè

Êàêâèäíîèзðèñóíêà10,èâäàííîìñëóчàåîïòèìàëьíûì

îêàзàëîñьðàзäåëåíèåñòðàííàòðèêëàñòåðà,êîòîðûåóñëîâ-

íî ìîжíî íàзâàòь ãðóïïàìè ñ íèзêèì, ñðåäíèì è âûñîêèì

óðîâíåì êîíñòèòóöèîíàëèзìà. Мîжíî зàìåòèòь,чòî ñîñòàâ

êëàñòåðîâ зíàчèòåëьíî èзìåíèëñÿ. Â чàñòíîñòè, Аðìåíèÿ

ïåðåìåñòèëàñьèзãðóïïûñíèзêèìóðîâíåìêîíñòèòóöèîíà-

ëèзìà â ãðóïïó ñî ñðåäíèì óðîâíåì êîíñòèòóöèîíàëèзìà.

Пðîâåäåííûéàíàëèзïîêàзàë,чòîзàïåðèîäñ2011ïî2015

ãîäû ñåðьåзíûх èзìåíåíèé â êëàñòåðàх íå íàáëюäàëîñь. Â

òîжå âðåìÿ зíàчèòåëьíûå èзìåíåíèÿ ïðîèзîшëè â 2009 è

2010 ãã. Сêîðåå âñåãî ïðèчèíîé òàêèх èзìåíåíèé ÿâëÿюòñÿ

ãëîáàëьíûåэêîíîìèчåñêèåèïîëèòèчåñêèåñîáûòèÿ.Âчàñò-

íîñòè,2009è2010ãîäûэòîïåðèîäãëîáàëьíîãîэêîíîìèчå-

ñêîãîêðèзèñà.

Нà ñëåäóющåì ðèñóíêå ïðåäñòàâëåíà âàжíîñòь ïîêàзà-

òåëåéäëÿäâóхшàãîâîãîìåòîäàêëàñòåðíîãîàíàëèзàâ2009

ãîäó.

зàòåëåé ñîâïàäàåò ñ ìåäèàíîé îáщåãî ðàñïðåäåëåíèÿ. Â

öåëîìðèñóíîê9ïîêàзûâàåò,чòîïîëóчåííîåðàзäåëåíèåíà

êëàñòåðû äåéñòâèòåëьíî àäåêâàòíî îïèñûâàåò èзóчàåìóю

ïðîáëåìó, òàê êàê хàðàêòåðèñòèêè êëàñòåðîâ зíàчèòåëьíî

îòëèчàюòñÿäðóãîòäðóãà.

Иíòåðåñíîòàêжåðàññìîòðåòьêàêèзìåíèëîñьâîâðåìå-

íèñòðóêòóðàêëàñòåðîâ.Сэòîéöåëьюìûïðèìåíèëèìåòîä

äâóхшàãîâîãî êëàñòåðíîãî àíàëèзà òàêжå ê ïîêàзàòåëÿì

ФðèäîìХàóñзà2009ã.Ðåзóëьòàòûïðåäñòàâëåíûíàðèñóíêå

10.
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ñòè.Âêàчåñòâåèíñòðóìåíòîâìîíèòîðèíãàèäèàãíî-

ñòèêè êîíñòèòóöèîííîñòè ìîãóò áûòь ïðèìåíåíû

èåðàðхèчåñêèé è äâóхшàãîâûé ìåòîäû êëàñòåðíîãî

àíàëèзà. Пîêàзàíî, чòî ðåзóëьòàòû, ïîëóчåííûå ñ

ïîìîщью äâóхшàãîâîãî ìåòîäà, áîëåå ïðåäïîчòè-

òåëьíû.

 Уâåëèчåíèå ïîëÿðèзîâàííîñòè ñòðàí ñ íàèëóчшåé è

íàèхóäшåé ñèòóàöèåé ñ óðîâíåì êîíñòèòóöèîííîé

óñòîéчèâîñòè ñâèäåòåëьñòâóåò î íåîáхîäèìîñòè

îòñëåжèâàíèÿ è ìîíèòîðèíãà ïðîèñхîäÿщèх ïðîöåñ-

ñîâèïðèíÿòèÿñîîòâåòñòâóющèхäåéñòâèéâîáëàñòè

êîíñòèòóöèîííûх ðåôîðì. Аíàëèз, ïðîâåäåííûé íà

îñíîâå хàðàêòåðèñòèê äåìîêðàòèчåñêîãî ðàзâèòèÿ

ïåðåхîäíûх ñòðàí, ïîêàзàë, чòî íàèáîëåå îïòèìàëь-

íûì ðàзäåëåíèåì ñòðàí íà êëàñòåðû ïî óðîâíю êîí-

ñòèòóöèîíàëèзìà ÿâëÿåòñÿ ðàзäåëåíèå íà ãðóïïû ñ

íèзêèì, ñðåäíèì è âûñîêèì óðîâíåì êîíñòèòóöèîíà-

ëèзìà.

 Ðàзäåëåíèåíàòðèãðóïïûÿâëÿåòñÿîïòèìàëьíûìäëÿ

àíàëèзàâ2009-2015ãîäàх.Сîñòàâêëàñòåðîâìåíÿëñÿ

âòåчåíèåэòîãîâðåìåíè.Нàèáîëååèíòåíñèâíîèзìå-

íåíèÿïðîèñхîäèëèâ2009è2010ãã.Аðìåíèÿâ2009

ãîäóíàхîäèëàñьâãðóïïåñòðàíñíèзêèìóðîâíåìêîí-

ñòèòóöèîíàëèзìà. С 2011 ãîäà Аðìåíèÿ ïîäíÿëàñь â

ãðóïïóñòðàíñîñðåäíèìóðîâíåìêîíñòèòóöèîíàëèз-

ìà.

 Дâóхшàãîâûé ìåòîä êëàñòåðíîãî àíàëèзà ïîзâîëÿåò

îïðåäåëèòьíàèáîëååâàжíûåïîêàзàòåëè,îïðåäåëÿю-

щèåóðîâåíьêîíñòèòóöèîíàëèзìà.Нàèáîëååâàжíûìè

ïîêàзàòåëÿìè â 2015 ã. îêàзàëèñь: Пîêàзàòåëь ãðàж-

äàíñêîãî îáщåñòâà (CS), Пîêàзàòåëь íåзàâèñèìîñòè

ñóäåáíîé âëàñòè (JFI),  Пîêàзàòåëь èзáèðàòåëьíûх

ïðîöåññîâ (EP), Пîêàзàòåëь íåзàâèñèìîñòè ïðåññû

(IM).Эòîíàèáîëååâàжíûéðåзóëьòàòäàííîãîèññëå-

äîâàíèÿñòîчêèзðåíèÿðåêîìåíäàöèéäëÿïðîâåäåíèÿ

ïîëèòèêè,íàïðàâëåííîéíàóëóчшåíèåóðîâíÿêîíñòè-

òóöèîíàëèзìàâñòðàíå.

 Пðåäëîжåííàÿ ìåòîäèêà ïîзâîëÿåò òàêжå îòñëåжè-

âàòьèзìåíåíèÿâàжíîñòèхàðàêòåðèñòèêêîíñòèòóöèî-
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Рèсуíîк11.
Âàæíîстьфàктîðîв,èспîльзуåмыхвäвухшàгîвîммåтîäå

клàстåðíîгîàíàлèзà2015г.

Êàê âèäíî èз ðèñóíêà, èзìåíèëàñь íå òîëьêî ñòðóêòóðà

êëàñòåðîâïîñðàâíåíèюñ2015ãîäîì,íîèâàжíîñòьïàðà-

ìåòðîâïðèîïðåäåëåíèèêëàñòåðîâ.Âчàñòíîñòè,èзñðàâíå-

íèÿðèñóíêîâ7è11ìîжíîзàìåòèòь,чòîâ2009ãîäóâчèñëå

ïåðâûхчåòûðåххàðàêòåðèñòèêíàхîäèëñÿПîêàзàòåëьäåìî-

êðàòèчíîñòè ãîñóäàðñòâåííîãî óïðàâëåíèÿ (NCOV). Â 2015

ãîäóâìåñòîэòîãîïîêàзàòåëÿôèãóðèðóåòПîêàзàòåëьãðàж-

äàíñêîãîîáщåñòâà.

Âывîäы

 Êëàñòåðíûé àíàëèз íàðÿäó ñ ðàñчåòîì èíäåêñà êîí-

ñòèòóöèîííîéóñòîéчèâîñòèÿâëÿåòñÿâàжíûìèíñòðó-

ìåíòîì ìîíèòîðèíãà è äèàãíîñòèêè êîíñòèòóöèîííî-
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А.Âàðäåвàíяí

Советник Председателя 

Конституционного Суда Республики Àрмения, к.ю.н.

25-лåтèåКîíстèтуцèîííîму Ñуäу

РîссèйскîйФåäåðàцèè25лåт

25 ëåò íàзàä, 30 îêòÿáðÿ 1991 ãîäà ñîñòîÿëîñь ïåðâîå

ðàáîчåå ñîâåщàíèå Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà ÐСФСÐ è ñïóñòÿ

íåñêîëьêîìåñÿöåâ,14ÿíâàðÿ1992ãîäà–ïåðâîåзàñåäàíèå.

Пðèíÿòîñчèòàòь,чòîîðãàíûêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿ

ñòîÿòâûшåâñåхâåòâåéãîñóäàðñòâåííîéâëàñòè,àðåзóëьòàòû

ãîñóäàðñòâåííî-âëàñòíîéäåÿòåëьíîñòè,âûðàжàющèåñÿâíîð-

ìîòâîðчåñòâå ëèáî â ñóäåáíîì è èíîì ïðàâîïðèìåíåíèè,

ÿâëÿюòñÿîáъåêòàìèêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿ.

Бîëåå òîãî, áîëьшèíñòâî îðãàíîâ, îñóщåñòâëÿющèх êîí-

ñòèòóöèîííîåïðàâîñóäèå,òàêжåíàäåëåíûïîëíîìîчèåìðàз-

ðåшàòьñïîðûîêîìïåòåíöèèâûñшèхãîñóäàðñòâåííûхîðãàíîâ

âëàñòè,чòîñâèäåòåëьñòâóåòîòîì,чòîêîíñòèòóöèîííûåñóäû

ÿâëÿюòñÿñóäàìèíàäâëàñòью.

Зà 25 ëåò Êîíñòèòóöèîííûé Сóä Ðîññèéñêîé Фåäåðàöèè

óòâåðäèëñÿ êàê ñòîÿщèé íàä âñåìè âåòâÿìè ãîñóäàðñòâåííîé

âëàñòè ñóä, êîòîðûé ïðè îñóщåñòâëåíèè ñâîèх ïîëíîìîчèé

ðóêîâîäñòâóåòñÿòîëьêîÊîíñòèòóöèåéÐîññèéñêîéФåäåðàöèè

èФåäåðàëьíûìêîíñòèòóöèîííûìзàêîíîìîÊîíñòèòóöèîííîì

СóäåÐîññèéñêîéФåäåðàöèè.

Â îäíîé èз ñâîèх ìîíîãðàôèé Пðåäñåäàòåëь Êîíñòèòó-

öèîííîãî Сóäà Ðåñïóáëèêè Аðìåíèÿ Г.Г. Аðóòюíÿí îòìåòèë:

“ПóòьîòÊîíñòèòóöèèêêîíñòèòóöèîíàëèзìóíåзàêàíчèâàåòñÿ

ïðèíÿòèåì Оñíîâíîãî Зàêîíà”. Нå ñëóчàéíî, чòî ìíîãèå ñчè-

òàюòîðãàíûêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿãàðàíòîìîáåñïåчå-

íèÿêîíñòèòóöèîíàëèзìà.Сóâåðåííîñòьюìîжíîñêàзàòь,чòî

Êîíñòèòóöèîííûé Сóä Ðîññèéñêîé Фåäåðàöèè ñ ïåðâîãî äíÿ
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íàëèзìà. Тàê, â 2009 ãîäó íàèáîëåå âàжíûìè îêàзà-

ëèñьñëåäóющèåхàðàêòåðèñòèêè:Пîêàзàòåëьèзáèðà-

òåëьíûх ïðîöåññîâ (EP), Пîêàзàòåëь íåзàâèñèìîñòè

ñóäåáíîé âëàñòè (JFI), Пîêàзàòåëь íåзàâèñèìîñòè

ïðåññû(IM),Пîêàзàòåëьäåìîêðàòèчíîñòèãîñóäàðñò-

âåííîãîóïðàâëåíèÿ(NCOV).
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Constitutionaldiagnosisonthebasisofthe
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73-Н,ЗÐ-74-Н,ЗÐ-75-Н,ЗÐ-76-НèЗÐ-77-Н,àòàêжåñòàòåé6è

10íàхîäÿщåãîñÿâñèñòåìíîéñâÿзèñíèìèЗàêîíàÐА“Оïîäî-

хîäíîì íàëîãå” (ЗÐ-246-Н) Êîíñòèòóöèè Ðåñïóáëèêè Аðìåíèÿ

íà îñíîâàíèè îáðàщåíèÿ äåïóòàòîâ Нàöèîíàëьíîãî Сîáðàíèÿ

ÐА” ñîñëàëñÿ íà Пîñòàíîâëåíèå Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà

ÐîññèéñêîéФåäåðàöèèîò14ôåâðàëÿ2013ã.N4-П).

Пðè ðåшåíèè âîïðîñîâ ñîîòâåòñòâèÿ ïðàâîâûх àêòîâ

Êîíñòèòóöèè Ðîññèéñêîé Фåäåðàöèè Êîíñòèòóöèîííûé Сóä

ÐîññèéñêîéФåäåðàöèèâñåãäàîïèðàëñÿíàöåëûéðÿäâзàèìî-

ñâÿзàííûх ïðèíöèïîâ ïðàâà. Ê òàêèì ïðèíöèïàì, зàôèêñèðî-

âàííûìâðåшåíèÿхСóäà,îòíîñÿòñÿ:âåðхîâåíñòâîïðàâà,ñïðà-

âåäëèâîñòь, ïðàâîâîå ãîñóäàðñòâî, ïðîïîðöèîíàëьíîñòь,

ðàâåíñòâîâñåхïåðåäзàêîíîì,íåïðèêîñíîâåííîñòьñîáñòâåí-

íîñòè,ïðåзóìïöèÿíåâèíîâíîñòè,íåäîïóñòèìîñòьïîâòîðíîãî

íàêàзàíèÿ зà îäíî è òî жå ïðàâîíàðóшåíèå, ðàзäåëåíèå âëà-

ñòåéèîáóñëîâëåííàÿèìñèñòåìàñäåðжåêèïðîòèâîâåñîâèäð.

Пðàêòèêà ïî ðåшåíèÿì Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà Ðîññèéñ-

êîéФåäåðàöèèñâèäåòåëьñòâóåòîòîì,чòîäëÿСóäàïðèîðèòå-

òîì âñåãäà áûë è îñòàåòñÿ ïðèíöèï âåðхîâåíñòâà ïðàâà, â

ðåзóëьòàòåчåãîÊîíñòèòóöèîííûéСóäÐîññèéñêîéФåäåðàöèè

âзÿëíàñåáÿðîëьэôôåêòèâíîãîîðãàíàзàщèòûôóíäàìåíòàëь-

íûхïðàâèñâîáîäчåëîâåêàèãðàжäàíèíà,чåìèîáóñëàâëèâà-

åòñÿ íàëèчèå ïðèáëèзèòåëьíî 15 òûñÿч îáðàщåíèé â Сóä.

Дàííûå ðåзóëьòàòû áåзóñëîâíî ñâèäåòåëьñòâóюò î äîâåðèè ê

Сóäó. Â ñâîåé ïðàêòèêå Êîíñòèòóöèîííûé Сóä ðàññìàòðèâàë

ñïîðíûåâîïðîñû,êàñàющèåñÿñàìûхðàзëèчíûхñôåðжèзíå-

äåÿòåëьíîñòè чåëîâåêà (ïîëèòèчåñêîé, ãðàжäàíñêîé, ñîöèàëь-

íîé,àòàêжåэêîíîìèчåñêîéèêóëьòóðíîé).

Сëåäóåòòàêжåîòìåòèòь,чòîïðàâîâûåïîзèöèèÊîíñòèòó-

öèîííîãî Сóäà èìåюò зíàчåíèå íå òîëьêî äëÿ ïåðåñìîòðà ïî

êîíêðåòíîìóäåëó,íîèäëÿâñåхäðóãèхðåшåíèé,âðåзóëьòàòå

чåãîïðàâîâûåïîзèöèèÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàèãðàюòïðåâåí-

òèâíóюðîëьäëÿäðóãèхâîзìîжíûхïðàâîíàðóшåíèé.

Êàêãîâîðèòñÿ,“òåîðèÿâñåãäàëåжèòâîñíîâåïðàêòèêè”,èâ

эòîì àñïåêòå ìíîãîчèñëåííûå íàóчíûå ðàáîòû êàê Пðåäñå-

äàòåëÿ Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà Ðîññèéñêîé Фåäåðàöèè

ÂàëåðèÿДìèòðèåâèчàЗîðьêèíà,òàêèñóäåéСåðãåÿПåòðîâèчà

Мàâðèíà,НèêîëàÿСåìåíîâèчàБîíäàðÿ,ГàäèñàАáäóëëàåâèчà

Гàäжèåâàèäðóãèхîòíîñèòåëьíîðàзëèчíûхâàжíåéшèхâîïðî-
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ñîзäàíèÿèïî ñåé äåíь èãðàåòâàжíåéшóюðîëьâïðîöåññåñòà-

íîâëåíèÿêîíñòèòóöèîíàëèзìàâñòðàíå.

Âàжíåéшàÿ âñïîìîãàòåëьíàÿ ðîëь â эòîì ïðîöåññå ïðè-

íàäëåжèò àêòèâíîìó ìåжäóíàðîäíîìó ñîòðóäíèчåñòâó ìåжäó

êîíñòèòóöèîííûìè ñóäàìè. И â эòîì âîïðîñå Êîíñòèòóöèîí-

íûé Сóä Ðîññèéñêîé Фåäåðàöèè ïðîÿâëÿåò зàñëóжèâàющóю

âûñîêîé îöåíêè èíèöèàòèâó. Êîíñòèòóöèîííûé Сóä Ðîññèéñ-

êîé Фåäåðàöèè ïðèíèìàåò óчàñòèå âî Âñåìèðíîé êîíôåðåí-

öèèïîêîíñòèòóöèîííîìóïðàâîñóäèю,ÿâëÿåòñÿîäíèìèзóчðå-

äèòåëåé Êîíôåðåíöèè îðãàíîâ êîíñòèòóöèîííîãî êîíòðîëÿ

ñòðàííîâîéäåìîêðàòèè,ïîëíîïðàâíûìчëåíîìÊîíôåðåíöèè

åâðîïåéñêèх êîíñòèòóöèîííûх ñóäîâ, Аññîöèàöèè àзèàòñêèх

êîíñòèòóöèîííûхñóäîâ.Пîìèìîэòîãî,ÊîíñòèòóöèîííûéСóä

ÐФðåãóëÿðíîîðãàíèзóåòðàзëèчíûåìåжäóíàðîäíûåôîðóìû.

ÊîíñòèòóöèîííûéСóäÐîññèéñêîéФåäåðàöèèâûïîëíÿåòè

ïðîäîëжàåòâûïîëíÿòьâàжíåéшóюðîëьâñòàíîâëåíèèïðàâî-

âîãî äåìîêðàòèчåñêîãî ãîñóäàðñòâà, óêðåïëåíèè êîíñòèòó-

öèîííûхãàðàíòèé,зàщèòåïðàâчåëîâåêà,ðàзðåшåíèèïðèíöè-

ïèàëьíûх ñïîðîâ ïî êîíñòèòóöèîííûì ïîëíîìîчèÿì, òåì

ñàìûìñîзäàâàÿîïðåäåëåííûåïðåäïîñûëêèäëÿóñòîéчèâîãî

ðàзâèòèÿîáщåñòâàèñòàíîâëåíèÿãðàжäàíñêîãîîáщåñòâà.

ЗàïðîшåäшèåäâàäöàòьïÿòьëåòÊîíñòèòóöèîííûìСóäîì

Ðîññèéñêîé Фåäåðàöèè áûëà ïðîäåëàíà îãðîìíàÿ ðàáîòà ïî

îôèöèàëьíîãìó òîëêîâàíèю ñòàòåé Êîíñòèòóöèè Ðîññèéñêîé

Фåäåðàöèè.Нåîáхîäèìîîòìåòèòь,чòîзàïðîéäåííûéïåðèîä

Сóäîì áûë âûÿâëåí êîíñòèòóöèîííî-ïðàâîâîé ñìûñë îòäåëь-

íûхíîðìзàêîíîäàòåëьñòâà,чòîïîзâîëèëîâïîëíîéìåðåðàз-

ðåшèòьìíîãèåïðàâîâûåêîëëèзèè.

Хîòèìîòìåòèòь,чòîîïûòÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàÐîññèéñ-

êîéФåäåðàöèèâîìíîãèхñëóчàÿхèзóчàåòñÿèîòðàжàåòñÿïðè

îñóщåñòâëåíèè êîíñòèòóöèîííîãî ïðàâîñóäèÿ â Ðåñïóáëèêå

Аðìåíèÿâñîîòâåòñòâóющèхïîñòàíîâëåíèÿхêàêèñòîчíèêìåж-

äóíàðîäíîé ïðàêòèêè êîíñòèòóöèîííîãî ïðàâîñóäèÿ (íàïðè-

ìåð, Êîíñòèòóöèîííûé Сóä Ðåñïóáëèêè Аðìåíèÿ â ñâîåì

Пîñòàíîâëåíèèîò7èюëÿ2015ã.ПÊС-1224“Пîäåëóîáîïðå-

äåëåíèè âîïðîñà ñîîòâåòñòâèÿ ïðèíÿòîãî Нàöèîíàëьíûì

СîáðàíèåìÐА21.06.2014ã.ЗàêîíàÐАî âíåñåíèèèзìåíåíèéâ

ЗàêîíÐА“Оíàêîïèòåëьíûхïåíñèÿх”/ЗÐ-67-Н/èñâÿзàííûхñ

íèìзàêîíîâЗÐ-68-Н,ЗÐ-69-Н,ЗÐ-70-Н,ЗÐ-71-Н,ЗÐ-72-Н,ЗÐ-
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А.Пхðèкяí

Зав едующая отделом международных договоров 

Правовой консультативной службы 

Конституционного Суда Республики Àрмния,

к.ю.н., доцент

КîíстèтуцèîííîмуÑуäуЛàтвèè20лåт

Зàïëåчàìè20ëåò.Эòîíåìíîãî,íîèíåìàëî.Оáщåèз-

âåñòíî,чòîñòàíîâëåíèåèðàзâèòèåêîíñòèòóöèîííîéюñòèöèè

âëюáîìãîñóäàðñòâå,èîñîáåííîâãîñóäàðñòâàх,ãäåðàзâèòèå

ïðàâîâîé ñèñòåìû è ïðàâîñîзíàíèÿ íàñåëåíèÿ â òåчåíèå

íåñêîëьêèх äåñÿòèëåòèé â ñèëó ñëîжèâшèхñÿ îáñòîÿòåëьñòâ

îòñòàâàëîîòñâîèхзàïàäíûхñîñåäåé,–эòîñëîжíûéïðîöåññ,

âêëючàющèéâñåáÿíåñêîëьêîэòàïîâ.

Еñëè â юðèäèчåñêèх è ïîëèòèчåñêèх êðóãàх ñîюзíûх ðåñ-

ïóáëèêâñèëóèñòîðèчåñêèхîáñòîÿòåëьñòâëèшьâêîíöå80-хè

âíàчàëå90-х ãîäîâïðîшëîãîâåêàíàчàëèàêòèâíîðàзâèâàòь

èäåю î íåîáхîäèìîñòè ñîзäàíèÿ ñïåöèàëèзèðîâàííûх îðãà-

íîâ, êîòîðûå îáåñïåчèëè áû ïðàâîâóю îхðàíó êîíñòèòóöèè è

íåзûáëåìîñòь êîíñòèòóöèîííîãî ïîðÿäêà â ãîñóäàðñòâå, òî â

ïîëèòèчåñêèх êðóãàх Лàòâèè åщå â 1930-х ãîäàх îáñóжäàëàñь

èäåÿîíåîáхîäèìîñòèñîзäàíèÿîðãàíà,êîòîðûéîáåñïåчèëáû

îхðàíóСàòâåðñìå(Êîíñòèòóöèè).

Пðè âîññòàíîâëåíèè íåзàâèñèìîãî è äåìîêðàòèчåñêîãî

Лàòâèéñêîãîãîñóäàðñòâàíåîáхîäèìîñòьñîзäàíèÿîðãàíàêîí-

ñòèòóöèîííîãî ïðàâîñóäèÿ áûëà âíå âñÿêîãî ñîìíåíèÿ.

ÊîíñòèòóöèîííûéСóäâêàчåñòâåñóäà,ðàзðåшàющåãîñïîðûâ

ñâÿзè ñ âîïðîñàìè ïðèìåíåíèÿ зàêîíîäàòåëьíûх àêòîâ, áûë

óïîìÿíóò â Дåêëàðàöèè “О âîññòàíîâëåíèè íåзàâèñèìîñòè

ЛàòâèéñêîéÐåñïóáëèêè”,ïðèíÿòîéÂåðхîâíûìСîâåòîì4ìàÿ

1990 ãîäà. Зàêîí “О Êîíñòèòóöèîííîì Сóäå Лàòâèéñêîé

ñîâêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿ,êîíñòèòóöèîíàëèзìàèòåî-

ðèèïðàâàâöåëîìñïîñîáñòâóюòïðèíÿòèюòàêèхïîñòàíîâëå-

íèé,êîòîðûåñîäåðжàòíåòîëьêîïðàêòèчåñêèåðåшåíèÿ,íîè

ïîäòâåðжäàюòñÿôóíäàìåíòàëьíûìèòåîðåòèчåñêèìèïîëîжå-

íèÿìè.

Пîëьзóÿñь ñëóчàåì, èñêðåííå хîòèì ïîзäðàâèòь Êîíñòè-

òóöèîííûéСóäÐîññèéñêîéФåäåðàöèèñюáèëååìèïîжåëàòь

ñóäьÿìèâñåìåãîñîòðóäíèêàìäàëьíåéшåéàêòèâíîéèïëîäî-

òâîðíîéðàáîòûâîèìÿòîðжåñòâàäåìîêðàòèèèâåðхîâåíñòâà

ÊîíñòèòóöèèâîáëàãîíàðîäîâÐîññèè.
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ìèâðàзâèòèèзàêîíîäàòåëьñòâàèôîðìèðîâàíèèïðàâîïðèìå-

íèòåëьíîéïðàêòèêè.

Â ñèëó зàñëóжåííîãî àâòîðèòåòà è âûñîêîãî èìèäжà â

îáщåñòâå, íàëàжåííîãî ìåхàíèзìà ñîòðóäíèчåñòâà ñ зàêîíî-

äàòåëьíîé è èñïîëíèòåëьíîé âåòâÿìè âëàñòè Êîíñòèòóöèîí-

íûé Сóä Лàòâèè íåñîìíåííî ìîжíî ñчèòàòь ñîñòîÿâшèìñÿ è

äåéñòâåííûìèíñòèòóòîìêîíñòèòóöèîííîãîêîíòðîëÿ.

Âэòîìêîíòåêñòåíåëьзÿíåîòìåòèòьòàêжåðîëьèâûñîêèé

ïðîôåññèîíàëèзì áûâшèх è íûíåшíèх чëåíîâ è ïðåäñåäàòå-

ëåéÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàЛàòâèè,áåзóñåðäèÿêîòîðûхáûëî

áûòðóäíîïðåäñòàâèòьïðîöåñññòàíîâëåíèÿèâûñîêèéñòàòóñ

â ëàòâèéñêîì îáщåñòâå, êîòîðûì îáëàäàåò Êîíñòèòóöèîííûé

Сóäñåãîäíÿ.

Нåîáхîäèìî îòìåòèòь òàêжå ðîëь è àêòèâíîå óчàñòèå

Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà Лàòâèè â äâóхñòîðîííåì è ìíîãîñòî-

ðîííåìôîðìàòåâñôåðåìåжäóíàðîäíîãîñîòðóäíèчåñòâà,â

чàñòíîñòè  ìåжäó îðãàíàìè êîíñòèòóöèîííîãî ïðàâîñóäèÿ,

ïðàâîзàщèòíûìè èíñòèòóòàìè è ìåжäóíàðîäíûìè îðãàíèзà-

öèÿìè,áåзчåãîòðóäíîáûëîáûïðåäñòàâèòьîðãàíèчíîåðàз-

âèòèåèíñòèòóòàêîíñòèòóöèîííîãîêîíòðîëÿâíóòðèñòðàíû.

Âчàñòíîñòè,ìîжíîîòìåòèòьìíîãîôîðìàòíîåñîòðóäíè-

чåñòâîñЕâðîïåéñêîéêîìèññèåé“Зàäåìîêðàòèючåðåзïðàâî”

(Âåíåöèàíñêîéêîìèññèåé),чëåíñòâîâÊîíôåðåíöèèåâðîïåé-

ñêèхêîíñòèòóöèîííûхñóäîâ,âðàìêàхêîòîðîéîñóщåñòâëÿåòñÿ

âзàèìíîå èíôîðìèðîâàíèå ñóäîâ-чëåíîâ ïî âîïðîñàì ìåòî-

äîâèхðàáîòûèèхñóäåáíîéïðàêòèêèêîíñòèòóöèîííîãîêîíò-

ðîëÿ,àòàêжåîáìåíèäåÿìèïîèíñòèòóöèîíàëьíûì,ñòðóêòóð-

íûìèôóíêöèîíàëьíûìâîïðîñàìâîáëàñòèêîíñòèòóöèîííîãî

ïðàâîñóäèÿ.

Нåñîìíåííî,ïóòьñòàíîâëåíèÿèíñòèòóòàêîíñòèòóöèîííî-

ãîïðàâîñóäèÿâЛàòâèè,êàêèâäðóãèхñòðàíàх,íåëåãîê,òàêêàê

íàэòîìïóòèíåèзáåжíîñòàëêèâàåшьñÿñзàäàчàìè,ïðîáëåìà-

ìè, êðèзèñàìè, êîòîðûå íàðàâíå ñ óñîâåðшåíñòâîâàíèåì

ñîöèàëьíîé,эêîíîìèчåñêîé,ïîëèòèчåñêîéèïðàâîâîéñèñòåì

îáщåñòâà ñòàíîâÿòñÿ áîëåå ìíîãîãðàííûìè è òðóäíî ðåшàå-

ìûìè.

Иìåííîâэòîìñìûñëåèíåîöåíèìûïðîшåäшèåäâàäöàòь

ëåò,âòåчåíèåêîòîðûхÊîíñòèòóöèîííûéСóäЛàòâèè,êàêíàì

âèäèòñÿ,íàêîïèëäîñòàòîчíûéîïûòâäåëåзàщèòûôóíäàìåí-
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Ðåñïóáëèêè”áûëïðèíÿò5èюíÿ1996ãîäà.

НàîñíîâàíèèÊîíñòèòóöèèÐåñïóáëèêèèâûшåóïîìÿíóòî-

ãîЗàêîíàÊîíñòèòóöèîííûéСóäЛàòâèéñêîéÐåñïóáëèêèðàñ-

ñìàòðèâàåò äåëà î ñîîòâåòñòâèè зàêîíîâ è ïîäïèñàííûх èëè

зàêëючåííûхЛàòâèåéìåжäóíàðîäíûхäîãîâîðîâ(âòîìчèñëå

è äî óòâåðжäåíèÿ ñîîòâåòñòâóющèх äîãîâîðîâ â Сàэéìå)

Êîíñòèòóöèè;îñîîòâåòñòâèèäðóãèхíîðìàòèâíûхàêòîâèëèèх

чàñòåéïðàâîâûìíîðìàì(àêòàì)âûñшåéюðèäèчåñêîéñèëû;î

ñîîòâåòñòâèèíàöèîíàëьíûхïðàâîâûхíîðìЛàòâèèòåìзàêëю-

чåííûìЛàòâèåéìåжäóíàðîäíûìäîãîâîðàì,êîòîðûåíåíàхî-

äÿòñÿâïðîòèâîðåчèèñÊîíñòèòóöèåé;àòàêжåîñîîòâåòñòâèè

äðóãèхàêòîâСàэéìû,Êàáèíåòàìèíèñòðîâ,Пðåзèäåíòàãîñó-

äàðñòâà, Пðåäñåäàòåëÿ Сàэéìû è Пðåзèäåíòà ìèíèñòðîâ (зà

èñêëючåíèåìàäìèíèñòðàòèâíûхàêòîâ)зàêîíó.Пðàâîíàîáðà-

щåíèåâÊîíñòèòóöèîííûéСóäèìåюòãîñóäàðñòâåííûåîðãàíû

è èх äîëжíîñòíûå ëèöà, óêàзàííûå â ñò.17 Зàêîíà “О

ÊîíñòèòóöèîííîìСóäåЛàòâèéñêîéÐåñïóáëèêè”,àñ2001ãîäà

–òàêжåôèзèчåñêèåëèöàâñëóчàåóщåìëåíèÿîïðåäåëåííûхâ

Êîíñòèòóöèèîñíîâíûхñâîáîä.

Сîãëàñíî îôèöèàëьíîé ñòàòèñòèêå, зà ïðîшåäшèå äâà

äåñÿòêà ëåò чèñëî зàÿâëåíèé, ïðåäñòàâëåííûх íà ðàññìîòðå-

íèè êîëëåãèÿìè Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà, ïðåâûñèëî 3000. А

чèñëîâîзáóжäåííûхâÊîíñòèòóöèîííîìСóäåäåëзàïðîшåä-

шèéïåðèîäñîñòàâëÿåòîêîëî600äåë.Оòìåòèì,чòîñðåäèâîз-

áóжäåííûхäåëóäåëьíûéâåñïðèхîäèòñÿíàäåëà,âîзáóжäåí-

íûå íà îñíîâàíèè зàÿâëåíèé ôèзèчåñêèх è юðèäèчåñêèх ëèö

(îêîëî 400 äåë). Эòî ñâèäåòåëьñòâóåò î òîì, чòî âíåäðåíèå

èíñòèòóòà èíäèâèäóàëьíîé êîíñòèòóöèîííîé жàëîáû áûëî

îïðàâäàííûì шàãîì è îщóòèìî ïîâëèÿëî íà ñòàíîâëåíèå

èíñòèòóòà êîíñòèòóöèîííîãî ïðàâîñóäèÿ â Лàòâèéñêîé

Ðåñïóáëèêå.

Зà эòè 20 ëåò Êîíñòèòóöèîííûé Сóä Лàòâèéñêîé Ðåñïóá-

ëèêèîðãàíèчíîâïèñàëñÿâñèñòåìóîðãàíîâãîñóäàðñòâåííîé

âëàñòèÐåñïóáëèêè.ЗàãîäûñâîåéäåÿòåëьíîñòèÊîíñòèòóöèîí-

íûéСóäЛàòâèéñêîéÐåñïóáëèêèâðàìêàхñâîåéêîìïåòåíöèè

ïðèíÿë ðÿä âàжíûх ðåшåíèé ïî зàщèòå Êîíñòèòóöèè

Ðåñïóáëèêè,êîòîðûåíåòîëьêîîêàзàëèñåðьåзíîåâëèÿíèåíà

îáåñïåчåíèå ïðàâ è ñâîáîä чåëîâåêà è ãðàжäàíèíà è îхðàíó

êîíñòèòóöèîííîãîïîðÿäêàñòðàíû,íîèâûñòóïèëèîðèåíòèðà-
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Ф.Тîхяí

Член Конституционного Суда Республики Àрмения

Двàäцàтèлåтíèйпутьстàíîвлåíèяèðàзвèтèя

КîíстèтуцèîííîгîÑуäàРåспублèкèАðмåíèя

Êîíñòèòóöèîííûé Сóä Ðåñïóáëèêè Аðìåíèÿ áûë ñôîðìè-

ðîâàí 6 ôåâðàëÿ 1996 ãîäà íà îñíîâå ïðèíÿòîé â 1995 ãîäó

ÊîíñòèòóöèèÐА.ДîэòîãîâÐåñïóáëèêåАðìåíèÿíåñóщåñòâî-

âàëî ïîäîáíîãî êîíñòèòóöèîííîãî îðãàíà èëè âûñшåé ñóäåá-

íîéèíñòàíöèèñïîäîáíûìèïîëíîìîчèÿìè.

Изäåéñòâóющèхâìèðåìîäåëåéêîíñòèòóöèîííîãîïðàâî-

ñóäèÿâАðìåíèèáûëàâûáðàíàòàêíàзûâàåìàÿ“åâðîïåéñêàÿ”

ìîäåëь,ò.å.áûëñôîðìèðîâàíñïåöèàëèзèðîâàííûéñóäåáíûé

îðãàí, êîòîðûé ïî Êîíñòèòóöèè áûë íàäåëåí ôóíêöèåé îñó-

щåñòâëåíèÿ âûñшåãî êîíñòèòóöèîííîãî êîíòðîëÿ ïóòåì ñïå-

öèàëèзèðîâàííîãî êîíñòèòóöèîííîãî ïðàâîñóäèÿ. Уêàзàííàÿ

ôóíêöèÿ âïåðâûå áûëà ñôîðìóëèðîâàíà òîëьêî â ðåзóëьòàòå

ïðîâåäåííûх êîíñòèòóöèîííûх ðåôîðì 2005 ã. è áîëåå чåòêî

зàôèêñèðîâàíàêîíñòèòóöèîííûìèèзìåíåíèÿìè2015ã.

Â чàñòíîñòè, ñîãëàñíî ñòàòьå 167 ðåôîðìèðîâàííîé

Êîíñòèòóöèè êîíñòèòóöèîííîå ïðàâîñóäèå îñóщåñòâëÿåò

Êîíñòèòóöèîííûé Сóä, îáåñïåчèâàÿ âåðхîâåíñòâî Êîíñòè-

òóöèè.Сîãëàñíîñòàòьå1äåéñòâóющåãîЗàêîíàÐА“ОÊîíñòèòó-

öèîííîìСóäå”(ïðèíÿòîãî01.06.2006ã.)ÊîíñòèòóöèîííûéСóä

–âûñшèéîðãàíêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿ,îáåñïåчèâàю-

щèéâåðхîâåíñòâîèíåïîñðåäñòâåííîåäåéñòâèåÊîíñòèòóöèè

âïðàâîâîéñèñòåìåÐåñïóáëèêèАðìåíèÿ.

Âêðàòöåìîжíîêîíñòàòèðîâàòь,чòîÊîíñòèòóöèîííûéСóä

ÐА ïðèзâàí âûñòóïàòь â êàчåñòâå âûñшåãî хðàíèòåëÿ Êîíñòè-

òóöèèÐА(ååíîðì,ïðèíöèïîâèöåííîñòåé).

Âñòàòьå168ðåôîðìèðîâàííîéÊîíñòèòóöèèÐАîïðåäåëå-

íû 12 ãðóïï ïîëíîìîчèé Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà ÐА, êîòîðûå

ÿâëÿюòñÿèñêëючèòåëьíîéñôåðîéåãîäåÿòåëьíîñòè.Нèîäèí
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òàëьíûх êîíñòèòóöèîííûх öåííîñòåé â öåëÿх óñòîéчèâîãî è

äèíàìèчíîãîðàзâèòèÿîáщåñòâàèãîñóäàðñòâà,àòàêжåðåшå-

íèÿâñåхïîäâåäîìñòâåííûхåìóзàäàч,äåðжàêóðñíàэâîëю-

öèîííîåêîíñòèòóöèîííîåðàзâèòèå.

Пîëьзóÿñь ñëóчàåì, хîòèì ïîзäðàâèòь Êîíñòèòóöèîííûé

Сóä Лàòâèéñêîé Ðåñïóáëèêè ñ юáèëååì è ïîжåëàòь ñóäьÿì è

âñåìó àïïàðàòó ïëîäîòâîðíîé ðàáîòû, чòîáû Êîíñòèòóöèîí-

íûé Сóä ïðîäîëжàë áåñïðåïÿòñòâåííî èñïîëíÿòь ñâîю ôóíê-

öèюîхðàíûÊîíñòèòóöèèèêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîïîðÿäêàâ

ñòðàíå è чòîáû àâòîðèòåò è èìèäж Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà â

Ðåñïóáëèêåâîзðàñòàëñîðàзìåðíîñíàêîïëåííûìèãîäàìè.
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Пðàâèòåëьñòâî ÐА, Зàщèòíèê ïðàâ чåëîâåêà ÐА, ñóäû è

ГåíåðàëьíûéïðîêóðîðÐА,îðãàíûìåñòíîãîñàìîóïðàâëåíèÿ,

íî чòî ñàìîå ãëàâíîå – êàжäîå ëèöî ïî êîíêðåòíîìó äåëó,

êîãäàâíàëèчèèèìååòñÿîêîíчàòåëьíûéàêòñóäà,èñчåðïàíû

âñåñðåäñòâàñóäåáíîéзàщèòûèîñïàðèâàåòñÿêîíñòèòóöèîí-

íîñòьïðèìåíåííîãîêíåìóэòèìàêòîìïîëîжåíèÿзàêîíà),чòî

äàëîâîзìîжíîñòьáîëååэôôåêòèâíîèñïîëьзîâàòьïîòåíöèàë

Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà â äåëå óñòðàíåíèÿ ïðîáåëîâ â äåé-

ñòâóющåì зàêîíîäàòåëьñòâå è óêðåïëåíèÿ êîíñòèòóöèîííîé

зàêîííîñòèâñòðàíå.Оñîáîâàжíîåзíàчåíèåïîëóчèëîâíåä-

ðåíèåèíñòèòóòàèíäèâèäóàëьíîéêîíñòèòóöèîííîéжàëîáû.

ÂðåзóëьòàòåðåôîðìûÊîíñòèòóöèèâ2015ã.ïðîèзîшëè

ñåðьåзíåéшèå èзìåíåíèÿ â êîíñòèòóöèîííîì ñòàòóñå

ÊîíñòèòóöèîííîãîСóäà.Âчàñòíîñòè,ïîëíîñòьюèзìåíèëèñь

ïîðÿäîê åãî ôîðìèðîâàíèÿ, ñðîê ìàíäàòà ñóäåé, ïîðÿäîê

âûáîðàðóêîâîäñòâàСóäà,êðóãïîëíîìîчèé,ñóáъåêòîâèîáъ-

åêòîâêîíñòèòóöèîííîãîêîíòðîëÿ.Уêàзàííûåíîðìûâîéäóòâ

ñèëóñàïðåëÿ2018ãîäà.Бåзóñëîâíî,эòî“ðåâîëюöèîííûå”

èзìåíåíèÿ,êîòîðûåâîìíîãîìïîâûñÿòэôôåêòèâíîñòьäåÿ-

òåëьíîñòèÊîíñòèòóöèîííîãîСóäà.

С 2006 ãîäà Êîíñòèòóöèîííûé Сóä ÐА ðàáîòàåò â ïåðå-

ãðóжåííîì ðåжèìå, î чåì ñâèäåòåëьñòâóåò ñòàòèñòèêà ðàñ-

ñìîòðåííûхзàэòèãîäûäåë.Тàê,âïåðèîäñ1èюëÿ2006ã.ïî

1ôåâðàëÿ2016ã.âÊîíñòèòóöèîííûéСóäÐАîáðàщàëèñь:

ПðåзèäåíòÐА–388îáðàщåíèé;

íåìåíååчåìîäíàïÿòàÿчàñòьäåïóòàòîâ

НàöèîíàëьíîãîСîáðàíèÿ–9îáðàщåíèé;

ПðàâèòåëьñòâîÐА–1îáðàщåíèå;

ñóäû–25îáðàщåíèé;

Гåíåðàëьíûéïðîêóðîð–6îáðàщåíèé;

Зàщèòíèêïðàâчåëîâåêà–36îáðàщåíèé;

îðãàíûìåñòíîãîñàìîóïðàâëåíèÿ–0îáðàщåíèéèäð.

Тîëьêîíàîñíîâàíèèîáðàщåíèéôèзèчåñêèхèюðèäèчå-

ñêèх ëèö Êîíñòèòóöèîííûé Сóä ïðèíÿë ê ðàññìîòðåíèю 456

äåë,ïðèэòîìâñëóчàå2963îáðàщåíèé,êîòîðûåáûëèÿâíîíå

ïîäâåäîìñòâåííûÊîíñòèòóöèîííîìóСóäó,áûëîîòêàзàíî.

Оñóщåñòâëÿÿ ñâîю èñêëючèòåëьíóю ìèññèю êîíñòèòó-

öèîííîãî ïðàâîñóäèÿ, Êîíñòèòóöèîííûé Сóä ÐА, íàчèíàÿ ñ

1996ã.,ïîëíîñòьюèëèчàñòèчíîïðèзíàëíåêîíñòèòóöèîííû-
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èíîéâûñшèéêîíñòèòóöèîííûéãîñóäàðñòâåííûéîðãàí(áóäьòî

зàêîíîäàòåëьíûé, èñïîëíèòåëьíûé èëè ñóäåáíûé) íå ìîжåò

îñóщåñòâëÿòь эòè ïîëíîìîчèÿ. Êîíêðåòíûå ïîëíîìîчèÿ

Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà, êîòîðûå êàñàюòñÿ êîíñòèòóöèîííîãî

êîíòðîëÿ зà íîðìàòèâíî-ïðàâîâûìè àêòàìè Нàöèîíàëьíîãî

Сîáðàíèÿ,ПðåзèäåíòàÐА,ПðàâèòåëьñòâàÐА,îðãàíîâìåñòíî-

ãî ñàìîóïðàâëåíèÿ, îïðåäåëåíû íà êîíñòèòóöèîííîì óðîâíå.

Тàêèìîáðàзîì, зàêîíîäàòåëьíåóïîëíîìîчåííèðàñшèðèòь,

íèñóзèòьêðóãïîëíîìîчèéÊîíñòèòóöèîííîãîСóäà.

Ê ñîжàëåíèю, â ðåзóëьòàòå êîíñòèòóöèîííûх ðåôîðì

2005ã.íåáûëàðåàëèзîâàíàèäåÿðàзëèчåíèÿêîíñòèòóöèîí-

íûхèòåêóщèхзàêîíîâ,ñóщåñòâóющàÿâîìíîãèхåâðîïåéñêèх

ñòðàíàх,èäåéñòâóющèéЗàêîíÐА“ОÊîíñòèòóöèîííîìСóäå”

èìååòñòàòóñòåêóщåãî,“îáûчíîãî”зàêîíà,êîòîðûéñîãëàñíî

ñòàòьå71áûâшåéÊîíñòèòóöèèìîãïðèíèìàòьñÿèèзìåíÿòь-

ñÿâäîâîëьíîïðîñòîìïîðÿäêå,чòîñèëьíîîñëàáëÿëîïðàâî-

âûåãàðàíòèèíåзàâèñèìîñòèÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàÐА.

Оòðàäíî,чòîâðåзóëьòàòåîñóщåñòâëåííûхðåôîðìáûëà

ââåäåíàèäåÿêîíñòèòóöèîííûхзàêîíîâ,èîäíèìèз7 òàêèх

зàêîíîâ äîëжåí ñòàòь Êîíñòèòóöèîííûé зàêîí ÐА “О

ÊîíñòèòóöèîííîìСóäå”.

Âíàчàëьíûéïåðèîääåÿòåëьíîñòè(1996-2006ãã.)èзïðè-

íÿòûх Êîíñòèòóöèîííûì Сóäîì ê ðàññìîòðåíèю äåë òîëьêî

îêîëîäâóхïðîöåíòîâñîñòàâëÿëèäåëà,ñâÿзàííûåñêîíñòèòó-

öèîííîñòью àêòîâ Нàöèîíàëьíîãî Сîáðàíèÿ ÐА (зàêîíû,

ïîñòàíîâëåíèÿ).Пðèэòîìâ òåчåíèåóêàзàííûхëåò1/3чàñòь

äåïóòàòîâНàöèîíàëьíîãîСîáðàíèÿÐА (âêàчåñòâåñóáъåêòà,

èìåющåãî ïðàâî îáðàщàòьñÿ â Êîíñòèòóöèîííûé Сóä) îáðà-

щàëàñьâÊîíñòèòóöèîííûéСóäÐАëèшь2ðàзà(0,4ïðîöåíòà

îòîáщåãîчèñëàîáðàщåíèé).Âэòîòïåðèîäíåáûëîïîëóчåíî

íè îäíîãî îáðàщåíèÿ, êàñàющåãîñÿ êîíñòèòóöèîííîñòè óêà-

зîâ Пðåзèäåíòà ÐА èëè ïîñòàíîâëåíèé Пðàâèòåëьñòâà ÐА. Â

òàêèхóñëîâèÿхãîâîðèòьîíàëèчèèâñòðàíåðåàëьíîãîêîíñòè-

òóöèîííîãîïðàâîñóäèÿìîжíîáûëîñáîëьшèìèîãîâîðêàìè.

Сèòóàöèÿïðèíöèïèàëьíîèзìåíèëàñь,êîãäàâðåзóëьòàòå

ïðèíÿòûх íà ðåôåðåíäóìå 2005 ã. êîíñòèòóöèîííûх ðåôîðì

ñóщåñòâåííî ðàñшèðèëñÿ ñïèñîê ñóáъåêòîâ, èìåющèх ïðàâî

îáðàщàòьñÿâÊîíñòèòóöèîííûéСóä(ПðåзèäåíòÐА,íåìåíåå

чåìîäíàïÿòàÿчàñòьäåïóòàòîâНàöèîíàëьíîãîСîáðàíèÿÐА,
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êðàòèчåñêèхñòðàí,â òîìчèñëåèАðìåíèè, òàêèìïîòåíöèà-

ëîìíåîáëàäàюò.Пîэòîìóêîíñòèòóöèîííûåðåôîðìû2015ã.

áûëèâïîëíåíàзðåâшèìèèíåîáхîäèìûìèèíàðÿäóñäðóãè-

ìèâàжíûìèâîïðîñàìèðåшèëèïðîáëåìûñîзäàíèÿöåëîñò-

íîéèäåéñòâåííîéñèñòåìûêîíñòèòóöèîííîãîïðàâîñóäèÿ.

Âàжíîòàêжåзàêîíîäàòåëьíîзàêðåïèòьчåòêèåìåхàíèз-

ìû, îáåñïåчèâàющèå íàäëåжàщåå èñïîëíåíèå ïîñòàíîâëå-

íèé è ïðàâîâûх ïîзèöèé Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà ÐА. Зäåñь

áîëьшóю ðîëь ìîжåò ñûãðàòь óêîðåíåíèå ïðåäëîжåííîé

ПðåäñåäàòåëåìÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàÐАñèñòåìûêîíñòè-

òóöèîííîãî ìîíèòîðèíãà, êîòîðàÿ äàñò âîзìîжíîñòь îñó-

щåñòâëåíèÿ ïðîäîëжèòåëьíîãî êîíòðîëÿ зà ðåàëèзàöèåé

êîíñòèòóöèîííûхïðèíöèïîâèíîðìâîáщåñòâåííîéжèзíèè

êîíñòèòóöèîíàëèзàöèåéîáщåñòâåííûхîòíîшåíèé.

Êñîжàëåíèю,íóжíîîòìåòèòь,чòîèñïîëíåíèåòðåáîâà-

íèéñòàòьè40ЗàêîíàÐА“ОÊîíñòèòóöèîííîìСóäå”-âñìûñ-

ëåïðåäóñìîòðåíèÿóñòàíîâëåííûхзàêîíîììåðîòâåòñòâåí-

íîñòè-ïðîäîëжàåòíîñèòьôîðìàëьíûéхàðàêòåð,ïîñêîëьêó

эòè ìåðû îòâåòñòâåííîñòè чåòêî íå óñòàíîâëåíû зàêîíîì.

Âåñьìà àêòóàëьíî, чòîáû зàêîíîäàòåëь è â äàííîì âîïðîñå

ïðèìåíèëïîñëåäîâàòåëьíûéïîäхîä.

Аêòèâíàÿ ðîëь Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà âàжíà òàêжå è íà

ìåжäóíàðîäíîéàðåíå.Пðèíàшåìäåéñòâåííîìóчàñòèèáûëè

ñôîðìèðîâàíû Êîíôåðåíöèÿ îðãàíîâ êîíñòèòóöèîí-íîãî

êîíòðîëÿ ñòðàííîâîéäåìîêðàòèè,è Âñåìèðíàÿêîíôåðåíöèÿ

êîíñòèòóöèîííûхñóäîâ,âïåðâîéèзêîòîðûхÊîíñòèòóöèîííûé

СóäÐАèìååòчåñòьïðåäñåäàòåëьñòâîâàòь,àâîâòîðîé–áûòь

ïðåäñåäàòåëåìБюðî.ÊîíñòèòóöèîííûéСóäÐАâëèöåñâîåãî

Пðåäñåäàòåëÿ ïðåäñòàâëåí òàêжå â Бюðî àâòîðèòåòíîé

ÂåíåöèàíñêîéêîìèññèèСîâåòàЕâðîïû,àòàêжåÿâëÿåòñÿчëå-

íîìÊîíôåðåíöèèêîíñòèòóöèîííûхñóäîâåâðîïåéñêèхñòðàí.

Пîñëå êîíñòèòóöèîííûх ðåôîðì 2015 ã. äëÿ

íàшåé ñòðàíû íàчèíàë чðåзâûчàéíî îòâåòñòâåí-

íûé ïåðèîä ðàзâèòèÿ ïîñðåäñòâîì ïðàâà âñåх

ñôåðîáщåñòâåííîéжèзíè.Пåðâîîчåðåäíîéзàäà-

чåé ÿâëÿåòñÿ êîíñòèòóöèîíàëèзàöèÿ ñóщåñòâóю-

щèхïðàâîîòíîшåíèé,ïðèâåäåíèåâñîîòâåòñòâèå

ñêîíñòèòóöèîííûìèïðàâîâûìèðåãóëèðîâàíèÿìè

äåéñòâóющèхíîðìàòèâíî-ïðàâîâûхàêòîâ.

111

ìè 209 ïîëîжåíèé 67 ðàзëèчíûх зàêîíîâ. Тûñÿчè ëюäåé

ñìîãëèíàéòèзàщèòóñâîèхïðàââÊîíñòèòóöèîííîìСóäå.Â

ðåзóëьòàòåäåÿòåëьíîñòèСóäàïðàâîâûåïîзèöèè,âûðàжåí-

íûå â ïðèíÿòûх ê ðàññìîòðåíèю ìíîãîчèñëåííûх äåëàх,

ñóщåñòâåííîñîäåéñòâîâàëèäåëóóêîðåíåíèÿâíàшåéñòðàíå

êîíñòèòóöèîííîñòèèðàзâèòèÿïðàâà.

Тàêèå ïîñòàíîâëåíèÿ Êîíñòèòóöèîííîãî Сóäà èìåëè

íåîäíîзíàчíûå ïðàâîâûå ïîñëåäñòâèÿ. Êàê ïðàâèëî,

НàöèîíàëьíîåСîáðàíèåïîâîзìîжíîñòèáûñòðî,âðÿäåñëó-

чàåââóêàзàííûåÊîíñòèòóöèîííûìСóäîìñðîêè,íàäëåжàщèì

îáðàзîìðåàãèðîâàëîèâñîîòâåòñòâèèñïðàâîâûìèïîзèöèÿ-

ìèÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàîñóщåñòâëÿëîíåîáхîäèìûåзàêî-

íîäàòåëьíûå èзìåíåíèÿ, ïîêàзûâàÿ ïîäîáàющåå ïðàâîâîìó

ãîñóäàðñòâóîòâåòñòâåííîåêîíñòèòóöèîííîåïîâåäåíèå.

Оäíàêîáûëèèåñòьåäèíèчíûåñëóчàè,êîãäàНàöèîíàëь-

íîå Сîáðàíèå íå ïðåäïðèíèìàëî êàêèх-ëèáî ïðàêòèчåñêèх

шàãîâ ïî ðåàëèзàöèè ïðàâîâûх ïîзèöèé Êîíñòèòóöèîííîãî

СóäàÐА.Нåñëóчàéíî,чòîÊîíñòèòóöèîííûéСóäâñâîèхãîäî-

âûхñîîáщåíèÿх2006-2015ãã.îñîñòîÿíèèèñïîëíåíèÿïîñòà-

íîâëåíèéÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàáûëâûíóжäåíïåðèîäèчå-

ñêè îòìåчàòь, чòî ãîñóäàðñòâåííûå îðãàíû è äîëжíîñòíûå

ëèöàïîêàåщåäîëжíûìîáðàзîìíåóчèòûâàюòâûðàжåííûåâ

ïîñòàíîâëåíèÿхÊîíñòèòóöèîííîãîСóäàïðàâîâûåïîзèöèè(â

òîì чèñëå è îòìåчåííûå â ìîòèâèðîâîчíîé чàñòè), êîòîðûå

ÿâëÿюòñÿèñòîчíèêîìêîíñòèòóöèîííîãîïðàâàèïîñâîåéñóòè

ÿâëÿюòñÿòàêжåîôèöèàëьíûìòîëêîâàíèåìêîíñòèòóöèîííûх

ïîëîжåíèé. Мåжäó òåì ìåжäóíàðîäíàÿ ïðàêòèêà êîíñòèòó-

öèîííîãîïðàâîñóäèÿîäíîзíàчíîñâèäåòåëьñòâóåòîòîì,чòî

êîíñòèòóöèîííûéñóäâñâîåìïîñòàíîâëåíèè,ðàñêðûâàÿïðà-

âîâîåñîäåðжàíèåíîðìûÊîíñòèòóöèè,ôîðìóëèðóåòïðàâî-

âóюïîзèöèю,êîòîðàÿèìååòîáÿзàòåëьíûéхàðàêòåðêàêäëÿ

ïðàâîïðèìåíèòåëÿ,òàêèäëÿзàêîíîäàòåëьíûхîðãàíîâ.

Эôôåêòèâíîñòь äåÿòåëьíîñòè êîíñòèòóöèîííîãî ñóäà âî

ìíîãîìîáóñëîâëåíà äåéñòâóющèìêîíñòèòóöèîííûìïîëåì.

СàìàÊîíñòèòóöèÿäîëжíàèìåòьäîñòàòîчíóюñèñòåìóâíóò-

ðèêîíñòèòóöèîííîé ñàìîзàщèòû, ñîäåðжàòь íåîáхîäèìûå

êîíñòèòóöèîííûåãàðàíòèèîáåñïåчåíèÿâåðхîâåíñòâàïðàâà,

ðåàëьíîãîðàзäåëåíèÿâëàñòåé,ïðèзíàíèÿ,ãàðàíòèðîâàíèÿè

зàщèòû ïðàâ чåëîâåêà. Êîíñòèòóöèè ìíîãèх ìîëîäûх äåìî-
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